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 I C A R TO O N D E S  M O N AT S

von Johannes Wehrle 

Nur noch zwei Prüfungen, dann habe 
ich meine Qualifikation in der Tasche! 

Dieses berufsbegleitende Mathematik-Stu-
dium war ein Sprung ins kalte Wasser, 
aber fasziniert haben mich Formeln, Unend-
lichkeiten und knifflige Probleme schon 
immer. Zwischen den gesuchten Mangel-
fächern eine Auswahl zu treffen, fiel also 
nicht schwer. Eine ganz schöne Reise liegt 
nun hinter uns: Wir haben die kantigen 
Felder der linearen Algebra bereist, den 
unstetigen Fluss der Analysis überquert, 
einen Berg aus elementarer Zahlentheorie 
und Algebra erklettert und das sagenum-
wobene Casino der Stochastik besucht. 

ist zu anspruchsvoll!« oder »Diese Art von 
Mathematik braucht man in der Schule 
doch sowieso fast nie.«, diese Kritik konnte 
ich nie wirklich nachvollziehen. Wie sollen 
wir denn Heranwachsende von einem Fach 
begeistern, wenn wir nie wirklich einen Ein-
blick in dessen Komplexität bekommen ha-
ben? Ich werde jedenfalls die Uni-Luft ver-
missen. Mathefans werden mich verstehen, 
wenn ich sage: Das war endlich ein Studium 
in dem man eine Menge versteht, und da-
bei auch noch den Körper definiert! 

Gerade geht es um die Geometrie von 
Euklid, der zwar seit 2300 Jahren nicht 
mehr unter uns weilt, aber seiner Ideen 
haben die Jahrtausende mühelos überdau-
ert. Hätte ich vorher nicht gedacht, dass 
mich das interessiert. Aber, wenn man 
sich in diesem Studium bis zu einem ge-
wissen Punkt durchbeißt, werden Zusam-
menhänge sichtbar. Das Schönste daran 
ist: Es hört nie auf, einen zu fordern! Doch 
wie schafft man es, Neugier und Spaß nicht 
zu verlieren, wenn die Forderung in Über-
forderung umschlägt? Antworten auf diese 
Frage zu finden, ist wirklich schulnah: 
Wenn Schüler*innen am Vorbild lernen, dann 
sollten wir angehenden Lehrenden eine Be-
geisterung dafür in uns tragen, über unseren 
Horizont hinauszuwachsen. »Das Studium 

Schule in 3D
 I KO LU M N E

Johannes Wehrle tourte als Jazzpianist 
durch die Welt. Seit seinem Quereinstieg 

arbeitet er als Musiklehrer an der  
Bettina von Arnim-Schule
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 I S TA N D P U N K T

Rassismus  
ist�das�Problem�
Die rassistische Gewalt gegenüber  

Berliner Schüler*innen zeigt erneut,  
dass Rassismus von der Politik  

nicht angemessen bekämpft wird

dungsverwaltung erklärt in der Schülerförderungs-
verordnung, dass es bei einem überdurchschnittli-
chen Anteil von Kindern nichtdeutscher Herkunfts-
sprache – definiert mit 40 Prozent – Personalzuschläge 
gäbe. Berlinweit liegt aber der Anteil dieser Kinder 
bei 60 Prozent. Das heißt, Mehrsprachigkeit ist die 
Norm und keine Abweichung dieser. Auf den Gewalt-
meldebögen der Schulen gibt es keine expliziten 
Ankreuzkästchen für Rassismus, aber für die ver-
meintliche Herkunft der Tatverdächtigen und Opfer. 
Auf den Seiten der Senbjf kann abgelesen werden, 
wieviel Prozent der Schüler*innen der jeweiligen 
Schulen nichtdeutscher Herkunftssprache sind. Ein 
Paradebeispiel für Othering-Prozesse. 

 

Rassist*innen sind jedoch klar Täter*innen und 
keine Opfer. Die Rufe nach Verständnis relativieren 

und verhöhnen deshalb die wahren Opfer, die nicht 
als solche anerkannt werden. Diesen Menschen wird 
nämlich meist unterstellt, dass sie die Täter*innen 
sind, diejenigen, die Probleme verursachen und die 
Harmonie der Nutella-Familien stören. Eigene verin-
nerlichte Rassismen gegenüber BIPoC Menschen er-
schweren zudem Empathie. Betroffene brauchen 
Räume, in denen sie sich öffnen, Schwäche zeigen 
können und Solidarität erfahren. Nach dem rassisti-
schen Angriff auf eine Kreuzberger Klasse wurde 
gefragt, ob sich die Kinder vor Ort daneben benom-
men hätten oder die Täter alkoholisiert waren. Die 
Lehrkraft wurde beschuldigt, sie hätte im Vorfeld die 
Ortschaft auf rechtes Gewaltpotenzial prüfen müs-
sen. Diese Fragen sind aber irrelevant, denn Fakt ist: 
Die Schüler*innen und Kolleg*innen sind Opfer von 
rechter Gewalt geworden. Rassismus ist das Problem 
und es ist Zeit, das Problem anzugehen!   

Gökhan Akgün, Bezirkleitung Friedrichshain-Kreuzberg

Immer mehr Kinder werden Opfer von rassistischer 
Gewalt. Die Politik bekämpft Rassismus nicht wirk-

sam und die öffentliche Empörung verpufft nach 
einigen Tagen. Bei der Auseinandersetzung mit ras-
sistischen Vorfällen wird der konkrete Fall meist 
nach einem bestimmten Muster analysiert. Erstens: 
Was war der Auslöser für den Übergriff? War es bei-
spielsweise die Kette mit Davidstern eines Schülers 
oder das Kopftuch einer Schülerin? Zweitens: Was ist 
konkret vorgefallen? Und als Drittes erfolgt eine Be-
wertung des Vorfalls. Bei Vorfällen, die Schwarzen 
Personen, Indigenen Menschen und People of Color 
(BIPoC) zugeschrieben werden, bewerten schnell 
selbsterklärte Expert*innen mit rassistischen Verall-
gemeinerungen die Situation. Zudem werden Forde-
rungen nach restriktiven Maßnahmen geäußert; der 
Staat müsse mehr durchgreifen, es brauche erhöhte 
Polizeipräsenz und härtere Strafen.

 Wir sind geprägt von unserer Geschichte. Nie wie-
der Faschismus! Weil nicht sein kann, was nicht sein 
darf, wird Rassismus verdrängt. Aber Rassismus ist 
allgegenwärtig und Menschen werden nicht angegrif-
fen, weil sie Rassismus triggern, sondern weil Ras-
sist*innen sie entmenschlichen und die gewaltbereite 
Konfrontation suchen. Sie haben ein Bild von der 
Gesellschaft – das der weißen Familie aus der 
Nutella- Werbung – welches nicht der Realität ent-
spricht. Dieses wird zur vermeintlichen Norm er-
klärt, die es  gegenüber allem zu verteidigen gilt, 
was davon abweicht. Staatliche Strukturen befeuern 
teilweise rassistische Zuschreibungen. Die Senatsbil-
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20 SCHULE 
»Überschnittliches Engagement«  

von Lehrkräften möchte die  

Berliner Senatsverwaltung mit der  

Verwaltungsvorschrift Leistungsprämie 

belohnen. Warum das für viele  

Kollegien ein Schlag ins Gesicht ist,  

erklärt Christoph Wälz. 

38 TENDENZEN
Die Sommerferien nähern sich. Damit steigt die Gefahr der Zwangsver-

heiratung von Schüler *innen. Warum wir gerade jetzt besonders auf-

merksam sein sollten, zeigt Elisabeth Gernhardt auf.
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28 GEWERKSCHAFT
Am 28. August startet die Berliner 

Arbeitszeitstudie. Bis dahin kannst 

du dich noch als Multiplikator*in 

oder Teilnehmer*in registrieren.  

Gute Gründe für deine Teilnahme 

liefert Ronja Nehls.

Die Arbeitszeitstudie 
mit Berliner Lehrkräften
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8 TITEL Im Bereich der Sozialen 

Arbeit sind wir nach wie vor weit  

entfernt von einem »Tariflohn für  

Alle«. Angesichts dieser Tatsache 

konzentrieren wir uns im Schwer-

punkt auf die Möglichkeiten, die  

uns durch gewerkschaftliche Arbeit 

zur Verfügung stehen, um eine  

gerechtere und sichere Bezahlung 

einzufordern.

 I I N H A LT
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gesicherte und höhere Finanzierung. Un-
terstützung für Betroffene von rechter 
Gewalt, Rassismus und auch für Bil-
dungseinrichtungen zum Umgang mit 
Rechtsextremismus, Rechtspopulismus, 
Rassismus, Antisemitismus und Ver-
schwörungsideologien bieten die mobile 
Beratung gegen Rechtsextremismus Ber-
lin oder die Amadeu-Antonio-Stiftung

 ■ Kostenübernahme für mehr  
als zwei UNTIS-Fortbildungen

Da es zu möglicherweise missverständli-
chen Auskünften bezüglich der Kosten-
übernahme von UNTIS-Fortbildungen 
kam, haben wir uns mit der SenBJF in 
Verbindung gesetzt und folgende Infor-
mationen erhalten: »Die Stunden-
plan-Software Untis steht den öffentli-
chen Berliner Schulen seit dem Jahr 2011 
als Landeslizenz finanziert durch die 
Senatsverwaltung für Bildung, Jugend 
und Familie (SenBJF) zur Verfügung. Sen-
BJF erteilt in diesem Kontext Kostenüber-
nahmen für die Untis-Schulungsmodule, 
welche durch die Landeslizenz abgedeckt 
sind. Aufgrund der notwendigen Absiche-
rung des kontinuierlichen Einsatzes von 
Untis (Sicherstellung der Vertretung bei 
Abwesenheiten im Schulleitungsteam) hat 
SenBJF festgelegt, dass zwei Teilnehmen-
de aus dem Schulleitungsteam geschult 

 ■ Lehrkräftemangel:  
Heraus aus dem Klein-Klein 

Am 22. Juni befasste sich der Bildungs-
ausschuss des Abgeordnetenhauses seit 
langem wieder mit dem drastischen Lehr-
kräftemangel und möglichen Maßnahmen 
zu dessen Bekämpfung. Unser Vorsitzen-
der Tom Erdmann forderte in der Anhö-
rung Senat und Abgeordnetenhaus auf, 
die Lehrkräftebildung auf allen Ebenen 
finanziell und dauerhaft zu stärken: Die 
Ende Mai vorgelegte neue Lehrkräftebe-
darfsprognose wartet erneut mit alarmie-
renden Zahlen auf. Letztes Jahr wurde 
der Einstellungsbedarf für die nächsten 
sieben Jahre noch mit 28.588 Vollzeitstel-
len (VZE) prognostiziert. Nach der neuen 
Prognose sind es 37.608 VZE. Das bedeu-
tet, dass Berlin bis 2030 im Schnitt jedes 
Jahr circa 5.400 Vollzeit-Lehrkräfte benö-
tigt. Die von der Bildungssenatorin für 
dieses Jahr verkündete Lücke von 1.460 
VZE wächst bis 2030 auf bis zu 2.500 pro 
Jahr! Es geht hier aber nicht um nackte 
Zahlen. Es geht um die Bildungschancen 
einer ganzen Generation. Es geht um die 
Arbeitsbedingungen der in Schule Be-
schäftigten, die immer stärker unter dem 
Lehrkräftemangel leiden. Wir müssen 
endlich aus dem Klein-Klein der Maßnah-
men herauskommen und anerkennen, 
dass es hier nicht um ein vorübergehen-
des Problem geht. Die GEW BERLIN hat 

bereits im letzten Jahr mit der Ausbil-
dungs- und Qualitätsoffensive konkrete 
Forderungen für alle Ebenen der Lehr-
kräftebildung vorgelegt. Diese betreffen 
das Lehramtsstudium, das Referendariat, 
den Quereinstieg, die Lehrkräfte ohne 
volle Lehrbefähigung und die Gewinnung 
ausländischer Lehrkräfte.

 ■ Bildungseinrichtungen in ihrem 
Demokratieauftrag stärken 

Die GEW BERLIN verurteilt die rassisti-
schen Übergriffe gegenüber Berliner 
Schüler*innen, die Anfang Mai in einer 
Freizeitanlage in Prieros (Gemeinde Hei-
desee/Brandenburg) geschehen sind. Ge-
gen rechte Gewalt, rassistische Diskrimi-
nierung und jede Form der gruppenbezo-
genen Menschenfeindlichkeit muss auf 
allen Ebenen entschieden gehandelt wer-
den. Betroffene müssen unterstützt wer-
den, Konzepte zum Schutz vor Übergrif-
fen müssen erarbeitet und umgesetzt 
werden. Täter*innen müssen ermittelt 
und mit ihrem gegebenenfalls Gewalt 
und Rechtspopulismus tolerierenden Um-
feld muss gearbeitet werden. Bildungs-
einrichtungen müssen in ihrem Auftrag 
der Demokratieerziehung gestärkt und 
vor rechten Vereinnahmungstendenzen 
geschützt werden. Beratungsstellen ge-
gen Rechts brauchen eine langfristig ab-

 I K U R Z  & B Ü N D I G

Mit den Streik-Cafés – wie hier im Bezirk Tempelhof-Schöneberg – begann am 6. Juni 2023 der dreitägige Streik für einen Tarifvertrag  
Gesundheitsschutz. Zum zwölften Mal forderten tausende Lehrkräfte kleinere Klassen und damit gesunde Arbeitsbedingungen. In den 
beiden darauffolgenden Tagen fand eine Groß demonstration von der Senatsbildungsverwaltung zum Roten Rathaus und eine zentrale 
Streikversammlung im Amphitheater des Mauer parks statt. FOTO: ERIK NOWARRA 
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 I Ü B R I G E N S

werden können. Die Begrenzung auf zwei 
Teilnehmende je Schule gilt nicht, wenn 
jemand die Aufgabe der Stundenplanerin 
bzw. des Stundenplaners neu übernimmt. 
Bei nachvollziehbarer Begründung wer-
den auch darüberhinausgehende Kosten 
durch SenBJF übernommen.«

 ■ Gewalt gegen Kinder: Berliner  
Kitas melden immer mehr Fälle 

Körperliche Übergriffe und unangemes-
sene Erziehungsmethoden: Aus Berliner 
Kitas wurden im vergangenen Jahr 83 Fäl-
le von grenzverletzendem Verhalten ge-
genüber Kindern gemeldet – die höchste 
Zahl der vergangenen vier Jahre. Dazu 
zählten auch Verdachtsfälle, wie eine 
Sprecherin der Bildungsverwaltung mit-
teilte. Aus Sicht der GEW BERLIN zeigen 
die vermehrten Meldungen über Kindes-
wohlgefährdungen, dass viele Kolleg*in-
nen aber auch Eltern und die Kinder 
selbst zunehmend sensibilisiert sind für 
diese Themen. Darauf aufbauend müssen 
weiter Räume geschaffen werden und An-
strengungen unternommen werden, um 
über Fortbildungen für die Pädagog*in-
nen, Aufklärung der Eltern und Partizipa-
tion der Kinder so schnell wie möglich, 
mögliche Gefährdungen zu erkennen und 
entsprechend dagegen vorgegangen wer-
den kann. 

 ■ Was beschäftigt dich im Sozial-  
und Erziehungsdienst?  

Liebe Kolleg*innen, der bestehende Fach-
kräftemangel, der beginnende Zusam-
menbruch des Kitasystems und die Belas-
tungssituation der Kolleg*innen bereiten 
uns Sorgen. Wo bleibt da der Bildungsauf-
trag? Das alles beschäftigt uns. Nun fra-
gen wir uns, welche Schwerpunkte wir als 
Mitglieder der Kita-AG der GEW BERLIN 
für unsere Arbeit setzen sollen? Wir wol-
len mit euch gemeinsam überlegen und 
herausfiltern, welche Themen für unsere 
Gewerkschaft, die sich sowohl für gute 
Arbeitsbedingungen als auch für gute Bil-
dung einsetzt, besonders wichtig sind. 
Nur wenn wir wissen, was dich beschäf-
tigt, können wir uns für eine Verbesse-
rung deiner Arbeitssituation einsetzen. 
Dafür brauchen wir dein Engagement und 
bitten dich bis zum 14. Juli an der kur-

zen Online-Umfrage teilzu-
nehmen. Über die Ergebnisse 
der Umfrage werden wir in-
formieren.

 ■ Wie können schulische Ängste 
abgebaut werden?

Viele Kinder und Jugendliche leiden unter 
Ängsten, wenn sie in die Schule gehen, 
und die Corona-Pandemie hat dieses Pro-
blem noch verschärft. Verschiedene nati-
onale und internationale Studien zeigen, 
dass Schulangst weit verbreitet ist. Erwie-
sen ist auch, dass Kinder, die Angst haben, 
schlechter lernen. Was ist unter Schul-
angst zu verstehen, wie entsteht sie und 
wie können schulische Ängste abgebaut 
werden? In diesem Beitrag hat das Schul-
portal wichtige Fakten, Forschungser-
kenntnisse und pädagogische Lösungsan-
sätze zu dem Thema zusammengetragen. 
deutsches-schulportal.de/schulkultur/was-
ist-schulangst-und-was-koennen-schulen-
dagegen-tun

 ■ Angebote zum  
psychosozialen Wohlbefinden  
in Bildungseinrichtungen

Dare2care begleitet und befähigt Bil-
dungsorganisationen wie Schulen, Hoch-
schulen und Bildungseinrichtungen, das 
psychosoziale Wohlbefinden ihrer Mit-
glieder zu fördern. Junge Menschen brau-
chen Bildungseinrichtungen, die ihr psy-
chosoziales Wohlbefinden ernst nehmen, 
sie für die Zukunft stärken und Unter-
stützung bieten. In Workshops für Schüler-
*innen und Fortbildungen für Pädagog-
*innen an Schulen geht es darum, das 
psychosoziale Wohlbefinden ihrer Schüler-
*innen und des Kollegiums langfristig an 
Ihrer Schule zu fördern. Der Ansatz ist 
ganzheitlich, ressourcenorientiert & nach-
haltig. www.dare2care.de

 ■ Vorschläge zum lösungsorientierten 
Umgang mit dem Lehrkräftemangel

Der dramatische Lehrkräftemangel ist 
nicht nur ein zyklisches, er wird auch ein 
dauerhaftes Problem des deutschen Bil-
dungssystems bleiben. Um diese Heraus-
forderung zu bewältigen und allen Kin-
dern und Jugendlichen unabhängig von 
ihrem Elternhaus gute Bildung zu ermög-
lichen, müssen jetzt schnelle und wirk-
same Lösungen gefunden werden. Die hier 
aufgeführten Empfehlungen der Friedrich- 
Ebert-Stiftung enthalten konkrete, kurz-
fristig umsetzbare Vorschläge, die sich 

sowohl an Bildungspolitik 
und -verwaltung als auch an 
Schulen und Hochschulen 
richten.  

Gegrübelt haben wir, wie wir neue  
Redaktionsmitglieder gewinnen  

können. Herausgekommen ist ein Aufruf 
auf der Rückseite, mit einem Foto der 
letzten Sitzung.

Engagierter als es auf dem Bild aus -
sieht verlaufen die Diskussionen in der 

Redaktion. In jeder Sitzung geht es quer 
durch alle Themen der GEW und darüber 
hinaus: Bildungspolitik in allen Bereichen, 
Gewerkschafts- und Gesellschaftsthemen. 
Alles ist dabei.

Wenn du dir das mal anschauen 
möchtest, dann komm gerne zum 

Schnuppern vorbei. Wir sind eine offene 
Runde – und freuen uns sehr über Unter-
stützung!                 mhh
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Gleicher Lohn  
für Gleiche Arbeit

Steigender Ökonomisierungsdruck, fehlende Finanzierungen, keine 
flächendeckende Tarifbindung – Die Bezahlung bei freien Trägern der 

Sozialen Arbeit ist höchst unterschiedlich und liegt mitunter weit unter 
den tariflichen Standards. Tarifarbeit im Fokus der GEW BERLIN

von Fabian Schmidt
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kämpfen um Aufträge aus öffentlicher Hand in der 
Sozialen Arbeit. Während sich die meisten freien 
Träger der Gemeinnützigkeit verschrieben haben, 
bedeutet Gemeinnützigkeit nicht unbedingt, dass 
diese Unternehmen keine Gewinne machen können. 
Sie müssen sie nur wieder ins Unternehmen reinves-
tieren, aber nicht unbedingt in die Löhne ihrer Mit-
arbeiter*innen. Mittlerweile ist die Anzahl an freien 
Trägern allein in Berlin auf mehr als 1.900 (Stand 
2020) mit mehr als 16.000 Beschäftigten allein bei 
den Trägern der Kinder- und Jugendhilfe angewach-
sen, Tendenz steigend. Auch die Finanzierung vieler 
Bereiche in der Sozialen Arbeit hat sich gewandelt. 
Weg vom Kostendeckungsprinzip hin zur Leistungs-
finanzierung in Form von beispielsweise Fachleis-
tungsstunden und einem kleineren Zuwendungsbe-
reich für zum Beispiel Jugendclubs und Familien-
zentren. Hier kann man auch klare Parallelen zwi-
schen Sozialer Arbeit und dem Gesundheitssektor 
feststellen, indem im Zuge der Ökonomisierung das 
Kostendeckungsprinzip der Krankenhäuser zuguns-

Die Soziale Arbeit, Kinder- und Jugendhilfe war in 
den letzten Jahrzehnten großen Veränderungs-

prozessen unterzogen, die nicht nur zu einer mas-
siven Vergrößerung der Anzahl von freien Trägern 
geführt hat, sondern auch zu geringerer Tarifbin-
dung, einer Verringerung von Löhnen und Ver-
schlechterung von Arbeitsbedingungen. Das bringt 
für die GEW BERLIN und ihre gewerkschaftliche Ar-
beit einige Herausforderungen mit, die ich gerne 
etwas näher erörtern möchte. 

Während noch Anfang der Neunziger Jahre viele 
Angebote in öffentlicher Hand waren, sind im Zuge 
der Ökonomisierung der Sozialen Arbeit und der 
Kommunen immer mehr Angebote durch freie Trä-
ger übernommen worden. Nicht nur die klassischen 
Träger der Wohlfahrtspflege wie Arbeiterwohlfahrt 
(AWO), Volkssolidarität, Caritas, Diakonie und Deut-
sches Rote Kreuz (DRK) fingen an, ihre Angebote zu 
erweitern und in die Lücken zu gehen, die der Staat 
öffnete. Eine Vielzahl von sogenannten Sozialunter-
nehmen sind inzwischen hinzugekommen und 

»Die LohnGefälle der beschäftiGten  
haben sich in den letzten zwei  
Jahrzehnten starK ausdifferenziert.« 
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Fabian Schmidt,  
Vorstandsbereich Kinder-,  

Jugendhilfe und Sozialarbeit

Trägern mit Tarifverträgen noch viel zu gering. Aber 
selbst wo es noch nicht gelang, Tarifverträge zu ver-
handeln, konnten Betriebsräte mit Hilfe der GEW 
BERLIN bessere Löhne und Arbeitsbedingungen für 
die Beschäftigten erreichen.  

Mit fairen Löhnen dem Konkurrenzkampf  
ein Ende setzen

Mittlerweile macht sich auch ein anderer Effekt be-
merkbar. Der Fachkräftemangel wirkt sich in der So-
zialen Arbeit ähnlich wie in anderen Branchen mit 
eher niedrigen Löhnen massiv aus und die Träger, ob 
öffentliche oder freie Träger, spüren in allen Berei-
che Personalmangel. Das macht natürlich gute Löhne 
auch für die freien Träger attraktiver, um einen Wett-
bewerbsvorteil um Personal vor anderen Trägern zu 
haben. Der Fachkräftemangel ist wahrscheinlich 
auch einer der Gründe, warum es seit kurzem Ver-
handlungen für einen Flächentarifvertrag in Berlin 
mit der Paritätischen Arbeitgebergemeinschaft (PTG) 
gibt. Die Anzahl der Träger ist zwar noch recht ge-
ring, aber es sind schon jetzt große Träger wie der 
Humanistischen Verband und das Union Hilfswerk 
dabei. Einige freie Träger scheinen also erkannt zu 
haben, dass ein einheitliches Tarif- und Lohnsystem 
mehr Vorteile hat, als der zermürbende Konkurrenz-
kampf um die Fachkräfte. Ob die Verhandlungen 
gelingen werden und ein Tarifvertrag so nah wie 
möglich oder gleichwertig zum TV-L SuE erreicht 

werden kann, hängt von 
vielen Faktoren ab. Die 
Interessenlagen und 
Strukturen der Träger 
sind höchst unter-
schiedlich, der Organi-
sationsgrad der Be-
schäftigten in den Be-
trieben auch. Eine wei-

tere Hürde ist die Zusammenarbeit mit ver.di, die 
sich nicht immer einfach gestaltet. Um diese Aufga-
ben und die Tarifbindung bei freien Trägern weiter 
zu stärken, muss sich die GEW BERLIN für die Zu-
kunft noch stärker aufstellen und auch neue Wege 
wagen. Auch wenn die GEW immer wieder erfolg-
reich Beschäftigte beim Kampf für bessere Arbeits-
bedingungen unterstützt, sind die Kolleg*innen im 
Alltag häufig auf sich allein gestellt. Für eine konti-
nuierliche betriebliche Gewerkschaftsarbeit braucht 
es daher mehr Ressourcen. 

ten von Fallpauschalen abgeschafft wurde. Dies 
führt bei den freien Trägern, wie auch im Gesund-
heitssektor, zu einem höheren Kosten- und Spar-
druck. Und da bei Sozialunternehmen rund 70 Pro-
zent der Kosten durch das Personal entstehen, ist 
das natürlich auch der Bereich mit dem meisten 
Einsparpotential.

Nicht nur der Markt ist durch die große Anzahl an 
Trägern weitaus unübersichtlicher geworden. Auch 
die Lohngefälle der Beschäftigten haben sich in den 
letzten zwei Jahrzehnten stark ausdifferenziert. 
Häufig leider zum Nachteil der Beschäftigten. Mit 
der Ersetzung des Bundesangestelltentarifvertrags 
(BAT), der in vielen Trägern noch analog angewandt 
wurde, kam es zu einer weiteren Verschlechterung 
der Bezahlung von Beschäftigten bei freien Trägern 
gegenüber dem öffentlichen Dienst. 

Attraktivität von Tarifverträgen erhöhen

Mittlerweile zahlen nur noch wenige Träger nach Ta-
rifvertrag der Länder für den Sozial- und Erzie-
hungsdienst (TV-L SuE). Manche Träger lehnen sich 
mehr oder weniger an den TV-L an, oft aber nicht zu 
hundert Prozent und mit abgespeckten Konditionen. 
Auch das kürzlich novellierte Berliner Vergabe- und 
Auftragsgesetz (2022), dass eine Tariftreue bei öf-
fentlichen Aufträgen festlegt, lässt bisher freie Trä-
ger der Sozialen Arbeit bei der Regelung aus, obwohl 
auch sie eigentlich Leistungen im Auftrag der öffent-
lichen Mittelgeber ausfüh-
ren. Diesem Prozess versu-
chen viele Beschäftigte mit 
Hilfe der GEW BERLIN etwas 
entgegen zu setzen. Die 
GEW BERLIN unterstützt die 
Kolleg*innen nicht nur in-
dividuell mit Rechtsschutz, 
sondern auch beratend bei 
der Gründung von Betriebsräten sowie beim Kampf 
um Tarifverträge. Was leider oft wegen mangelnder 
Ressourcen auf der Strecke bleibt, ist die Unterstüt-
zung und der Aufbau von Betriebsgruppen, die der 
betriebliche Arm der GEW BERLIN (§16 Satzung GEW 
BERLIN) sein sollen. Trotz Vereinzelung und immer 
höheren Arbeitsdruck konnten Beschäftigte immer 
wieder Erfolge feiern und unter anderem mit der Hil-
fe der GEW BERLIN mit einigen Trägern Tarifverträge 
verhandeln. Ein prominentes Beispiel ist die Lebens-
hilfe Berlin, wo vor vielen Jahren Beschäftigte mit 
Hilfe der GEW BERLIN einen Tarifvertrag erkämpften. 
Um die Attraktivität von Tarifverträgen zu erhöhen, 
hat das Land Berlin auch die Möglichkeiten für freie 
Träger verbessert, sich Tarifverträge refinanzieren 
zu lassen. Das hatte leider bisher nur wenig Erfolg, 
auch weil die Verwaltung kaum mit der Umsetzung 
hinterherkommt. Sieht man die massive Anzahl von 
freien Trägern alleine in Berlin, ist selbst zusammen 
mit der Tarifarbeit von ver.di, die Anzahl an freien 

»um die tarifbindunG bei freien 
träGern weiter zu stärKen, muss 
sich die Gew berlin für die zu-
Kunft noch stärKer aufstellen.«
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deutlich erhöht werden. Die Koalition wird prüfen, 
wie sowohl die Träger im Sozial-, Erziehungs- und 
Bildungsbereich als auch die im Bereich der öffent-
lich geförderten Berliner Beschäftigungs-, Bildungs-, 
und Beratungsträger dazu befähigt werden, Tarife 
auf Höhe des TV-L anzuwenden.«

Sehr geehrte Frau Katharina Günther-Wünsch (Se-
natorin für Bildung, Jugend und Familie) und sehr 
geehrte Frau Cansel Kiziltepe (Senatorin für Arbeit, 
Soziales, Gleichstellung, Integration, Vielfalt und An-
tidiskriminierung), die GEW BERLIN fordert Sie auf, 
sich der Problematik endlich ernsthaft anzunehmen. 
Wir stehen für Gespräche bereit und werden auch 
nicht müde werden, Sie an ihre eigenen Worte zu 
erinnern. 

Berlin hat eine neue Regierung und wieder einmal 
wurde auch das Thema faire Vergütung für die 

sozialen Berufe in den Koalitionsvertrag aufgenom-
men. Grund zum Jubel bricht unter den Beschäftig-
ten dennoch nicht aus. Aber der Reihe nach.

Erstmals 2017, damals noch unter R2G, einer dem 
Vernehmen nach Arbeitnehmer*innen gewogene Lan-
desregierung, wurden zaghafte Versuche unternom-
men, Tarifbindungen sowie verbindliche Lohnsteige-
rungen bei freien Trägern der Jugendhilfe und Ein-
gliederungshilfe zunächst zu prüfen und in Ansät-
zen auch zu realisieren. Die Notwendigkeit dieser 
Politik liegt auf der Hand, denn in dieser Stadt gilt 
nach wie vor: Gleichen Lohn gibt es nicht für die 
gleiche Arbeit. Eine Kita-Erzieherin zum Beispiel, die 
ihr Leben lang bei einem freien Kita Träger beschäf-
tigt war, kann im Extremfall mit Lohneinbußen über 
die gesamte Lebensarbeitszeit von bis zu 350.000 
Euro rechnen gegenüber ihren Kolleg*innen, die in 
einem Kita Eigenbetrieb beschäftigt sind und somit 
nach dem TV-L vergütet werden.

Wenngleich das die negative Spitze des Eisberges 
ist, sind Lohnunterschiede zwischen 10 bis 15 Pro-
zent gegenüber den Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes in der Sozialen Arbeit harte Berliner Realität.

Die GEW BERLIN fordert einen rechtsverbindlichen 
Rahmen für tarifliche Standards bei allen Trägern. 
Eine gleiche und angemessene Förderung freier und 
öffentlicher Träger sowie die Transparenz der Mit-
telverwendung ist Voraussetzung dafür, dass für 
gleiche Arbeit auch ein gleiches Einkommen erzielt 
wird. Die freien Träger müssen aus Sicht der GEW 
BERLIN rechtlich verpflichtet werden, die refinan-
zierten Personalmittel auch an die Beschäftigten 
weiterzugeben.

Leider hat sich trotz der politischen Willensbekun-
dungen seit dem Jahr 2017 in Berlin an dieser 
schlechten Ausgangslage für die vielen Erzieher*in-
nen, Sozialarbeiter*innen und weiteren Beschäftig-
ten in den sozialen Berufen nicht viel geändert. Nun 
heißt es im neuen Koalitionsvertrag erneut: »Um die 
gesetzlich notwendigen Aufgaben bewältigen zu 
können, muss die Attraktivität der sozialen Berufe 

Ronny Fehler,  
Referent für Kinder-, Jugendhilfe und 

Sozialarbeit bei der GEW BERLIN

Für berlin das beste?! –  
vom tariflohn für alle weit 

entfernt
Faire Vergütung für soziale Berufe ist Teil des Koalitionsvertrages der neuen Regierung.  

Die GEW BERLIN fordert, dass die Beschäftigten ernst genommen werden

von Ronny Fehler
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Streiks ein Tarifvertrag mit der Private Kant-Schule, 
Grundschule Grunewaldstraße, abgeschlossen – der 
erste Tarifvertrag für eine private Grundschule in 
der Bundesrepublik. 2003 wurde ein Manteltarifver-
trag für den Humanistischen Verband (HVD) abge-
schlossen. 

Ausschluss aus der TdL und die Folgen

Durch den Ausschluss des Landes Berlin aus der Ta-
rifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) und dem 
Verband kommunaler Arbeitgeber (VKA) 1994 war es 
notwendig, für die Beschäftigten des Landes Berlin 
den Tarifvertrag zur Übernahme von Tarifverträgen 
des öffentlichen Dienstes abzuschließen. Im Rahmen 
der »Solidarpaktverhandlungen« 2003 wurde der 
Anwendungstarifvertrag Land Berlin geschlossen. 
Der Tarifvertrag beinhaltete die Kürzung der Gehäl-
ter der Landesbeschäftigten um acht, zehn, zwölf 
Prozent bei gleichzeitiger Absenkung der Arbeits-
zeit. Für Lehrkräfte hätte diese Absenkung des Ge-
halts um zehn oder zwölf Prozent aber bedeutet, 
dass es im Gegenzug keine Absenkung der Unter-
richtsverpflichtung gibt. Die GEW BERLIN unter-
schrieb als einzige Gewerkschaft des öffentlichen 
Dienstes daher den Anwendungstarifvertrag für die 
Lehrkräfte nicht, weil der Arbeitgeber nicht bereit 
war, auf eine Erhöhung der Pflichtstundenzahl zu 
verzichten. Notgedrungen musste der Tarifvertrag 
aber für die anderen Organisationsbereiche unter-
schrieben werden. In der Folge kam es zu einer gan-
zen Palette von Anwendungstarifverträgen mit 
Hochschulen, dem Pestalozzi-Fröbel-Haus und dem 
Lette Verein. 

Nachdem 2008 die Regelungen des Tarifvertrages 
der Länder auf die Lehrkräfte mit dem Über-
gangs-Tarifvertrag Lehrkräfte von der GEW abge-
schlossen wurde, war das Tor aufgestoßen zur 
Rückkehr in den Flächentarifvertrag der TdL. Der 
erste Schritt dorthin war der Abschluss des Anglei-
chungstarifvertrags, mit dem ab November 2010 für 
Berlin wieder der TV-L – allerdings mit Sonderrege-
lungen wie zum Beispiel einem abgesenkten Ge-

Der Abschluss von Tarifverträgen ist ein zentrales 
Handlungsfeld der Gewerkschaften. Mit Tarif-

verträgen schützt die GEW die materiellen, sozialen 
und rechtlichen Interessen ihrer Mitglieder; trägt sie 
dazu bei, dass die Arbeits- und Beschäftigungsbe-
dingungen verbessert werden. Tarifvereinbarungen 
schreiben vertraglich und rechtsverbindlich fest, 
was die Kampfbereitschaft der Mitglieder durchset-
zen konnte. Sowohl die Durchsetzung neuer Tarif-
verträge wie die Weiterentwicklung bestehender 
verlangt die gesicherte Durchsetzungsbereitschaft 
der betroffenen Mitglieder.« Somit ist laut Satzung 
der GEW diese als Gesamtorganisation zuständig 
oder ein Landesverband, wenn ihm der Koordinie-
rungsvorstand die Zuständigkeit übertragen hat. Es 
bedarf immer eines aktiven Handelns des zuständi-
gen Vorstandsbereiches und eines Beschlusses des 
geschäftsführenden Vorstandes der zuständigen 
Gliederungsebene, um Tarifverhandlungen aufneh-
men zu können. Die GEW BERLIN stellt sich dieser 
Aufgabe schon lange, aber nicht jeder Landesver-
band bearbeitet dieses Feld gleich intensiv. 

Bis Anfang der 2000er Jahre wurden bei den meis-
ten freien Trägern der Sozialen Arbeit Arbeitsverträ-
ge geschlossen, die direkt auf den Bundes-Angestell-
ten-Tarifvertrag (BAT) verwiesen. Der Druck für die 

Beschäftigten, 
unter eine tarif-
liche Bindung 
zu fallen, war 
deshalb ent-
sprechend ge-
ring. Es ver-
wundert daher 
nicht, dass die 

Tarifverträge des Landesverbandes in den 80er und 
90er Jahren zunächst kaum freie Träger betrafen. So 
wurde 1986 der Tarifvertrag für studentische Be-
schäftigte, der TV Stud II, geschlossen und 1993 ge-
meinsam mit der Gewerkschaft Kirche und Diakonie, 
der Deutschen Angestellten Gewerkschaft und der 
ÖTV der kirchliche Manteltarifvertrag mit der Evan-
gelischen Kirche Berlin Brandenburg. 1999 wurde 
nach langjährigen Tarifauseinandersetzungen und 

Mit offensiver  
GewerKschaftsarbeit zum ErfolG

Tarifverträge sind ein wichtiges Instrument, um die Rechte von Arbeitnehmer*innen zu wahren  
und die Arbeitsbedingungen zu verbessern – ein Blick auf die Geschichte der Tarifpolitik 

von Udo Mertens, Katja Metzig und Sabine Herzig

»tarifverträGe müssen GepfleGt  
und verbessert werden, an Ge änderte 
rechtslaGen und nicht zuletzt die 
entGelte anGepasst werden.«
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zu Streiks, in einigen Fällen ging es aber nicht ohne. 
Gab es 2010 nur einen solchen Tarifvertrag für die 

urban-consult gGmbH (TV urban-consult), wurden es 
in der Folge durch unsere offensive, an den Mitglie-
derinteressen orientierte Politik immer mehr. Mit der 
Lebenshilfe gGmbH konnte 2012 nach einer langen 
Tarifauseinandersetzung unter der Verhandlungs-
führung von Holger Dehring, die er 2011 von Klaus 
Schroeder übernommen hatte, ein Tarifvertrag aus-
gehandelt werden. Mittlerweile gibt es diverse Tarif-
verträge mit dem Unterneh-
men und Unternehmenstei-
len. Hier werden für mehrere 
Tausend Kolleg*innen in vier 
Unternehmensteilen die Ar-
beits- und Einkommensbedin-
gungen tariflich geregelt. Mit 
weiteren Unternehmen unter-
schiedlicher Größe bestehen 
Tarifverträge, so der Vielfalt 
e.V. und dem Nachbarschaftsheim Neukölln. Weitere 
Tarifverträge sind fertig verhandelt, warten aber 
noch auf die Refinanzierung. In anderen Unterneh-
men starten Tarifvorhaben oder befinden sich im 
Stadium der Sondierung, bei einigen ist die GEW be-
reits in Tarifverhandlungen. Zurzeit verhandelt die 
GEW BERLIN einen Tarifvertrag mit der Paritätischen 
Tarifgemeinschaft. Der Flächentarifvertrag für Trä-
ger der Sozialen Arbeit in Berlin, der mit der PTG 
vereinbart werden soll, zielt darauf ab, gleich für 
mehrere Unternehmen zu gelten. Nach dem Tarifver-
trag ist immer vor dem Tarifvertrag. Tarifverträge 
müssen gepflegt und verbessert werden, an geänder-
te Rechtslagen und nicht zuletzt die Entgelte ange-
passt werden. Dafür braucht es eine GEW BERLIN, die 
die Tarifpolitik bei freien Trägern als wichtige Auf-
gabe betrachtet und engagierte Kolleg*innen in den 
Betrieben, die bereit sind, sich für ihre Belange ein-
zusetzen. 

haltsniveau bis November 2017 – galt. Damit endete 
auch die seit Mai 2004 weitgehend bestehende Ge-
haltsstagnation für die Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst des Landes Berlin. 

Der Beratungsbedarf der 
Beschäftigtenvertretungen steigt

Da nach den radikalen Einschnitten 2003/2004 bei 
den freien Trägern der Sozialen Arbeit jahrelang 
ebenfalls keine Gehaltsentwicklung erfolgte, wurde 
die tarifliche Entwicklung im öffentlichen Dienst im 
Land Berlin aufmerksam von den Beschäftigten der 
freien Träger verfolgt. Die naheliegende Frage, die 
sich für sie stellte, war: Warum gilt das nicht auch 
für uns? Seit 2010/2011 stieg der Beratungsbedarf 
der Betriebsräte freier Träger deutlich an zu den In-
halten des TV-L und den Möglichkeiten, Strukturen 
des TV-L in einer Betriebsvereinbarung zu regeln. 
Dabei blieb es aber nicht. Zunehmend organisierten 
sich die Kolleg*innen freier Träger gewerkschaftlich 
mit dem Ziel, ebenfalls eine tarifliche Bindung zu 
erlangen. Deshalb widmete sich der VBBA intensiv 
den freien Trägern der Sozialen Arbeit und den Trä-
gern von Kitas. Der Schlüssel für die Tarifarbeit war 
und ist auch heute noch die Betreuung der Betriebs-
räte, über die der Kontakt in die Kollegien erfolgt. 
Der VBBA stellt auf Betriebsversammlungen den Weg 
zu einem Tarifvertrag vor und organisiert Mitglieder-
versammlungen, um die auf den jeweiligen Träger 
bezogene Tarifarbeit zu besprechen. Für ein Tarif-
vorhaben werden auf Mitgliederversammlungen Ta-
rifkommissionen gewählt und Vertrauensleute, um 
die Informationen zur Tarifarbeit bei den Trägern zu 
verbreiten. In vielen Sitzungen der gewählten Tarif-
kommissionen werden die Forderungen anhand von 
Tarifvertragsentwürfen diskutiert und dann der Ar-
beitgeber zu Verhandlungen aufgefordert. Die Ver-
handlungen dauern in der Regel über ein Jahr oder 
etwas länger. Selbst wenn man anfangs skeptischen 
Arbeitgeber*innen gegenübersitzt und Kompromisse 
nicht sofort in greifbarer Nähe sind, führt oft der 
Verhandlungsweg zum Ziel. Nicht immer kommt es 

Udo Mertens, Katja Metzig und Sabine Herzig, 
Vorstandsbereich Beamten-, Angestellten- und  

Tarifpolitik der GEW BERLIN

»Selbst wenn man anfanGs  
sKeptischen ArbeitGeber - 
*innen GeGenübersitzt führt  
oft der VerhandlunGsweG  
zum Ziel.«
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hilfe, Pflege und Kindertagesbetreuung anbieten. 
Hier begann die intensive Arbeit der GEW. Bei den 
beteiligten Trägern waren Mitgliederversammlungen 
durchzuführen, um über die aktuellen Entwicklun-
gen zu informieren und außerdem Mitglieder für 
eine GEW-Tarifkommission zu wählen. In der 
GEW-Tarifkommission sind GEW-Mitglieder aus allen 
beteiligten Trägern, in denen die GEW Beschäftigte 
organisiert, vertreten. Aus der GEW-Tarifkommission 
wurden im nächsten Schritt Kolleg*innen gewählt, 
die als Verhandlungskommission an den Verhand-
lungen mit den Arbeitgeber*innen der PTG direkt 
beteiligt sind. Die vorgelegten Tarifvertragsentwürfe 
der PTG waren als nächstes zu prüfen und mit den 
bestehenden Regelungen bei den beteiligten Arbeit-
geber*innen zu vergleichen. Hier ist die Arbeit der 
Tarifkommissionsmitglieder besonders wichtig, da 
sie im Blick haben, welche Besonderheiten in den 
Betrieben bei der Beurteilung der PTG-Tarifvertrags-
entwürfe zu berücksichtigen sind. Bei einigen der 
beteiligten Trägern gibt es bereits Tarifverträge, an-
dere haben mitunter eine Vielzahl an Betriebsverein-
barungen. 

Gleicher Lohn für gleiche Arbeit

Für die GEW und für ver.di, die gemeinsam mit der 
PTG verhandeln, steht fest, dass sich die im Flächen-
tarifvertrag zu regelnden Bedingungen an den Bedin-
gungen des Tarifvertrags im öffentlichen Dienst der 
Länder (TV-L) messen lassen müssen. Das betrifft 
insbesondere die Entgelttabellen. Außerdem sind die 
bei den jeweiligen Trägern geltenden Bedingungen 

Seit über 10 Jahren organisieren sich die Beschäf-
tigten bei freien Trägern der Sozialen Arbeit zu-

nehmend, um einen Tarifvertrag zu erlangen. Ein 
häufiges Hindernis, was Arbeitgeber*innen – die zu 
Verhandlungen bereit sind – auf diesem Weg vorbrin-
gen, ist, dass es oft zu Problemen der erforderlichen 
Refinanzierung käme. Um die Einkommensbedin-
gungen bei freien Trägern im Vergleich zum öffent-
lichen Dienst deutlich zu verbessern und auch den 
Trägern hier mehr Sicherheit zu geben, hat sich die 
vorige Landesregierung in Berlin verpflichtet, die 
Tarifbindung bei freien Trägern zu erhöhen. Ähnlich 
wie im öffentlichen Dienst wäre es nicht nur vor die-
sem Hintergrund am effektivsten, wenn die zustän-
digen Gewerkschaften mit einem Arbeitgeberver-
band verhandeln könnten, um einen einheitlichen 
Tarifvertrag für die meisten freien Träger abschlie-
ßen zu können. Schon vor circa 15 Jahren gab es 
Initiativen gewerkschaftlich organisierter Kolleg*innen 
für einen Branchentarifvertrag in der Sozialen Arbeit, 
die aber noch nicht zum Erfolg geführt hatten. 

Eine intensive gewerkschaftliche Arbeit beginnt

Im Paritätische Tarifgemeinschaft e.V. schlossen sich 
1993 sieben Mitgliedsorganisationen des Deutschen 
Paritätischen Wohlfahrtsverbands (DPWV) zu einem 
Arbeitgeberverband zusammen. Aber erst 2019 ge-
lang es der PTG in Berlin, eine deutlich größere An-
zahl an freien Trägern zusammenzubringen, um ei-
nen Flächentarifvertrag für die Soziale Arbeit in 
Berlin zu erarbeiten. Verzögert durch die Pandemie 
legte die PTG im Jahr 2022 den für den sozialen Be-
reich in Berlin zuständigen Gewerkschaften GEW 
und ver.di einen ersten Tarifvertragsentwurf vor. 
Erst dann wurde den Gewerkschaften bekannt, wel-
che Arbeitgeber*innen sich an den Tarifverhandlun-
gen beteiligen werden. Es sind mittlerweile 11 Ar-
beitgeber*innen, die unter anderem Leistungen im 
Bereich der Kinder- und Jugendhilfe, Eingliederungs-

Ein FlächentarifvertraG  
für freie träGer 

Für eine Verbesserung der Arbeits- und Einkommensbedingungen  
sitzen Vertreter*innen der Paritätischen Tarifgemeinschaft e.V. (PTG) und der  

zuständigen Gewerkschaften am Verhandlungstisch

von Sabine Herzig

»Anhand der TarifvertraGsentwürfe 
zeichnet sich ab, dass es intensiven 
DisKussionsbedarf Gibt.«
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kommt. Aber dafür ist 
ein Tarifabschluss not-
wendig, der eine wirk-
lich Verbesserung der 
Arbeits- und Einkom-
mensbedingungen be-
deutet und die Perspek-
tive für regelmäßig aus-
zuhandelnde Gehaltser-
höhungen eröffnet. Das 
wird ohne eine breite 
gewerkschaftlich organisierte Basis in den Betrieben 
kaum möglich sein. Deshalb ist und bleibt es wich-
tig, dass sich die Beschäftigten in den beteiligten 
Unternehmen einbringen und für ihre Forderungen 
einstehen. Aber auch die Beschäftigten in den bisher 
nicht beteiligten Betrieben, die einen Tarifvertrag 
haben wollen, sollten sich weiterhin dafür stark ma-
chen, sich gewerkschaftlich organisieren und ihre 
Forderungen an die Arbeitgeber*innen herantragen. 
Nur dann lässt sich etwas bewegen hinsichtlich des 
Gehalts und der Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen. 

zu berücksichtigten, hinter die man bei einer Ge-
samteinigung nicht zurückfallen darf. Für die bereits 
Beschäftigten müssen Rechtsstandwahrungen ge-
troffen werden. Anhand der vorliegenden Tarifver-
tragsentwürfe zeichnet sich ab, dass es an verschie-
denen Stellen intensiven Diskussionsbedarf gibt. 

Nach einer Auftaktverhandlung im April 2023, bei 
denen sich zunächst über weitere Termine, den zeit-
lichen Rahmen für die Verhandlungen und die zu 
bearbeitenden Themen inklusive Forderungen ver-
ständigt wurde, fanden im Mai 2023 bereits Ver-
handlungen zur Entgeltordnung der Lehrkräfte, der 
Pflegekräfte und der Wirtschaftsdienste statt. Für 
Juni und Juli 2023 sind weitere Verhandlungstermi-
ne vorgesehen, in denen die zu vereinbarenden Be-
dingungen im Rahmentarifvertrag und im Entgeltta-
rifvertrag besprochen werden sollen sowie die Ent-
geltordnung im Sozial- und Erziehungsdienst und 
vor allem die Entgelttabellen. 

Gewerkschaftliches Engagement lohnt sich

Ein Flächentarifvertrag für die Soziale Arbeit in Ber-
lin, wenn hier ein guter Abschluss gelingen würde, 
könnte für viele Träger Beispielwirkung haben. Wenn 
auch weitere Arbeitgeber*innen in den Geltungsbe-
reich des Tarifvertrags treten würden, könnte gege-
benenfalls in kurzer Zeit eine große Anzahl von Be-
schäftigten bei freien Trägern unter eine Tarifbin-
dung fallen. Auch für die beteiligten Gewerkschaften 
hätte das zur Folge, dass Kapazitäten gebündelt 
werden können und dies den Mitgliedern zugute-

Sabine Herzig,  
Referentin im Vorstandsbereich  

Beamten, Angestellten- und  
Tarifpolitik

»Wenn auch weitere Arbeit Geber-
*innen in den GeltunGsbereich  
des TarifvertraGs treten würden, 
Könnte eine Große Anzahl von  
beschäftiGten bei freien TräGern  
unter eine TarifbindunG fallen.«
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bringung in eine für sie passende Einrichtung der 
Jugendhilfe. Währenddessen laufen im Hintergrund 
die erste und zweite Zuweisung für die*den einzel-
ne*n Klient*innen ab, bei denen die Zuständigkeit 
des Jugendamtes geklärt und ein Vormund bestellt 
wird.

Wertschätzung sieht anders aus

Allein aus der Beschreibung lässt sich erkennen, 
dass dieses Verfahren einen sehr hoheitlichen Pro-
zess darstellt. Durch das Subsidiaritätsprinzip lan-
det diese hoheitliche Aufgabe in der freien Träger-
landschaft, was zunächst einmal nicht schlecht ist. 
Wenn ich aber die Situation in der entgeltfinanzier-
ten Trägereinrichtung betrachte, in der ich arbeite, 
stolpere ich häufig über Intransparenz. Tarifverträge 

Wenn minderjährige Geflüchtete ohne ihre El-
tern oder eine erwachsene Begleitperson ein-

reisen, ist nicht das Landesamt für Fluchtangelegen-
heiten (LAF), sondern die Senatsverwaltung für Bil-
dung, Jugend und Familie zuständig. Die Kinder und 
Jugendlichen werden in Obhut genommen, um Ob-
dachlosigkeit zu vermeiden. Das Verfahren teilt sich 
in drei Phasen: die vorläufige Unterbringung und 
Erstversorgung, das Vorclearing – Prüfung von Ver-
teilfähigkeit und das Clearingverfahren. Im dritten 
Bereich arbeite ich. Das Clearingverfahren ist be-
schränkt auf maximal zwölf Wochen. Die Aufgaben 
des Clearingverfahrens umfassen die Klärung der 
Situation wie administrative Prozesse, polizeiliche 
Meldung, Erlangung einer Bescheinigung über die 
Meldung als Asylsucher*in, Schulanbindung, Erken-
nen der Fähigkeiten und Einschätzung der Kinder 
und Jugendlichen bis hin zu einer Anschlussunter-

ArbeitsbedinGunGen  
auf AuGenhöhe verbessern

Juliane Kalbacher arbeitet in einer Erstaufnahme- und Clearingeinrichtung für unbegleitete 
minderjährige Geflüchtete (EACumG). In ihrem Arbeitsalltag begegnet ihr selten, dass Hintergründe  

und Entscheidungen klar kommuniziert und offengelegt werden

von Juliane Kalbacher
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Bekleidungs-, Taschen- oder Lebensmittelgeld, wie 
auch Miet- und Nebenkosten. Im Berliner Rahmen-
vertrag für Hilfen in Einrichtungen und durch Diens-
te der Kinder- und Jugendhilfe werden Leistungen, 
die Entgeltbestandteil sind, aufgelistet und transpa-
rent dargestellt. Für Inobhutnahme-Angebote wer-
den Entgeltpauschalen genannt. Diese Pauschalen 
sind unterschiedlich an-
gesiedelt und können 
von Einrichtungen, Trag-
weite, Ort und Umfang 
variieren. Es ist nicht ein-
sichtig, wie hoch die Pau-
schale für unsere Einrich-
tung ist, meist handelt es 
sich aber um Tagespau-
schalen zwischen 280-
350 Euro oder höher. 
Pauschalen können dazu 
führen, dass freie Träger 
Kosten individueller ein-
setzten und somit ihre pädagogischen Ziele besser 
umsetzen können. Das beinhaltet jedoch das Risiko, 
nicht einzusehen, wohin das Geld fließt und kann 
ein Gefühl entstehen lassen, dass die Pauschalen 
nicht Klient*innenorientiert verteilt werden. Für uns 
Beschäftigte wäre es hilfreich, wenn seitens des Trä-
gers ausreichend transparent gemacht wird, welche 
Mittel er für welchen Zweck erhält und wie diese 
Gelder innerhalb des Trägers verteilt werden. 

Schwierigen Arbeitsbedingungen begegnen

Durch eine Mischung von internen und externen Pro-
blemen innerhalb der Teams, Einrichtungshaltung 
und Trägern kommt es zu einer hohen Mitarbei-
ter*innenfluktuation. Erschwerend hinzu kommt seit 
kurzem, dass bei Neuanstellungen nur noch Einjah-
resverträge mit der Option auf Verlängerung um ein 
weiteres Jahr im Anschluss angeboten werden. Diese 
Veränderungen und Andeutungen aus Leitungsebe-
nen lassen darauf schließen, dass keine Langfristig-
keit für die Einrichtung gesehen wird. Transparent 
kommuniziert wird dies nicht, was zu Unsicherhei-
ten innerhalb des Kollegiums führt. Ich bestehe mitt-
lerweile auf einjährige Arbeitsverträge. Das gibt mir 
Handlungsspielraum bei anstehenden Verlängerungen 
und Vertragsverhandlungen. Es scheint mir ein guter 
Zeitraum zu sein, um einen Einblick in Trägerstruktu-
ren und Arbeitsabläufe zu erlangen. Einen Betriebs-
rat hat mein jetziger Träger nicht. Ein Aufruf von 
mir, einen zu gründen, blieb bisher erfolglos. 

sollen Klarheit schaffen, aber bei meinem Träger 
wird kein Tarifvertrag angewendet. Höherstufungen 
dauern deutlich länger als im öffentlichen Dienst. 
Arbeitsverträge werden meist nur für zwei Jahre be-
fristet. Weiter ist durch den Fachkräftemangel gege-
ben, dass verschiedene sogenannte Quereinstei-
ger*innen mit verwandten Berufsgruppen gleichge-
stellt sind mit der Eingruppierung der Erzieher*in. 
Als verwandte Berufe werden im Leitfaden für Quer-
einsteiger*innen bei stationären Jugendhilfe-Einrich-
tungen unter anderem auf Sonderpädagog*innen, 
Rehabilationspädagog*innen, Heilerziehungspfle-
ger*innen verwiesen. Begegnet sind mir aber unter 
anderem Grundschullehramtsstudent*innen oder 
Psychologiestudent*innen. Mein Vertrag wurde mir 
mit der Arbeitnehmer*innen-Betitelung der Betreue-
rin zugesandt, statt meiner richtigen Arbeitsbezeich-
nung der Erzieherin. Erst auf meine Rückmeldung 
über die tatsächliche Berufsbezeichnung wurde die-
ser Vertrag angepasst. Dieses Missverständnis kann 
zur Folge haben, dass es zu einem Lohnunterschied 
kommt.

Statt Tarifanpassungen ein einmaliger 
Inflationsausgleich 

Aus meiner Sicht wurde – bevor großes Unwohlsein 
durch die Arbeitnehmer*innen sich breit machte – 
bereits im Februar 2023 auf die Löhne ein einmali-
ger Inflationsausgleich gezahlt. Bei Vollzeitkräften 
sprechen wir hier von 1000 Euro, bei Teilzeitkräften 
mit 50 Prozent Stellenanteil von 500 Euro. Ob diese 
Einmalzahlung arbeitnehmer*innenfreundlich oder 
einfach nur taktisch war, sei dahingestellt. Die Pau-
schale trug definitiv dazu bei, dass es unter Kol-
leg*innen wenig zur Sprache kam, wie die aktuelle 
Inflation mit unseren Gehältern korreliert. Die in 
vielen Tarifverträgen geregelte Jahressonderzahlung 
beziehungsweise das Weihnachtsgeld, wird bei uns 
im Träger pünktlich voll- oder teilangerechnet aus-
gezahlt. Dies erfolgt jedoch mit einem schriftlichen 
Vermerk, dass, falls es zur Eigenkündigung, Aufhe-
bung des Vertrages oder von Arbeitgeber*innenseite 
zur Kündigung aus dem Dienstverhältnis vor dem 
31. März im Folgejahr kommt, der*die Arbeitneh-
mer*in dazu verpflichtet ist, die Sonderzahlung zu-
rück zu zahlen. Fair, freundlich und entgegenkom-
mend scheint mir das nicht. 

Wie oben erwähnt, ist die Inobhutnahme im Rah-
men des Clearings eine hoheitliche Aufgabe, die di-
rekt vom Senat bestimmt wird. Dementsprechend 
entscheidet der Senat, wie viele Plätze und Einrich-
tungen er benötigt. Die Frage der Bewilligung bezie-
hungsweise der Dauer des Bestehens der Einrichtung 
ist dadurch fremdbestimmt. Vorgegeben wird, wie 
viele Mitarbeiter*innen mit bestimmten Abschlüssen 
in der Einrichtung arbeiten sollen und die Sachkos-
ten- beziehungsweise Direktpauschalen an die ein-
zelnen Klient*innen. Das beinhaltet beispielsweise 

»Für uns BeschäftiGte wäre es  
hilfreich, wenn seitens des TräGers 
ausreichend transparent Gemacht 
wird, welche Mittel er für welchen 
ZwecK erhält und wie diese Gelder 
innerhalb des TräGers verteilt  
werden.«

Juliane Kalbacher,  
Jugend- und Heimerzieherin  

bei einem freien Träger
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Anfang 2023 wies ein Schulsozialarbei-
ter meiner Schule auf die Berliner 

Fachberatungs- und Interventionsstellen 
hin. Das hat mich veranlasst, die Berliner 
Initiative gegen Gewalt an Frauen (BIG e.V.) 
anzuschreiben und im Rahmen unserer 
Reihe »Soziale Arbeit stellt sich vor« ein 
Interview mit Laura zu führen. Aus Sicher-
heitsgründen tritt Laura nur mit ihrem 
Vornamen und ohne Foto in Erscheinung.

bbz: Vielen Dank, dass du uns einen Ein-
blick in deine Arbeit gibst. Wer bist du, und 
wie bist du zur Sozialen Arbeit gekommen?

Laura: Ich bin Laura und ich bin Sozial-
pädagogin. Zur Sozialen Arbeit bin ich 
über die Ausbildung zur Erzieherin ge-
kommen. Nach der Ausbildung habe ich 
in der Kinder- und Jugendhilfe gearbeitet.  
Während meiner Tätigkeit als Erzieherin 
habe ich dann Soziale Arbeit studiert.

Welchen Schwerpunkt hat deine Arbeit?
Laura: Wir bieten Beratungen für Mütter 

an, die von Häuslicher Gewalt betroffen 
waren, manchmal auch noch sind, und 
das Ganze dann zu kindzentrierten The-
men. Wir machen Erziehungsberatung, 
begleiten betroffene Kinder und bieten 
eine Kindersprechstunde an. Das ganze 
Angebot von uns ist mobil, das heißt, wir 
können das Angebot zu den Frauen brin-
gen, weil die Frauen oft wenig Kapazitä-
ten haben, Beratungsstellen aufzusuchen. 
Wir sprechen, wenn von den Müttern ge-
wünscht und in ihrem Beisein, mit den 

die von Häuslicher Gewalt betroffen wa-
ren. Diese Gruppe trifft sich einmal wö-
chentlich. 

Können Institutionen auf euch zukommen, 
wenn sie Beratungsbedarf haben?

Laura: Ja, wir bieten fachliche Inputs 
zur Thematik an. Wenn wir angefragt 
werden, dann kommen wir in Teams oder 
Arbeitskreise und stellen unsere Arbeit 
vor. Bei Kitas oder Schulen muss der Be-
darf immer über eine Schweigepflichts-
entbindung der Eltern laufen. Das geht 
nur, wenn der Wunsch der Mutter da ist. 

Welche Kompetenzen brauchst du in dei-
nem Job?

Laura: Ich brauche Kommunikationsfä-
higkeit, eine emphatische Haltung und 
eine Beratungsoffenheit. Es ist ein sehr 
sensibles Thema, wo viele Frauen einfach 
Sorge haben, darüber zu sprechen, Sorge 
vor Verurteilung oder, dass man ihre 
Handlungen in Schubladen steckt. Dann 
benötige ich auch Toleranz für die ver-
schiedenen Situationen. Ich kann nicht 

Kindern und stehen für die Kinder als 
Ansprechperson zu Verfügung, wenn sie 
von sich aus über die Thematik sprechen 
möchten.

Wie kommen die Klientinnen zu euch?
Laura: Die meisten kommen über BIG 

HOTLINE zu uns. Das ist die Hotline für 
von Häuslicher Gewalt betroffene Frauen. 
Ganz oft werden wir von Kolleginnen an-
gefragt, wenn Kinder involviert sind. 
Manchmal kommen auch Klientinnen 
über externe Stellen zu uns oder über die 
Kontaktinformationen auf unseren 
Flyern, die an verschiedenen Orten, auch 
im Jugendamt, ausliegen. 

Wie sieht ein Arbeitstag bei dir aus?
Laura: Ich mache mit meinen Klientin-

nen Termine. Entweder mache ich eine 
Beratung am Telefon oder auch irgendwo, 
wo es den Frauen besser passt. Dann 
kommen wir in Gemeinschaftsunterkünf-
te oder treffen uns in Frauenberatungs-
stellen, die näher bei der Frau zu Hause 
liegen. Es kann aber auch sein, dass wir 
Kinderberatungen machen. Auch da sind 
alle verschiedenen Beratungsorte mög-
lich, zum Beispiel auf dem Spielplatz. 
Oder wir machen Kinderbetreuung für 
Kolleginnen von uns, die mit einer Frau 
einen Antrag zum Gewaltschutz beim Fa-
miliengericht stellen. Dann passen wir 
für die Zeit auf deren Kinder auf. Und 
dann startet gerade eine Gruppe für Mäd-
chen im Alter zwischen 9 und 13 Jahren, 

Jede�vierte�Frau
Laura bietet Unterstützung für Betroffene bei Häuslicher Gewalt.  

Sie fördert Kinder und stärkt Mütter in ihrer elterlichen Kompetenz 

Das Interview führte Antje Jessa

»Ich kann nicht jede  
Situation ändern und muss 
auch tolerant gegenüber 
den Entscheidungen der 
Frauen sein.«
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jede Situation ändern und muss auch to-
lerant gegenüber den Entscheidungen der 
Frauen sein, die sie selber für sich tref-
fen. Wenn es eine Kindeswohlgefährdung 
ist, müssen wir trotzdem einschreiten. 
Aber generell sind wir ein beratendes An-
gebot. Es ist in meinem Beruf auch ganz 
wichtig, dass man Gespräche gut struktu-
rieren kann.

Nimmst du Sachen gedanklich mit nach 
Hause?

Laura: Ich bin viel im Austausch mit 
meinen Kolleginnen. Wir haben eine Ver-
einbarung, dass wir uns anrufen können, 
wenn wir schwierige Fälle haben, und zwar 
sofort, auch wenn niemand mehr im Büro 
ist. Dadurch, dass ich davor schon lange 
in diesem Bereich tätig gewesen bin und 
mit relativ schweren Fällen zu tun hatte, 
habe ich es irgendwann ganz gut ge-
schafft, es nicht mit nach Hause zu neh-
men. Aber natürlich funktioniert das 
nicht jeden Tag. Dann hilft mir der Aus-
tausch mit meinen Kolleginnen, da sie die 
Situationen gut nachvollziehen können.

Warum hast du dich für diese Einrichtung 
entschieden?

Laura: Ich war sechs Jahre im Kinder-
schutz tätig und hatte dann Lust auf einen 
neuen Bereich und wollte mit Kindern im 
Beratungssetting arbeiten. Da gibt es nicht 
so viele Angebote. Ich hatte das Glück, 
dass ich recht schnell auf diese Stelle ge-
stoßen bin. Hier kann ich mich einem spe-
zifischen Arbeitsfeld, dem der Häuslichen 
Gewalt, zuwenden. Hier kann ich mein 
bisheriges Wissen vom Kinderschutz ein-
bringen und lerne von meinen Kollegin-
nen, die angehende Kinder- und Jugend-
therapeutinnen sind, Neues dazu. Wir gren-
zen uns ganz klar von der Therapie ab.

Das heißt, ihr leitet die Klientinnen auch 
an andere Stellen weiter und vermittelt 
ihnen Therapieplätze?

Laura: Ganz oft wird die Beratung ge-
nutzt, um die Therapie anzuschließen. 
Wir können bis zu einem gewissen Grad 
gut unterstützen. Manchmal ist aber der 
Bedarf einfach zu hoch, sodass wir das 
gar nicht leisten können. Wenn der Be-

dass man nicht jede Situation zum Guten 
wenden kann. 

Was würdest du dir wünschen, wenn du die 
Möglichkeit hättest, in deinem Job, deinem 
Arbeitsumfeld etwas zu verändern?

Laura: Dass die Soziale Arbeit einfach 
mehr geschätzt wird. Dann würden mehr 
Leute diese Tätigkeit wählen und der 
Fachkräftemangel würde sich verringern. 
Es ist teilweise sehr schwierig, in der So-
zialen Arbeit zu arbeiten, weil viele Pro-
jekte nur wenige Stunden haben. Es ist 
nicht so, als würde ich nicht in Vollzeit 
arbeiten wollen, aber es gibt viel zu we-
nig Stunden, die finanziert werden.

Vielen Dank, Laura! Ich finde es bemerkens-
wert, was ihr leistet.  

darf da ist und die Einsicht und der Wille 
da sind, in eine Therapie zu gehen, unter-
stützen wir bei der Platzsuche.

Magst du uns auch erzählen, was dich be-
sonders beschäftigt?

Laura: Es ist teilweise einfach ernüch-
ternd, dass das Hilfesystem, obwohl es in 
Deutschland im Vergleich zu vielen ande-
ren Ländern sehr gut ausgeprägt ist, nicht 
jeder Frau helfen kann. Es gibt immer noch 
zu viele Lücken im Hilfesystem, wo dann 
betroffene Personen durchrutschen kön-
nen. Das ist schon hart mitzubekommen.

Wie viele Klientinnen betreut ihr?
Laura: Wir arbeiten alle in Teilzeit und 

haben zwischen drei und acht Klientin-
nen. Wir haben oft Erstgespräche und dann 
kommt es auch drauf an, ob der Auftrag 
zu uns passt. Was braucht die Frau? Kön-
nen wir das leisten oder vermitteln wir 
weiter? Aktuell habe ich vier Frauen plus 
die Kinder und dann noch die Kinderbe-
treuung für die Fälle der anderen Kolle-
ginnen. 

Gibt es etwas, was dir Freude bereitet mit 
deinen Klientinnen oder Kolleginnen?

Laura: Ich finde es gut, dass es ein sehr 
vielseitiges Arbeitsfeld ist und dass man 
verschiedene Arbeitsorte hat. Ich finde, das 
macht den Arbeitstag flexibel und aufre-
gend, wenn man nicht jeden Tag im sel-
ben Setting berät, sondern auch mal andere 
Orte aufsucht. Und dann natürlich die Be-
ratung und Betreuung von Kindern. In der 
Kinderbetreuung hat man auch mal Spaß 
und kann ihnen ungeteilte Aufmerksam-
keit schenken. Die Kinder und Klientinnen 
schätzen das sehr und ich spüre oft Dank-
barkeit. Ich merke, dass es einige Kinder 
gar nicht kennen, dass eine erwachsene 
Person ihnen viel Zeit widmen kann.

Wo siehst du Probleme oder Herausforde-
rungen in deinem Job?

Laura: Man kann nicht jede Situation 
ändern und hat teilweise begrenzte Mög-
lichkeiten. Manchmal will die Frau irgend-
wann einfach nicht, sie kann nicht oder der 
Partner hat doch noch einen sehr großen 
Einfluss. Es ist dann schwer, auszuhalten, 

Antje Jessa,  
Grundschullehrerin und 

Redakteurin der bbz

»Meine Kolleginnen und ich haben eine Vereinbarung, 
dass wir uns anrufen können, wenn wir schwierige Fälle 
haben, auch wenn niemand mehr im Büro ist.«

BIG-HOTLINE

Telefon (030) 611 03 00
Mailberatung� ist� über� die�Onlinebera-
tungssoftware�»beranet«�möglich�oder�
per�Mail�an�beratung@big-hotline.de.�

Weitere�Infos: 
www.big-berlin.info
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Die Senatsbildungsverwaltung hatte zu 
Beginn des Jahres eine neue Verwal-

tungsvorschrift erlassen. Durch die Ho-
norierung »herausragender besonderer 
Leistungen von Dienstkräften im Schul-
bereich« solle eine extrinsische »Steige-
rung von Arbeitsmotivation 
und Leistungsbereitschaft« 
erfolgen. Damit sollen Per-
sonalmittel innerhalb des 
Schulsystems verwendet wer-
den, die aufgrund des Perso-
nalmangels derzeit nicht wie 
geplant ausgegeben werden 
können.

»Dies würde im Umkehrschluss bedeu-
ten, dass wir einer extrinsischen Motiva-
tion bedürfen, weil wir unseren Beruf 
nicht motiviert und professionell genug 
durchführen. Die Anschauung, die hier 
zum Ausdruck gebracht wird, spiegelt in 
keiner Weise das vielfältige und sehr di-
verse Engagement eines Kollegiums wi-
der«, schreiben Kolleg*innen eines Fried-
richshainer Gymnasiums.

als Ganzes geschlossen berechtigt wäre, 
eine Leistungsprämie zu erhalten. Die 
vom Senat indizierte Annahme, dass nur 
zehn Prozent eines Kollegiums über die 
Maßen engagiert sei, ist inakzeptabel und 
zeigt wie wenig Ahnung die Bildungsver-

waltung von der Schulreali-
tät hat.«

Viele sehen die Solidarität 
im Kollegium bedroht. So 
berichtet ein Grundschul-
lehrer: »Ich arbeite seit 
zehn Jahren an einer Schu-
le, an der ich das harmoni-
sche Miteinander des Kolle-

giums schätze. Allein die Ankündigung 
der Leistungsprämien hat bewirkt, dass 
dieses Kollegium gespalten und in einen 
Konflikt gezwungen wird, den wir bisher 
so nicht kannten.«

Die Kolleg*innen der genannten Kreuz-
berger Grundschule betonen: »Es gibt 
verschiedene Persönlichkeiten an unserer 
Schule. Jede*r von uns hat Stärken und 
Schwächen. Wir alle sind wichtig! Unter-

»Wir lehnen das Prämiensystem der Se-
natsverwaltung ab. ALLE!«, schreiben 
auch Kolleg*innen einer Kreuzberger 
Grundschule. Denn »Kolleg*innen geben 
täglich ihr Bestes. Wir arbeiten schon 
jetzt oft über unsere Belastungsgrenzen 

hinaus. In unseren Augen ist das Leis-
tungsprämiensystem ein Versuch, Mehr-
arbeit als etwas Erstrebenswertes darzu-
stellen. Dieses Vorgehen löst nicht die 
eigentlichen Probleme, Personalmangel 
und Aufgabenflut.« 

Längst nicht alle sollen mehr Geld krie-
gen. So kritisieren Kolleg*innen einer 
Neuköllner Gemeinschaftsschule: »Wir 
sind ein sehr engagiertes Kollegium, das 

An�den�Problemen�vorbei�
An zahlreichen Schulen haben sich Kollegien gegen die Vergabe von Leistungsprämien ausgesprochen. 

Warum diese abzulehnen sind, erklären viele Kollegien nun in offenen Briefen

von Christoph Wälz

»Wir sind ein sehr engagiertes Kollegium,  
das als Ganzes geschlossen berechtigt wäre,  

eine Leistungsprämie zu erhalten.«
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schiedliche Leistungen sind weder mess- 
noch vergleichbar. Der Vorschlag stellt 
eine weitere, belastende Zusatzaufgabe 
dar und befördert eine Konkurrenzkultur 
in unserem Kollegium. Wir aber brauchen 
die Gemeinschaft und den Zusammenhalt 
untereinander. Das ist unsere Stärke! Nur 
so können wir unsere täglichen Heraus-
forderungen im Ansatz meistern und für 
unsere Schüler*innen da sein.« 

Spaltende Konkurrenzkultur

Auch der offene Brief aus Friedrichshain 
stellt die Messbarkeit von Leistung in Fra-
ge: »Für unseren Beruf gibt es leider nur 
sehr eingeschränkte und allgemein for-
mulierte Tätigkeitsbeschreibungen. So 
sind auch die Formulierungen in der Ver-
waltungsvorschrift unserer Meinung nach 
nicht validierbar. Die Aussage zum Bei-
spiel, dass ›temporäre Unterstützungs-
leistungen in besonderen Bedarfslagen‹ 
oder die ›engagierte Teilnahme an Pro-
jektgruppen mit besonderen Ergebnis-
sen‹ als überdurchschnittliches Engage-
ment fassbar sein sollen. Wir fragen uns, 
was das in einem Arbeitsalltag bedeutet, 
in dem laufend Defizite durch kollegiale 
Vertretung und Zusammenarbeit ausge-
glichen werden müssen. Ist es nicht viel-
mehr so, dass die bestehende Mangelsi-
tuation an Schulen bereits seit Jahren zu 
einem überdurchschnittlichen Engage-
ment führt?«

Auch auf den Vergleichsmaßstab kommt 
es an. In vielen Köpfen wird eine gesund 
und in Vollzeit ausgeübte Stelle die Mess-
latte sein. Dann ist es aber bei Schwerbe-
hinderten und Teilzeitbeschäftigten, die 
gar nicht den vollen Anteil dieser Arbeits-
leistung erbringen können, fraglich, ob 
»besondere Leistungen« überhaupt als 
solche erkannt werden.

Gerade an Schulen mit einem heteroge-
nen Kollegium werden Leistungsprämien 
oft kritisch gesehen. So gibt es in multi-
professionellen Teams große Unterschie-
de in den Arbeitsbedingungen und nicht 
zuletzt beim Entgelt. Wie kann in solchen 
Teams, in denen alle aufeinander ange-
wiesen sind, eine »herausragende Leis-
tung« Einzelner festgestellt werden? 
Auch wenn die Verwaltungsvorschrift ei-
ne Auszeichnung einzelner Teams ermög-
licht, brechen in manchen Kollegien Kon-
flikte zwischen Berufsgruppen auf.

Auf ein weiteres Problem weisen die 
bereits zitierten Kolleg*innen einer Neu-

ten Geld in Vorkasse gehen müssen. Dass 
es ausreichend Sachbearbeiter*innen in 
den Ämtern gibt, die uns in Personalan-
gelegenheiten unterstützen.«

Und: »Eine wirkliche Lösung wären 
mehr Personal und ein langfristiger Plan, 
wie sich die Arbeitsbedingungen an den 
Schulen dauerhaft und für alle wieder 
verbessern«, finden die Neuköllner Kolleg-
*innen.

Sammelpunkte der Solidarität

Es ist ermutigend zu sehen, dass viele 
Kollegien versuchen, die entsolidarisie-
rende Wirkung von Leistungsprämien 
auszuhebeln. Neben der gemeinsam ver-
tretenen Ablehnung dieser Maßnahme an 
einigen Schulen gibt es auch weitere Ide-
en. So versuchen manche Kollegien, die 
Gelder formal durch Einzelne zu bezie-
hen, aber danach in einen Topf zu werfen 
und damit ein Fest zu finanzieren, schu-
lische Projekte zu fördern oder sie ein-
fach aufzuteilen. Solche Initiativen sind 
nicht leicht zu handhaben, da der recht-
liche Rahmen ausdrücklich auf die Be-
günstigung einer kleinen Minderheit zu-
geschnitten ist. Eine Kollektivierung der 
Mittel könnte erst nach dem Steuerabzug 
erfolgen, weitere Konflikte wären dabei 
nicht ausgeschlossen.

Eine Lehre: In diesem Schulsystem kön-
nen wir plötzlich und unerwartet einen 
Keil zwischen uns spüren, obwohl wir 
sonst vertraut miteinander arbeiten. Ge-
werkschaftliche Schulgruppen können 
eine wichtige Rolle dabei spielen, dem 
entgegenzutreten. 

Die Zitate wurden teilweise gekürzt oder  
leicht redigiert.

köllner Gemeinschaftsschule in diesem 
Zusammenhang hin: »Die innerkollegiale 
Solidarität wurde in den letzten Jahr-
zehnten bereits durch die Ausgliederung 
einzelner Berufsgruppen an externe Trä-
ger angegriffen. Da die Leistungsprämie 
nur an vom Senat beschäftigte Arbeits-
kräfte gehen soll, würde die Leistungs-
prämie die vielen engagierten Erzieher-
*innen und Sozialarbeiter*innen in freier 
Trägerschaft ausschließen. Ohne diese 
Kolleg*innen wäre der Schulalltag aber 
nicht zu bewältigen.«

Entlastung statt Leistungsdruck

Alternativen kennen die Kolleg*innen 
reichlich. So unterstützen fast 90 Kol-
leg*innen einer Gemeinschaftsschule in 
Treptow-Köpenick einen offenen Brief, in 
dem es heißt: »Wir sind der festen Über-
zeugung, dass die Einführung solcher 
Prämien die Arbeitsbelastung an Berliner 
Schulen weiter befeuert. Als Alternative 
wollen wir drei Möglichkeiten aufzeigen, 
wie die Gelder zielführender und gerech-
ter verwendet werden könnten. Zusätzli-
ches Personal, vor allem im Bereich der 
Verwaltung, würde der in den vergange-
nen Jahren enorm gestiegenen Belastung 
durch administrative Aufgaben entgegen-
wirken. Zweitens könnten überschüssige 
Gelder dem gesamten öffentlichen Schul-
personal als steuerfreie Einmalzahlung 
angerechnet werden. Drittens ist es mög-
lich, von den überschüssigen Geldern 
Dienstleistungen oder Waren zu bezah-
len, die allen Kolleg*innen zu Gute kom-
men, beispielsweise teamfördernde Maß-
nahmen oder Sitzgelegenheiten für Auf-
enthaltsräume.«

Aus dem genannten Gymnasium heißt 
es: »Was wir uns wünschen und was uns 
wirklich motivieren würde, ist, dass das 
Geld in die Verbesserung unserer Arbeits-
bedingungen fließt. Und zwar in die Ar-
beitsbedingungen aller in der Schule täti-
gen Personen. Darunter verstehen wir 
ganz konkret: Dass wir für Klassen- und 
Projektfahrten nicht mit unserem priva-

»Was wir uns wünschen und was uns wirklich 
motivieren würde, ist, dass das Geld in die  
Verbesserung der Arbeitsbedingungen aller in 
der Schule tätigen Personen fließt.«

Christoph Wälz,  
Mitglied der  

GEW-Bezirksleitung  
Pankow
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ChatGPT steht für »Chatbot Generative 
Pre-trained Transformer« und ist ein 

textbasiertes Dialogsystem, das auf KI 
basiert und von der US-amerikanischen, 
auf KI spezialisierten Organisation OpenAI 
entwickelt wurde. Das KI-System antwor-
tet auf textbasierte Fragen oder Arbeits-
aufträge, sogenannte Prompts, und kann 
komplexe Sachverhalte zu jedem denkba-
ren Thema einfach erklären. Ein Chatbot 
ist ein Sprachmodell, dass sich mit Men-
schen in natürlicher Sprache unterhalten, 
Texte in verschiedenen Sprachen schrei-
ben und umformulieren kann. Er versteht 
Fragen und liefert in rasanter Geschwindig-
keit Antworten in geschliffenem Deutsch. 
So lassen sich ohne viel Aufwand leicht 
Zusammenfassungen, Dankesschreiben 

und Begrüßungsreden, Gedichte und Ar-
tikel bis zu Hausaufgaben und Seminar-
arbeiten sowie Referate und auch Lösun-
gen im Mathematikbereich herstellen. 
Ebenso kann er Codes in vielen Program-
miersprachen generieren. Millionen von 
Menschen haben sich seit der Veröffent-
lichung im November 2022 in der freien 
Version registriert und den Chatbot ge-
testet. Durch das riesige Interesse an 
dem KI-Tool wird es ständig weiterentwi-
ckelt. Seit März 2023 gibt es eine neue 
kostenpflichtige Version von ChatGPT, die 
auch Bilder interpretieren kann.

ChatGPT wurde mit Millionen von Tex-
ten aus dem Internet, aus sozialen Medi-
en, Zeitungsartikeln, Büchern und wis-
senschaftlichen Aufsätzen trainiert, die 

len Bestandteil unseres gesellschaftlichen 
Alltags werden. Nach Aussage des Bun-
desarbeitsministers Hubertus Heil wird 
es ab dem Jahr 2035 keinen Job mehr 
geben, der nicht mit KI zu tun hat. Die 
Entwicklung im Bereich der KI ist atembe-
raubend. Microsoft und Google liefern sich 
aktuell ein regelrechtes KI-Wettrennen. In 
Schulen und Hochschulen wird der Chat-
bot gravierende Auswirkungen haben.

KI und Algorithmen sind aktuell in vie-
len Anwendungen bereits integriert und 
längst fester Bestandteil unseres Alltags 
geworden, auch wenn wir uns dessen 
nicht immer bewusst sind. Wenn uns 
zum Beispiel Suchmaschinen, abhängig 
von unserem bisherigen Onlineverhalten, 
bestimmte Ergebnisse liefern, Sprachas-
sistenten unsere Musikwünsche erfüllen 
oder Navigationssysteme uns dabei unter-
stützen, Staus zu umfahren und schnell 
ans gewünschte Ziel zu kommen, steht 
letztlich immer eine KI dahinter. Daher 
ist es im digitalen Zeitalter zwingend er-
forderlich, dass Menschen sich vom Kin-
desalter eine umfassende Medienkompe-
tenz aneignen. 

Das Wissen um die Funktionsweise von 
KI und die Auseinandersetzung mit deren 
Potentialen und Risiken trägt dazu bei, 
dass man sie besser einschätzen sowie 
angemessen und kompetent nutzen 
kann. Kontinuierliche Fortbildung ist da-
her zwingend notwendig. 

Es gilt bei ChatGPT, wie bei jeder neuen 
technischen Entwicklung, zwischen Po-
tentiale und Risiken abzuwägen.

Potentiale des Einsatzes von ChatGPT

Eine blitzschnelle Recherche zu allen denk-
baren Themen ist möglich. Die vorhandene 
Datenbasis ist um vieles größer, als es 
eine menschliche Recherche jemals leisten 
könnte. Nachfragen sind möglich, denn 

das Programm dank künstlicher Intelli-
genz verarbeitet. ChatGPT hatte nur fünf 
Tage nach seinem Start eine Million Nutzer-
*innen. Facebook oder Instagram haben 
für solche Zahlen Monate gebraucht. Chat-
GPT ist beängstigend beeindruckend, aber 
nicht beeindruckend gut. Neben vielen 
richtigen Beiträgen, produziert er auch 
viel Unsinn und verbreitet Fake News. 

Bisher unbeantwortete Fragen

Was genau ist ChatGPT und wie funktio-
nieren textgenerierende KI-Anwendungen? 
Geben wir unsere digitale Souveränität ab, 
wenn wir ChatGPT nutzen? Welche Aus-
wirkungen haben diese Entwicklungen 
des Technokapitalismus für unsere Ge-
sellschaft und unser alltägliches Leben? 

Wie verändert KI das Arbeitsleben? Wel-
che Chancen und Risiken ergeben sich 
aus den neuen KI-Anwendungen für die 
Schule? Dürfen KI-Anwendungen im Un-
terricht eingesetzt werden? Wie wird der 
Einsatz von KI den Unterricht und das 
Lernen verändern? Welche rechtlichen 
Rahmenbedingungen gelten? Haben Lehr-
kräfte für ihre originären Tätigkeiten ei-
nen Nutzen beim Einsatz von ChatGPT? 
Welche neuen Kompetenzen erfordern 
KI-Anwendungen von Schüler*innen und 
Lehrer*innen? Wie können Lehrkräfte un-
terstützt werden, eine gute Balance bei der 
Nutzung von KI im Unterricht zu finden? 
Hinzu kommt die zentrale Frage, wie 
künftig eine Leistung bewertet werden 
soll, die mithilfe von KI entstanden ist. 

Zu all diesen Fragen müssen sich die 
zuständigen Bildungsverwaltungen der 
Länder sowie die Kultusministerkonfe-
renz (KMK) zeitnah Antworten überlegen. 
Schon jetzt lässt sich mit ziemlicher Si-
cherheit feststellen, dass digitale Ant-
wort- und Gesprächsmaschinen wie Chat-
GPT in naher Zukunft zu einem integra-

Beängstigend�beeindruckend,� 
aber�nicht�beeindruckend�gut

Die Faszination, die das auf künstlicher Intelligenz (KI) basierende Online-Tool ChatGPT ausgelöst hat,  
ist riesig. Für Pädagog*innen und für den schulischen Alltag stellen sich jedoch eine Reihe von Fragen

von Michael Retzlaff

»Es gilt bei ChatGPT,  
wie bei jeder neuen 

technischen Entwicklung, 
zwischen Potentiale und 

Risiken abzuwägen.«
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ChatGPT verfügt über eine Art digitales 
Kurzzeitgedächtnis und kann daher Be-
züge zu früheren Chat-Eingaben erken-
nen. ChatGPT kann im Unterricht einge-
setzt werden, ob für Zusammenfassun-
gen oder Übersetzungen, um Arbeitsan-
weisungen und Texte mit unterschiedli-
chen Niveaustufen für die Binnendiffe-
renzierung zu erstellen, um Ergebnisse 
von ChatGPT mithilfe anderer Quellen zu 
recherchieren und kritisch zu prüfen so-
wie für ein persönliches schnelles Feed-
back zu den Arbeitsergebnissen der 
Schüler *innen mit anschließenden neuen 
Lernaufgaben. Darüber hinaus kann 
ChatGPT für lernschwache Schüler *innen 
als Lerncoach eingesetzt werden, der ge-
duldig viele Fragen beantwortet.

Risiken des Einsatzes von ChatGPT

ChatGPT mischt immer wieder Fake News 
unter die Mehrzahl der richtigen Antwor-
ten. Die Informationsqualität hängt ent-
scheidend von den Trainingsdatensätzen 
ab, dabei können auch rassistische oder 
sexistische Datensätze auftauchen. Die 
Ergebnisse beziehen sich auf den Daten-
bestand von 2021. Es generiert nichts 
Neues, sondern bezieht sich auf Vergan-
genes. Vom Überfall der Ukraine durch 
Russland hat die aktuelle Version von 
ChatGPT noch nie etwas gehört. Bei der 
Herstellungsmethodik von ChatGPT han-
delt es sich sowohl bei Texten als auch 
bei Bildern, in vielen Fällen um Diebstahl 
geistigen Eigentums. Die Bewertung der 
Informationen von ChatGPT setzt Wissen 
und Kompetenzen der Nutzer*innen vor-

dungsmöglichkeiten im Kollegium disku-
tieren, bevor ChatGPT unreflektiert im 
Unterricht eingesetzt wird. Unterstützung 
finden die Lehrkräfte in der von SenBJF 
veröffentlichten Broschüre »Empfehlun-
gen für den Umgang mit KI-Anwendungen 
am Beispiel von ChatGPT«. Dort wird ex-
plizit gesagt, dass Künstliche Intelligenz 
aktiv im Schulunterricht behandelt wer-
den sollte, um Schüler*innen zu einem 
verantwortungsvollen Umgang mit dieser 
neuen Technologie zu befähigen. Denn es 
ist vollkommen klar, dass sich die jetzige 
Schüler*innengeneration künftig regelmä-
ßig auf neue KI-Anwendungen einstellen 
muss. Auch aus Gründen der Chancen-
gleichheit sollte die kritische Reflektion 
mit dieser neuen Technik für alle Schüler-
*innen in der Schule erfolgen. 

Kostenfrei ausprobieren lässt sich ChatGPT über die 
Website von OpenAI. Dazu muss man sich mit seiner 
E-Mail-Adresse registrieren. Auf der Seite chat.open-
ai.com tippen Nutzer*innen dann in ein Textfeld und 
der Bot antwortet binnen Sekunden.

aus. Es besteht die Gefahr des Betrugs, 
wenn KI als eigene Leistung ausgewiesen 
wird. ChatGPT kann weder kontextuali-
sieren, noch hat es eine eigene Kompe-
tenz. Eine Qualitätskontrolle der Ergeb-
nisse findet nicht statt. Darüber hinaus 
liefert ChatGPT keine Quellenangaben. 
Aus datenschutzrechtlicher Sicht muss 
geklärt werden, worauf sich die riesige 
Datensammlung stützt, welche personen-
bezogenen Daten verwendet wurden und 
wie Nutzer*innendaten vor der Verwer-
tung durch die großen Digital- und On-
linefirmen geschützt werden können. KI 
stammt aktuell zu über zwei Dritteln aus 
den USA und China und sie sind ohne 
Rücksicht auf europäische Werte sowie 
Datenschutz- und Transparenzvorschrif-
ten entwickelt worden.

Reflexion von KI gehört  
in die Schulbildung

Transparenz über die Herkunft der gene-
rierten Texte und klare Regeln, wie im 
Bereich Datenschutz und Urheberrecht 
sowie Quellennachweise, sind daher drin-
gend notwendig. ChatGPT ist kein Ersatz 
für menschlichen Sachverstand und kri-
tisches Denken. 

Lehrkräfte sollten ChatGPT erst einmal 
selbst austesten und mögliche Anwen-

Michael Retzlaff,  
Medienpädagoge und  

Mitglied der AG Medien-
bildung GEW BERLIN

»Die Informationsqualität hängt entscheidend von den 
Trainingsdatensätzen ab, dabei können auch rassistische 

oder sexistische Datensätze auftauchen.«
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Johanna Zerbe schrieb in ihrem Artikel 
der Ausgabe Mai/Juni 2023: »Mein per-

sönlicher Schutz, nicht kaputt zu gehen 
in diesem System ist, dass ich in Teilzeit 
arbeite. Wird mir in Zukunft auch das ge-
nommen, dann bin ich weg hier.« Ihr Fa-
zit: »Im Grunde ist es doch wie im Flug-
zeug: Wenn wir uns als pädagogisches 
Personal nicht zuerst selbst die Masken 
aufsetzen, können wir auch den Kindern 
nicht helfen.« Sie fordert praktikable 
Maßnahmen, damit für Lehrer*innen im 
Alltag Zeit für die grundlegenden und 
langfristig gesunderhaltenden Bedürfnis-
se bleiben. 

In meinen Dienstjahren war ich genau 
vier Jahre in Vollzeit und anschließend 
nur noch reduziert tätig. Auch ich ver-
zichtete bewusst auf viel Gehalt und auf 
Rentenpunkte, damit ich alles, was im 

verschwundene Schüler*innen, fehlendes 
und zu besorgendes Schüler*innenmate-
rial, Gewaltvorfälle, spontane Raumände-
rungen und Vertretungen, Beleidigungen, 
Tätlichkeiten. 

Außerdem sind wir Projektmanager*in-
nen, Reiseorganisator*innen und -beglei-
ter*innen, Buchhalter*innen, Lehrmittel-
designer*innen, IT-Spezialist*innen, Mode-
rator*innen, Konfliktmanager*innen, Fahr-
radführerscheinprüfer*innen, Improvisa-
tionstalente, und müssen zunehmend in-
terkulturell und sprachlich versiert sein.

Senatsverwaltung in der Bringpflicht

Dringend notwendig scheint mir, dass 
Schule als »autarke« Institution endlich 
von externen, senatsfremden Profis in 
den Abläufen evaluiert und professiona-
lisiert wird. Und die Senatsverwaltung als 
Arbeitgeber endlich ihrer Fürsorgepflicht 
in Sachen Arbeits- und Gesundheits-
schutz nachkommt. Dazu gehört die 
Evaluation des Lehralltags sowie die wah-
re Erfassung arbeitsbedingter Erkrankun-
gen von Lehrer*innen und die entspre-
chende Veränderung des Systems. 

Ein Schritt wäre es, Schule für alle Be-
teiligten zu entschlacken. Es bedarf mehr 
Raum und Zeit für Beziehungsarbeit, für 
tiefgründige Verarbeitung, für therapeu-
tische Arbeit, für Arbeit an Körper, Geist 
und Seele, fern von Computer, Handy 
oder Schulbuch. Die Wissenschaft liefert 
zahlreiche Erkenntnisse und Empfehlun-
gen zum erfolgreichen Lernen und zu 
Resilienz. Ausgerechnet die Institution, 
die grundlegend verantwortlich ist, Kin-
der erfolgreich zu bilden und zu schüt-
zen und resilientes Personal zu erhalten, 
versagt sang- und klanglos. 

beruflichen Alltag im Übermaß auf mich 
einströmte und gefordert wurde, bewäl-
tigen konnte. Als Hochsensible, ohnehin 
eine ständige Herausforderung. 

Inklusive Referendariatsschule habe 
ich bis heute an sechs Schulen in vier 
verschiedenen Schulformen gearbeitet. 
Ich habe berufsbegleitend zwei einjährige 
Fortbildungen besucht, darf daher zu-
sätzlich zu meinen Studienfächern ein 
weiteres Fach unterrichten und Bera-
tungslehrerin an Berufsschulen sein. Ne-
ben der Tätigkeit als Klassenlehrerin war 
ich zwei Jahre Gesundheitsbeauftragte 
und GSV-Vertreterin. 

Nun bin ich »raus«, kaputt gespielt im 
und vom »System Schule«, wider besseres 
Wissen: denn als Sportlehrerin und Ge-
sundheitsbeauftragte weiß ich sehr wohl, 
was es für die seelische, geistige und kör-
perliche Gesunderhaltung braucht. 

Fehlende Analyse  
der Überlastungsgründe

Was braucht es dringend in den Schulen, 
damit grundständig ausgebildete Leh-
rer*innen wie Frau Zerbe, ich und viele 
andere, nicht die Flucht ergreifen oder 
wegen Überlastung ausscheiden? 

Eine ehrliche, sachliche Analyse hin-
sichtlich schulinterner Abläufe, denen das 
Lehrpersonal ausgesetzt ist. Ähnlich einem 
Langzeit-EKG, jedoch für die Dauer von 
mehreren Wochen, müssten durchgängig 
sämtliche Tätigkeiten, Zwischengespräche, 
Entscheidungen, Nacharbeiten und Vor-
bereitungen von Lehrkräften, Wegstrecken, 
an andere Orte verlegte Unterrichtsstät-
ten, Praktikant*innenbetreuung und Lärm-
pegel, Elternabende, Elternsprechtage, 
Veranstaltungstage, Konferenzen, Bera-
tungen, Fort- und Weiterbildungen, und 
vieles mehr, dezidiert erfasst werden. 

Es müsste ebenfalls alles, was den ge-
planten Ablauf aushebelt, erfasst werden: 
defekte Kopierer, lahme Computer, feh-
lende Updates, wegen Krankheit und Ver-
letzung zu versorgende Kinder, plötzlich 

Anita Mosch, 
Gymnasiallehrerin mit Berufserfahrungen 
an Gymnasium, ISS, OSZ und Grundschule

»Nun bin ich raus, 
kaputt gespielt im und 
vom System Schule.«

Ausgeatmet�und�losgelassen�
Überlastung im Schulsystem: Eine Forderung nach grundlegenden Veränderungen

von Anita Mosch
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Das Verwaltungsgericht Berlin hat An-
fang Februar 2023 entschieden, dass 

auch verbeamtete Lehrkräfte, die nach 
Vollendung des 65. Lebensjahres aber vor 
dem Ende des Schuljahres in den Ruhe-
stand treten, Anspruch auf Gewährung 
eines Zuschusses gemäß § 14a Landesbe-
amtenversorgungsgesetz haben. 

In den Ruhestand tretende verbeamtete 
Beschäftigte, die einen Anspruch auf Ge-
währung einer Rente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung haben, erhalten diese 
Rente wegen der unterschiedlichen Alters-
grenzen oft nicht ab dem Zeitpunkt des 

heißt, ihnen wird das Ruhegehalt (Pensi-
on) gezahlt aber die zustehende Rente 
noch nicht.

Bisher haben nur Lehrkräfte, die am 
Ende des Schuljahres in den Ruhestand 
getreten sind, diesen Zuschuss auf An-
trag erhalten. Mit Hilfe des Rechtsschut-
zes der GEW hat ein Mitglied nun per Ge-
richt feststellen lassen, dass dieser Zu-
schuss auch dann zu gewähren ist, wenn 
der Übergang in den Ruhestand zwar 
nach Vollendung des 65. Lebensjahres 
aber vor dem Ende des Schuljahres, zum 
Beispiel zum 31. Januar des Jahres er-
folgt.  

Wir empfehlen allen Betroffenen diesen 
Anspruch gemäß §108a in Verbindung 
mit §14a Landesbeamtenversorgungsge-
setz geltend zu machen und sich bei ab-
lehnendem Bescheid bei der Rechts-
schutzstelle der GEW BERLIN beraten zu 
lassen.  

Ruhestandes, sondern erst später. Da-
durch entsteht zeitweilig eine »Versor-
gungslücke«. Aus diesem Grund gibt es 
im §14a und im §108a Landesbeamten-
versorgungsgesetz Regelungen, die das 
abmildern; der zu gewährende Ruhege-
haltssatz wird vorübergehend erhöht (Zu-
schuss).

Auch verbeamtete Lehrkräfte, die kurz 
nach Vollendung des 65. Lebensjahres in 
den Ruhestand treten, haben im Allge-
meinen die Regelaltersgrenze für die Ge-
währung einer Rente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung nicht erreicht. Das 

Als GEW BERLIN empfehlen wir den 
Kolleg*innen eine vorsorgliche Gel-

tendmachung. Ein Musterschreiben gibt 
es bei uns zum Download.

Im Februar 2023 traten das Nachteils-
ausgleichsgesetz und das Nachtragshaus-
haltsgesetz 2023 in Kraft. Seitdem könn-
ten angestellte Lehrkräfte, die nicht ver-
beamtet sind, rückwirkend zum 1.2.2023 

Als GEW BERLIN empfehlen wir den 
Kolleg*innen, die möglicherweise An-
spruch auf die Zahlung haben, eine vor-
sorgliche Geltendmachung.  

 
Ein Musterschreiben gibt es 
hier zum Download:
www.gew-berlin.de/aktuelles/ 
detailseite/jetzt-nachteilsausgleich-
geltend-machen

eine monatliche Entgeltgruppenzulage 
erhalten. Ausgenommen sind Pädagogische 
Unterrichtshilfen, Lehrer*innen für Fach-
praxis, sowie Lehrkräfte mit einer DDR- 
Ausbildung als Erzieherin oder Freund-
schaftspionierleiter*in ohne die Fächer 
Deutsch und Mathematik und ein weite-
res Fach.

Holger Dehring, 
Leiter der Landesrechts-

schutzstelle

Zuschuss�für�verbeamtete� 
Lehrkräfte�auch�bei� 

»vorgezogenem«�Ruhestand
von Holger Dehring

Jetzt Nachteilsausgleich geltend machen
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Binnen weniger Minuten hat sich das 
Halbrund in ein rotes Meer verwandelt. 

Ein Spiel von Union Berlin? Die Bundes liga-
Saison ist an diesem heißen Sommertag 
Anfang Juni bereits beendet und es sind 
auch keine roten Plastiksitze, auf denen 
die Menge sitzt, sondern rohe Granitblöcke. 
Die gut 1500 streikenden Kolleg*innen 
haben sich ihre Trikots in Form von Streik-
westen übergestreift, rote Kappis sind 
der Fußball-Schalersatz. Sie sitzen in Ber-
lins größtem Outdoorwohnzimmer, dem 
Mauerpark; im Amphitheater, wo sonst 
jeden Sonntag einige Mutige beim Karao-
ke die innere Rampensau entfesseln.

 Die fußballähnliche Kulisse im ehema-
ligen Grenzstreifen zwischen Prenzlauer 
Berg und Wedding ist eine Premiere. Es 
ist die erste zentrale Streikversammlung 
der GEW BERLIN. Die Atmosphäre kann 
durchaus mit einem Fußballspiel mithal-
ten. Das Gemeinschaftsgefühl ist anste-
ckend und entfacht eine innere Kraft, das 
große Ziel zu erreichen. Auch Artur Gor-
latschov von der Thomas-Mann-Grund-
schule (Prenzlauer Berg) hat mit seinen 
ehemaligen Kolleginnen Astrid Kaiser 

das Pflichtgefühl seinen Schüler*innen 
gegenüber bei jedem Streik. An seiner 
Schule gibt es einen harten Streikkern 
von fünf bis sieben Kolleg*innen. »Viel 
fehlt eine klare Sicht-Perspektive hin zu 
einem Tarifvertrag. 14 Streiktage und kei-
ne Antwort vom Senat«, sagt Gorlatschov. 
Ob es diese Perspektive so schnell geben 
wird? Für die Bezahlung der Grundschul-
lehrkräfte nach E13 waren wir mindes-
tens 17 mal auf der Straße, weiß ein Kol-
lege zu berichten. Und Thomas Weiske, 
Lehrer am OSZ Knobelsdorff, erinnert an 
den historischen 16-wöchigen Ausstand 
der IG Metall für die Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall 1966: »Tarifauseinander-
setzungen brauchen Zeit.«

 Mehrere Kolleg*innen fordern in Wort-
beiträgen den Ausstand auszuweiten so-
wie eine klare Eskalations-Strategie bis 
hin zum Erzwingungsstreik. Wiederum 
andere Teilnehmer*innen berichten, dass 
längere Streiks bei ihren Kollegien zu ei-
ner sinkenden Beteiligung führen wür-
den. Viel Zustimmung von allen Seiten 
gibt es für die Bemühungen, mehr Schüler-
*innen und Eltern mit »auf die Straße zu 

und Denise Feske auf dem Halbrund Platz 
genommen und blickt gespannt in Rich-
tung Bühne.

 Die GEW-Tarifexpertin Anne Albers be-
grüßt das rote Meer und nennt die Dinge 
gleich beim Namen.

»Der Lehrkräftemangel ist eiskalte po-
litische Fehlplanung. Es muss Schluss 
sein mit dem Taktieren. Wir brauchen 
Verbindlichkeit in Form eines Tarifvertra-
ges.« Riesiger Applaus. Den Nerv der Kol-
leg*innen trifft Albers auch mit dieser 
Aussage: »Die neue Bildungssenatorin 
will, dass mehr Lehrkräfte in Vollzeit un-
terrichten. Wir sagen: Der Weg zur Voll-
zeit führt nur über Freiwilligkeit, kleinere 
Klassen und eine Arbeitszeiterfassung.«

 Eine Frage, die im offenen Mikro oft 
diskutiert wurde, war: »Wie werden wir 
mehr?«. Anne Albers drückt es so aus: 
Wie schaffen wir es den Druck zu erhö-
hen, ohne den eigenen Druck auf uns zu 
erhöhen? Sie beantwortet die Frage mit 
einer Metapher: »Es ist wie im Flugzeug. 
Man muss sich erst selbst die Sauerstoff-
maske aufsetzen und dann anderen hel-
fen zu können. Artur Gorlatschov plagt 

»Der�Lehrkräftemangel� 
ist�eiskalte�politische�Fehlplanung«

So lief die erste zentrale Streikversammlung der GEW BERLIN in Berlins größtem Outdoorwohnzimmer

von Christina Bauermeister
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nehmen« und einen Weg zu finden, dass 
Erzieher*innen mitstreiken können. Allein 
der Bezirk Pankow hat innerhalb weniger 
Tage 700 Unterstützungs-Unterschriften 
online und auf Papier von Eltern gesam-
melt. »So ein richtiger Schul- General streik. 
Das wär’s«, sagen die ehemaligen Kollegin-
nen von Artur Gorlatschov, Astrid Kaiser 
und Denise Feske, die jetzt an einer Schule 
im Wedding unterrichten. Sie werden wei-
ter streiken.

 Und wer hat ein Patentrezept gegen 
den Lehrkräftemangel? Eine Satire-Einlage 
der Impro-Theatergruppe »samt & sonders« 
verspricht schnelle Abhilfe: »Das ist mein 
neues Klassenzimmer. Ich habe fünf Bild-
schirme für fünf Klassen. Ich gebe ihnen 
Frühs Aufgaben via Chat und dann stelle 
ich alles stumm. Läuft super.« 
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Christina Bauermeister, 
Redakteurin Online und 

Social Media

DARF DER SENAT MIT DER GEW BERLIN ÜBERHAUPT 
TARIFVERHANDLUNGEN FÜHREN? 

Es�gibt�mehrere�Bundesländer�(darunter�auch�Berlin),�die�in�der�Vergangenheit�
sehr�wohl�eigenständige,�landesspezifische�Regelungen�erlassen�haben.�

1.� �Von�2011�bis�2022�zahlte�Berlin�allen�angestellten,�voll�ausgebildeten� 
Lehrkräften�die�Zulage�zur�Erfahrungsstufe�5.�Begründet�wird�dies�auf� 
der�Gehaltsabrechnung�mit�§16�(5)�TV-L,�obwohl�dieser�maximal�eine� 
Vorweggewährung�von�zwei�Stufen�vorsieht.

2.� �Für�IT-Kräfte�und�Ärzt*innen�beschließt�die�Tarifgemeinschaft�die� 
Erlaubnis�außertarifliche�Zulagen�von�bis�zu�1.000�Euro.�

3.� �Ärzt*innen�erhalten�seit�2019�TV-L�widrig�Arbeitsverträge�mit�höheren� 
Eingruppierungen�als�vereinbart.�

4.� �Bayern�hat�2009�einen�Tarifvertrag�über�eine�Ballungsraumzulage� 
vereinbart.�Dieser�fand�auch�2022�noch�Anwendung.�

5.� �Seit�1.11.2020�wird�allen�Berliner�Landes-Beschäftigten�bis�A/E13�die� 
Berlin-Zulage�von�150�Euro�monatlich�gezahlt.�Berlin�wurde�daraufhin� 
das�Stimmrecht�in�der�TdL�entzogen.�Wenn�bis�Ende�2025�die�Zulage� 
nicht�zurückgenommen�wird�oder�es�eine�andere�Einigung�gibt,�wird� 
Berlin�aus�der�Tarifgemeinschaft�ausgeschlossen.

Und�das�Berliner�Arbeitsgericht�stellte�2013�sogar�fest,�dass�Berlin�eigenständi-
ge�Tarifverhandlungen�mit�der�Gewerkschaft�führen�darf.�Wir�geben�uns�nicht�
damit� zufrieden,� dass� der� Arbeitgeberverband� unser� Tarifvorhaben� für� nicht�
umsetzbar�hält.�Die�Geschichte�der�Tarifauseinandersetzungen�lehrt�uns:�Wo�ein�
Wille�ist,�ist�auch�ein�Weg:�von�der�Fünf-Tage-Woche�bis�zur�Lohnfortzahlung�im�
Krankheitsfall:�Wir�kämpfen�für�faire�und�gesunde�Arbeitsbedingungen.

IST DIE FORDERUNG NICHT UNREALISTISCH  
BEI DEM LEHRKRÄFTEMANGEL?
 
Die�Berliner�Politik�hat�seit�Jahren�hat�viel�versprochen�und�nur�wenig�gehalten.�
Bis�2022�sollten�jährlich�2.000�Absolvent*innen�mit�Lehramtsabschluss�die�Unis�
verlassen.�Auch�der�Koalitionsvertrag�sah�das�vor.�Dieses�Ziel�wurde�deutlich�
verfehlt.�2021�waren�es�gerade�einmal�898�Absolvent*innen.�2022:�917�Absol-
vent*innen.�Hätte�der�Senat�sein�Versprechen�gehalten,�hätten�wir�zum�Schul-
jahr�2023/24�rund�6.600�Lehrkräfte�mehr�und�damit�ein�Plus�von�19�Prozent.�
Unsere�Forderung�nach�kleineren�Klassen�hätte�so�problemlos�erfüllt�werden�
können.�3000�Lehrkräfte�müsste�Berlin� jährlich�ausbilden.�Bis�2030�verlassen�
mehr�als�10.000�Berliner�Lehrkräfte�aus�Altersgründen�den�Beruf.�Wer�folgt�ihnen�
nach,�wenn�die�schlechten�Bedingungen�das�Arbeits-�und�Lernklima�belasten?�

Darum�brauchen�wir�einen�Tarifvertrag.�Nur�ein�Tarifvertrag�bringt�eine�verbind-
liche�und�einklagbare�Regelung.�Der�Arbeitgeber�ist�an�den�Tarifvertrag�gebun-
den�und�kann�sanktioniert�werden.�Über�80.000�Lehrkräfte�könnten�in�Deutsch-
land� schon� bald� fehlen� –�während� die� Zahl� der� Schüler*innen�weiter� steigt.�
Schon�jetzt�sind�mehr�als�12.000�Stellen�unbesetzt.�Die�Bundesländer�werben�
sich�gegenseitig�die�Lehrkräfte�ab.�Dabei�rücken�Arbeitsbedingungen�und�Klassen-
frequenzen� in�den�Fokus.�Was�es�braucht,� ist�es�massives� Investment� in�den�
Beruf!



28 GEWERKSCHAFT � bbz | JULI/AUGUST�2023

FO
TO

: U
N

SP
LA

SH

halt in die politische Auseinandersetzung 
über Arbeitsentlastungen zu gehen.  

Je mehr Kolleg*innen teilnehmen, um-
so aussagekräftiger sind die Daten und 
umso mehr politisches Gewicht wird die 
Studie am Ende haben. Ohne eine Min-
destanzahl an Teilnehmer*innen kann die 
Studie nicht funktionieren.

Wir haben in den letzten Wochen an 
sehr vielen Schulen Multiplikator*innen 
für die Arbeitszeitstudie gewinnen können. 
Multiplikator*innen haben die Aufgabe, 
die Studie im Kollegium vorzustellen und 
Fragen der Kolleg*innen zu beantworten. 
Ohne eine eigene Multiplikator*in kann 
ein Kollegium nicht an der Studie teilneh-
men. Wenn es an deiner Schule noch keinen 
oder keine Multiplikator*in geben sollte, 
noch ist es nicht zu spät: Informiere dich 

Die Aufgaben an Berliner Schulen wer-
den immer zahlreicher und immer 

fordernder. Gleichzeitig wird der Personal-
mangel immer größer: Rund ein Drittel 
der Berliner Lehrkräfte arbeiten in Teil-
zeit, viele, weil die Arbeit anders nicht zu 
schaffen ist. Der Krankenstand ist hoch. 
Das muss sich dringend ändern! In Nie-
dersachsen hat eine Arbeitszeitstudie 
2016 gezeigt, dass Lehrkräfte oft unbe-
zahlte Überstunden leisten: Mehr als 
zwei Stunden zusätzlich pro Woche sind 
es an Gymnasien, mehr als eine Stunde 
im Schnitt an Grundschulen. Das könnte 
in Berlin ähnlich sein.

Mit der Berliner Arbeitszeitstudie wol-
len wir das reale Ausmaß der Arbeitszeit 
von Berliner Lehrkräften nachweisen, um 
mit Kraft und wissenschaftlichem Rück-

Berliner�Arbeitszeitstudie�–� 
Bist�du�schon�dabei?

Der Countdown läuft: Am 28. August 2023 startet die Berliner Arbeitszeitstudie.  
Bis dahin kannst du dich noch als Multiplikator*in oder Teilnehmer*in auf unserer Website 
registrieren. Sei dabei und hilf aktiv mit, die reale Arbeitszeit von Lehrkräften zu erfassen

von Ronja Nehls

BERLINER ARBEITSZEITSTUDIE

Die�Berliner�Untersuchung�zu�Arbeits-
zeit� und� Arbeitsbelastung� entsteht� in�
Zusammenarbeit�der�Kooperationsstel-
le� Hochschulen� und� Gewerkschaften�
der�Georg-August-Universität�Göttingen�
mit�dem�Umfragezentrum�Bonn�–�Ge-
sellschaft� für� empirische� Sozialfor-
schung�und�Evaluation�(uzbonn�GmbH).�
Sie�wird�von�der�Max-Traeger-Stiftung�
(MTS)�gefördert�und�von�der�GEW�Ber-
lin� unterstützt.�Weitere� Informationen�
findest�Du�unter:
www.arbeitszeitstudie.de
www.uzbonn.de
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Den meisten Lehrkräften wird folgende 
Situation bekannt vorkommen: Man 

ist auf einem sogenannten Social Event – 
nennen wir es Fete –, der herrliche Smallt-
alk setzt ein und die obligatorische Frage 
»Und was machst du so?« ist an der Reihe. 
Die Reaktionen auf den Lehrer *innenberuf 
(besonders, wenn 
es sich auch noch 
um die Grundschu-
le handelt) sind im 
Kern immer ähnlich: 
Ab mittags haben 
wir Feierabend und 
die Ferien werden 
mit den vergleichs-
weise wenigen Tagen Urlaub, die man in 
der freien Wirtschaft hat, verglichen. Meine 
übliche Entgegnung, dass ich nach dem 
Unterricht doch längst noch nicht frei habe, 
wird meist mit der Frage nach der Wochen-
stundenzahl abgetan. 28 Stunden in der 
Woche? Herrlich! Und du machst auch 
noch Teilzeit? Wow! Entweder lenke ich 
das Gespräch dann um und lasse die an-
deren über ihre langen Arbeitszeiten kla-
gen, oder ich versuche meine Arbeitszeit 
zu verteidigen. Jedoch fehlen mir spätes-
tens an diesem Punkt die greifbaren Argu-
mente, genauer gesagt konkrete Zahlen. 
Wie lange sitze ich eigentlich nach der 
Schule am Schreibtisch? Welche Zeit wen-
de ich in den Ferien auf, um Liegengeblie-
benes nachzuholen und die kommenden 
Wochen vorzubereiten? Ehrlich gesagt 
habe ich keine Ahnung, allenfalls ein Ge-
fühl, dass es doch recht viel sein könnte. 
Die Einstellung meiner Gesprächspart-
ner*innen hingegen stellt leider immer 
noch recht gut den Blick der Gesellschaft 
auf den Beruf der Lehrkraft da. Aber es 
gibt Bewegung und die Vorurteile brö-
ckeln. Langsam wird den meisten bewusst, 
dass dieser Beruf vielleicht doch anstren-
gender sein könnte, als man gedacht hat. 

Was mir im Kleinen helfen kann, die Dis-
kussion auf der Party in eine andere Rich-

tung zu lenken, kann in der politischen 
Auseinandersetzung Dreh- und Angel-
punkt sein, um endlich wissenschaftlich 
fundiert zu begründen, dass Lehrkräfte 
zu viel arbeiten, überlastet sind und von 
der Politik gehört werden müssen: eine 
wissenschaftliche Arbeitszeitstudie, die 

uns er möglicht, die 
Arbeitszeit von Lehr-
kräften verlässlich 
zu erfassen.

Als Teilnehmen-
de*r der Studie er-
fasst man ein Jahr 
lang die reale Ar-
beitszeit, insbeson-

dere nach dem Unterricht. Das ist zu-
nächst eine Zusatzaufgabe, die jedoch 
mit ein wenig Übung nebenher zu erledi-
gen ist und sich am Ende lohnen wird. 
Aber warum halse ich mir das auf? Ich 
habe doch schon genug zu tun. Nun, es 
braucht etwa 5.000 Teilnehmende – das 
sind viele Leute! Es müssen Kollegien vie-
ler Schulen teilnehmen, damit die Studie 
fundiert und aussagekräftig ist. 

Ich mache das zunächst also aus ganz 
egoistischen Gründen: ich will endlich 
die Small talk- Diskussion gewinnen. Aber 
ich möchte mich auch einbringen, weil 
ich überzeugt bin, dass die genaue Erfas-
sung unserer tatsächlichen Arbeitszeit 
eine wichtige Säule des Kampfes für ei-
nen realen Gesundheitsschutz im Leh-
rer*innenberuf sein wird. Dafür müssen 
möglichst viele Kolleg*innen an der Stu-
die teilnehmen. 

Ich freue mich drauf. Lasst uns gemein-
sam durch diese Studie was bewegen!  

Tom Eickelau, 
Lehrer an der Bornholmer 

Grundschule

Ronja Nehls,  
Mitarbeiterin für Ehren-

amtskoordination und  
Mitgliederkampagnen der 

GEW BERLIN

Warum�ich�an�der�
Arbeitszeitstudie�teilnehme

Wie die genaue Erfassung der Arbeitszeit anstrengende  
Smalltalk-Diskussionen beenden kann

von Tom Eickelau

»Die genaue Erfassung  
unserer Arbeitszeit ist eine 
wichtige Säule des Kampfes 

für Gesundheitsschutz.«

auf www.gew-berlin.de/arbeitszeitstudie 
und werde Multiplikator*in. 

Es gibt schon Multiplikator*innen an 
deiner Schule? Super! Dann kannst du 
dich einfach als Teilnehmer*in bei der 
Studie einbringen. Sprich deine Kolleg*in 
vor Ort an und lass dir von »deiner« Multi-
plikator*in einen Account in unserem 
»Time-Tracker« erstellen. Hiermit kannst 
du deine tägliche Arbeitszeit bequem in 
ca. 3 Minuten online über das Tool erfas-
sen. Wenn du nicht weißt, wen du anspre-
chen sollst, melde dich einfach bei uns. 

An der Studie können Lehrer*innen 
und Schulleitungen an allgemein- und be-
rufsbildenden Schulen in öffentlicher 
Trägerschaft teilnehmen, unabhängig da-
von, ob sie Voll- oder Teilzeit arbeiten 
oder für bestimmte Tätigkeiten abgeord-
net sind. An der Studie können natürlich 
auch Kolleg*innen teilnehmen, die nicht 
GEW-Mitglieder sind!

Die Studie wird ein ganzes Schuljahr 
umfassen und läuft vom 28. August 2023 
bis zum 1. September 2024. Die Arbeit im 
Schuljahr ist nicht gleichmäßig verteilt; 
Arbeitsspitzen gibt es etwa in Prüfungs-
zeiten, in Projektphasen oder vor den 
Zeugnissen. Daher müssen wir für valide 
Aussagen ein ganzes pädagogisches Jahr 
erfassen. Etwas Ausdauer ist also erfor-
derlich.

Von der Teilnahme an der Studie hast 
du auch einen ganz individuellen Nutzen: 
Erfahrungsgemäß wissen viele Kolleg*in-
nen nicht, wie viel sie tatsächlich arbei-
ten und wofür sie ihre Zeit im Detail ver-
wenden. Im TimeTracker kannst du deine 
Arbeitszeit genau verfolgen. So hast du 
die Möglichkeit, sie zu evaluieren und 
gegebenenfalls anders zu organisieren.

Wenn genügend Kolleg*innen sich be-
teiligen, ist es außerdem möglich, eine 
Arbeitszeitübersicht eurer Schule zu er-
stellen. Diese Übersicht könnte z.B. zum 
Anlass genommen werden, in der Ge-
samtkonferenz entlastende arbeitsorga-
nisatorische Beschlüsse zu fassen.   

Bei Fragen kannst du dich gern an unsere Kollegin 
Ronja Nehls wenden: ronja.nehls@gew-berlin.de
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Adbusting – eine Aktionsform, bei der 
Plakate inhaltlich verändert werden 

– wer hätte dazu nicht schon einmal Lust 
gehabt, zum Beispiel bei den smarten 
Werbeplakaten der Bundeswehr. So auch 
eine Tempelhofer Studentin, die sich lei-
der von der Polizei erwischen ließ. Man 
nahm daraufhin ihre DNA auf und führte 
eine Hausdurchsuchung durch. 
Sollte sie sich demnächst viel-
leicht auf eine Beamt*innenstelle 
im Öffentlichen Dienst bewerben, 
könnte das schwierig werden.

Das Beamt*innentum hat in 
Deutschland nämlich eine sehr un-
heilige Tradition. Dieses Jahr ist es 
90 Jahre her, dass am 7. April das 
»Gesetz zur Wiederherstellung 
des Berufsbeamtentums« erlassen 
wurde, das den Nazis den Weg zu um-
fangreichen Säuberungen freimachte. Ge-
mäß § 4 durften keine Beamt*innen im 
Staatsdienst geduldet werden, »die nach 
ihrer politischen Betätigung nicht die Ge-
währ dafür bieten, dass sie jederzeit rück-
haltlos für den nationalen Staat einträten.«

Vor 51 Jahren übernahm der »Radikalen-
erlass« diese Formulierung fast wörtlich, 
denn Beamter*Beamtin dürfe nur werden,« 
wer die Gewähr dafür bietet, dass er je-
derzeit für die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung eintritt«. In diesem »je-
derzeit Gewähr bieten« steckt eine Gesin-
nungsprognose, die nicht auf belegbare 
Taten abhebt, sondern auf eine von der 
Behörde gemutmaßte innere Haltung, die 
vielleicht irgendwann einmal zweifelhafte 
Taten zur Folge haben könnte. Nazijurist 
Geiger war übrigens 1933 am Gesetz be-
teiligt und auch Schriftführer am Urteil 
des Bundesverfassungsgerichtes, das 1975 
die Berufsverbote rechtfertigte.

Auf dieses Urteil beruft sich auch die 
Änderung des Beamtengesetzes, das der-
zeit in Brandenburg – auf Initiative des 
Innenministers Stübgen, CDU – bereits in 
1. Lesung  im September 2022 den Landtag 

Als Sahnehäubchen gibt es jetzt dazu 
noch ein Whistleblower-Gesetz. Selbiges 
plant derzeit auch die EU, wobei sich die 
dortige Vorlage auf Verstöße gegen die 
Verkehrssicherheit, Gesundheitsschutz und 
ähnliches beschränkt. Nicht so das »Hinweis-
geberschutzgesetz« der Bundesregierung 
(Antrag vom 17. März 2023), das zum De-

nunziantentum einlädt: Wer Kolleg-
*innen anschwärzt, soll unerkannt 
bleiben und keiner Verfolgung aus-
gesetzt sein. Laut Ampel soll auch 
jemand geschützt sein, der *die expli-
zit angeblichen verfassungsfeindli-
chen Aktivitäten seiner Kolleg*innen 
denunziert. Ein Novum, auch in der EU! 

Der Strauß von undemokratischen 
Gesetzesinitiativen wird unter dem 
Slogan »wehrhafte Demokratie« ver-

kauft, ist aber ein weiterer Schritt zum Ab-
bau demokratischer Rechte.

Wer dagegen demonstrieren will, be-
kommt es – bisher allerdings nur in Hes-
sen – mit neuen, umfangreichen Auflagen 
der Polizei zu tun, bis hin zur namentli-
chen Aufführung der vorgesehenen Ord-
ner*innen. Die Anfang Mai erfolgte Razzia 
bei 15 Personen der »Letzten Generation« 
zeigt jedoch, wie schon jetzt massiv ge-
gen Kritiker*innen der aktuellen Regie-
rungspolitik vorgegangen wird. Auch das 
Dresdener Urteil gegen Lina E., die mehr 
als fünf Jahre Haft wegen Attacken gegen 
Neonazis erhielt, sowie der anschließen-
de brutale Polizeieinsatz bei den diesbe-
züglichen Protesten in Leipzig zeigen, 
was man unter der angeblichen Zeiten-
wende zu verstehen hat. Innenministerin 
Faeser versprach danach, verstärkt gegen 
Links vorgehen zu wollen. Und der Vorsit-
zende der Gewerkschaft der Polizei freute 
sich über den »wehrhaften Staat«. So geht 
die Rolle rückwärts in die 50er Jahre. 

passierte und einen »Verfassungstreue-
check« vorsieht, der bei Einstellung en 
eine Nachfrage beim Verfassungsschutz 
festschreibt. Aufgrund von »Erkenntnis-
sen« des Verfassungsschutzes wird dann 
eingestellt oder abgelehnt. »Zweifel« der-
*des Vorgesetzten reichen aus, er*sie kann 
gar aufgrund einer ominösen »Prognose« 

handeln, ohne dass er*sie einen Beweis 
für etwaige verfassungswidrige Taten an-
treten muss, eine Umkehrung der Beweis-
last. Auch in Sachsen plant man Entspre-
chendes, bisher allerdings nur für die 
Bereich Polizei und Justiz. Was uns in 
Berlin bei einer CDU/SPD-Regierung blüht, 
bleibt abzuwarten.

Verschärfung der Gesetzeslage

Entsprechend sieht auch die geplante Än-
derung des Disziplinarrechtes von Innen-
ministerin Faeser (SPD) aus, gegen das 
der DGB umfangreichen Protest formu-
lierte. Bisher konnte nur ein Verwaltungs-
gericht die Entlassung aus dem Dienst 
verfügen, künftig soll dies der*die Vorge-
setzte durch einen einfachen Verwal-
tungsakt vornehmen können.

Stübgen und Faeser argumentieren zwar, 
sie wollten gegen rechts vorgehen, die For-
mulierungen der Texte sprechen aber nur 
pauschal von »Extremisten«. Die Berufsver-
bote der 70er trafen zu über 98 Prozent 
nur links orientierte Kolleg*innen, obwohl 
es angeblich gegen rechts und links ging.

Unruhestifter*innen�und�die� 
veränderte�Gesetzeslage

Ein Rückblick auf die problematische Historie des deutschen Beamt*innengesetzes  
und warum es gilt, aktuelle Entwicklungen kritisch zu betrachten

von Lore Nareyek 

Lore Nareyek,  
Mitglied AG Berufsverbote

»Die undemokratischen Gesetzes-
initiativen werden unter dem Slogan 

›wehrhafte Demokratie‹ verkauft, 
sind aber ein weiterer Schritt zum 
Abbau demokratischer Rechte.«
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Helmut Stange wurde 1977 zum Vor-
sitzenden einer GEW in Berlin ge-

wählt, die in einer politisch hoch aufgela-
denen Zeit in einer schweren Krise steck-
te, die sich zerstritten und getrennt hatte 
– eine Situation, die Helmut mit den Wor-
ten beschrieb: »Als ob man zwei Ge-
schwister auseinandergenommen hätte.« 
Helmut übernahm die Aufgabe, die ge-
trennten Geschwister wieder zusammen-
zuführen, und es gelang ihm. 

Als ob man zwei Geschwister auseinan-
dergenommen hätte: Mit dieser sehr per-
sönlichen Metapher drückte Helmut Stan-
ge, der als Kind während des Kriegs 
selbst jahrelang von seinen Eltern und 
seinen zwei Schwestern getrennt gewe-
sen war, der später Vater zweier Töchter 
war, seine lange, tiefe Verbundenheit mit 
dieser Gewerkschaft aus, für die er sich 
Ende der 60er Jahre bewusst entschieden 
hatte, während viele Kolleg*innen zum 
Beamtenbund gingen. Helmut, der sein 
Studium als Diplom-Handelslehrer abge-
schlossen hatte, wollte etwas bewirken, 
und der Verzicht auf das Streikrecht er-
schien ihm dafür abträglich.

Helmuts gesellschaftspolitisches Inter-
esse war früh geweckt worden. Kurz nach 
dem Krieg war seine Mutter in die SPD 
eingetreten und hatte ihn und seine 
Schwestern gelegentlich zu Partei-Ver-
sammlungen mitgenommen. So entwi-
ckelte er frühzeitig sein soziales Be-
wusstsein und seinen Gerechtigkeitssinn, 
die seinen Lebensweg mitbestimmen soll-
ten. 1961 trat er selbst in die SPD ein. 
Mehr als einmal nahm er eigene Nachteile 
in Kauf, indem er sich für andere einsetz-
te. Eine Stelle als Personalchef in einem 
großen Betrieb, die er direkt nach seinem 
Studium hätte annehmen können, lehnte 
er ab, weil er nicht in die Verlegenheit 
kommen wollte, irgendwann später viel-
leicht einmal Menschen entlassen zu 
müssen. Lieber wurde er Lehrer, und die-

er war ehrenamtlicher Richter am Ober-
verwaltungsgericht Berlin. Und wenn er 
sah, dass eine Aufgabe beendet oder 
nicht mehr sinnvoll war, trennte er sich 
von ihr. So bezeichnete er die Zeit im Ber-
liner Abgeordnetenhaus als »demoralisie-
rend« und zog sich nach einer Legislatur-
periode wieder aus der Berliner Landes-
politik zurück. Für die GEW war er noch 
jahrelang im Hauptpersonalrat, davon 
einige Jahre als stellvertretender Vorsit-
zender, und im Personalrat Wedding, bis 
er 1993 in Pension ging und sich seinen 
privaten Leidenschaften widmen konnte: 
den gemeinsamen Reisen mit seiner Frau 
auf ihrer Motoryacht und der Philatelie. 
Seinen Ruhestand bezeichnete er als »ein 
herrliches Leben«.

Fragt man ehemalige Weggefährt*in-
nen, erinnern sie sich an seinen ausglei-
chenden Charakter, an seine Besonnen-
heit und Zuverlässigkeit, an seine »Grund-
ehrlichkeit« und seinen Humor. Und so 
gelassen er die GEW durch die bewegten 
Zeiten der 70er Jahre lenkte, so ausgelas-
sen konnte er im privaten oder kollegia-
len Rahmen sein. Verbrieft ist die Ge-
schichte, wie er in der Geschäftsstelle mit 
den Beschäftigten Rock’n’Roll durchs gan-
ze Haus tanzte. 

Helmut Stange ist im März 2023 im Al-
ter von 88 Jahren gestorben. Er hat mit 
seinem unermüdlichen Engagement, mit 
seiner Zuverlässigkeit und Solidarität 
über so viele Jahre die GEW BERLIN mit 
zu der gemacht, die sie heute ist. Dafür 
sind wir ihm sehr dankbar. 

sen Entschluss hat er nie bereut, wie er 
vor einigen Jahren in einem Gespräch 
über seine Erinnerungen an sein Berufs-
leben resümierte. Und er wurde leiden-
schaftlicher Bildungspolitiker und enga-
gierter Gewerkschafter. Drei Jahre nach 
seinem Eintritt in die GEW wurde er zum 
Schatzmeister gewählt und stellte die 
GEW bundesweit finanziell neu auf. Als 
1972 der so genannte Radikalenerlass er-
ging, engagierte Helmut Stange sich für 
die Referendar*innen, deren Übernahme 
in den Beruf nach Abschluss ihres Studi-
ums gefährdet war. 

Es war ihm wichtig, dass seine Schüler-
*innen, dass junge Menschen sich selbst-
ständig ihre Meinung bildeten und kri-
tisch blieben. Nachdem er 1985 für die 
SPD ins Abgeordnetenhaus gewählt wor-
den war, stellte er fest, dass einige Schü-
ler*innen begannen, Klassenarbeiten in 
Gemeinschaftskunde »nach seiner Pfeife« 
zu schreiben, um bessere Noten zu erhal-
ten. Das widerstrebte ihm, und so gab er 
das Fach, das er sehr gerne unterrichtet 
hatte, ab und wechselte zu BWL.

Helmut, der »mehr Dienstjahre als 
Fehltage« hatte, wie er selbst zusammen-
fasste, stellte sich immer in den Dienst 
der Sache. So war er über die Jahre Mit-
glied in verschiedenen DGB-Ausschüssen, 

Mit Leidenschaft  
und Besonnenheit

Helmut Stange, ehemaliger Vorsitzender und Schatzmeister  
der GEW, ist im Alter von 88 Jahren gestorben

von Sabine Tietjen

Sabine Tietjen  
interviewte Helmut Stange 

als Lektorin des GEW- 
Erinnerungsbuches im  

Jahr 2010



32 GEWERKSCHAFT � bbz | JULI/AUGUST�2023

FO
TO

: I
M

AG
O

 IM
AG

ES
/I

PO
N

Sexuelle Bildung entwickelt sich stetig 
weiter. Die heutige »Sexualpädagogik 

der Vielfalt« nimmt alle Vielfaltsdimensi-
onen in den Blick und setzt diese in den 
politischen Kontext der Menschenrechte.

Die AG Schwule Lehrer blickt auf ihre 
spannende Geschichte zurück von Ulf 
Höpfner, Detlef Mücke und Alexander 
Wittenstein

Offiziell wurde die »AG Homosexueller 
Lehrer« am 13. Dezember 1978 vom Lan-
desvorstand der GEW BERLIN gegründet, 

zeug*innen, werden über das Centrum 
Schwule Geschichte in Köln von Lenard 
Kramp laufen.

Lehrkräfte, Schüler*innen aber auch 
Wissenschaftler*innen, die die Entwick-
lung der Antidiskriminierungsarbeit sowie 
der Bildungs- und Sexualpädagogik in den 
letzten 50 Jahren nachvollziehen möch-
ten, finden so genügend Quellen. Auch 
die Zusammenarbeit mit dem Bildungs-
angebot des Schwulen Museums kann zu 
Synergieeffekten führen. Es gibt zudem 
noch eine Vielzahl vorhandener Dokumen-
te, die noch nicht erschlossen wurden. 

Ein neues Selbstverständnis entstand 

Im Forschungsprojekt »Menschenrechte, 
queere Geschlechter und Sexualitäten seit 
den 1970er Jahren« von der Freien Uni-
versität wird untersucht, wie LSBTIQ* zu 
ihrer Geltung und ihren Rechten kamen 
und welche Rolle dabei Menschenrechte 
spielten. Zunächst konnte die Gewerk-
schaft für den Kampf gegen Diskriminie-
rung von schwulen Lehrern am Arbeits-
platz gewonnen werden. Im Rahmen des 
Selbstverständnisses der GEW als Bil-
dungsgewerkschaft, nahmen die AG 
Schwule Lehrer und die GEW Schule zu-
nehmend sie auch als Lern- und Bildungs-
ort für nichtheterosexuelle und transge-
schlechtliche Personen in den Blick.

Deutlich wird diese Entwicklung an den 
Transparenten, die die Schwulen Lehrer 
auf Demonstrationen, dem Christopher 
Street Day (CSD) und Straßenfesten getra-
gen haben. Hieß es noch im Jahr 1979 in 
Frankfurt »Schwule Lehrer und Schüler 
fordern: Homosexualität – kein Tabu in 
der Schule«, so lautete es im Jahr 2001 
nach der Aktualisierung der Sexualkunde-
richtlinien auf Initiative der Schwulen 
Lehrer »Schwule Lehrer sind ein Vorbild«. 
Seit vielen Jahren verteilt die AG Luftbal-
lons auf dem Berliner CSD und dem 
schwul-lesbischen Straßenfest mit dem 

deren Vorläufer arbeiteten aber schon 
seit 1972 als Pädagogengruppe der Ho-
mosexuellen Aktion Westberlin (HAW). 
Das Archiv der Schwulen Lehrer, das Det-
lef Mücke anlegte und seitdem führte, 
wurde jetzt dem Schwulen Museum über-
geben. Die wissenschaftliche Auswertung 
und systematische Ordnung der Unterla-
gen wird in den kommenden Jahren von 
Mitarbeitenden an der Freien Universität 
in Berlin übernommen. Weitere Projekte, 
wie zum Beispiel die Befragung von Zeit-

Sexualpädagogik�der�Vielfalt�
Die heutige sexuelle Bildung nimmt alle Vielfaltsdimensionen in den Blick und  

setzt diese in den politischen Kontext der Menschenrechte

von Ulf Höpfner, Detlef Mücke und Alexander Wittenstein

»Im Mittelpunkt sexueller Bildung steht insbesondere  
die Selbstbestimmung als Ausdruck der Einlösung  

der Allgemeinen Menschenrechte.«
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humorvollen, selbstbewussten und den-
noch provozierenden Reim: »Cool, mein 
Lehrer ist schwul!«.

Selbstbestimmung im Zentrum 
sexueller Bildung

Im Jahr 1998 schließlich gab es auf 
GEW-Bundesebene eine AG LSBTI, die die 
Arbeit auf Landes- und Bundesebene ko-
ordinierte. Schließlich beschloss der Ge-
werkschaftstag in Leipzig 2022, dass es 
einen Bundesausschuss Queer gibt. Auf-
grund der Beschlüsse der Gewerkschafts-
tage tritt die GEW sowohl auf Bundesebe-
ne gegenüber der Kultusministerkonfe-
renz und Bundesregierung, im Rahmen 
des Aktionsplans für Akzeptanz und 
Schutz sexueller und geschlechtlicher 

Vielfalt »Queer leben«, als Expertin, Ge-
sprächs- und Verhandlungspartnerin auf, 
als auch auf internationaler Ebene, wie 
auf dem Kongress der Bildungsinternati-
onale im Februar 2023 in Sydney.

Pädagogische Konzepte zum Umgang 
mit der Frage, welche Kompetenzen Men-
schen brauchen, um ihr sexuelles und 
Beziehungsleben selbstbestimmt gestal-
ten zu können, haben sich in den vergan-
genen Jahren von der Sexualaufklärung 
und der Sexualerziehung zur sexuellen 
Bildung weiterentwickelt. Im Mittelpunkt 
sexueller Bildung steht insbesondere die 
Selbstbestimmung als Ausdruck der Ein-
lösung der Allgemeinen Menschenrechte. 
In dessen Konsequenz werden von der 
»Sexualpädagogik der Vielfalt« alle Viel-
faltsdimensionen in den Blick genom-
men. Für die Kollegen der AG Schwule 

Lehrer bedeutet dies, dass sie perspekti-
visch folgerichtig intersektional denken-
de Akteure der Bildungsarbeit werden 
und sich vom Fokus der eigenen Identität 
lösend, im Kanon der Menschenrechtsak-
teur*innen im Rahmen gewerkschaftli-
cher Menschenrechtspolitik einordnen 
werden. Dabei können sie auf eine lange 
eigene Tradition der Solidarisierung mit 
allen nicht geschlechtsrollenkonform er-
lebten, meist männlich gelesenen und 
pauschal als »schwul« angefeindeten Per-
sonen zurückgreifen.  

ehrenamtliche Arbeit vieler Kolleg*innen 
an der Basis.

2. Die Behauptung, ich hätte geschrie-
ben, es gäbe nur die Lösung der Teilzeit-
beschäftigung bei der GEW, »weil eben 
die alte Lösung der Personalratsentlas-
tung immer seltener greift« ist falsch. In 
meinem Artikel steht dies nicht, ich habe 
im Gegenteil auf die Kooperation zwi-
schen GEW und Personalratsmitgliedern 
abgestellt und an keiner Stelle für eine 
Teilzeitbeschäftigung bei der GEW oder 
eine Zweckentfremdung von Personal-
ratsfreistellungen plädiert. 

3. Die Behauptung, ich hätte nur in zwei 
Bereichen die Frage der Hauptamtlichkeit 
angesprochen, nämlich »für Mandate des 
(GLV) und im Aktivierungsprojekt« ist 
falsch. In meinem Artikel wird weder der 
GLV noch das Aktivierungsprojekt genannt.

Weshalb die Redaktion einen nach 
germanistischen und allgemeingül-

tigen Kriterien eindeutig als Leserbrief 
verfassten Text in den Rang eines eigen-
ständigen Artikels »befördert« hat, ist mir 
ein Rätsel. Das wäre unschwer schon allein 
daran erkennbar, dass der Verfasser mich 
namentlich fünfmal in Bezug nimmt. Dies 
würde ich klaglos hinnehmen, wenn nicht 
eine Reihe der mir zugeschriebenen Be-
hauptungen unzutreffend wären.

Folgende Behauptungen sind falsch:
1. Die Behauptung, ich hätte »die Tatsa-

che« angesprochen, »dass die GEW, anders 
als alle anderen DGB-Gewerkschaften, 
massiv auf Ehrenamt setzt« ist falsch. 

Eine solche Passage steht nicht in mei-
nem Artikel und entbehrt darüber hinaus 
auch jeder Grundlage. Alle Gewerkschaf-
ten im DGB funktionieren nur durch die 

4. Die Behauptung: »Bis auf den Vor-
standsbereich Beamten-, Angestellten- 
und Tarifpolitik (VBBA) sind alle diese 
Arbeitsverträge Teilzeitverträge. Alle an-
deren GLV-Mitglieder arbeiten weiterhin 
in ihren Hauptberufen. Die Leitung des 
Vorstandsbereichs Beamten-, Angestell-
ten- und Tarifpolitik kann nur in Vollfrei-
stellung gemacht werden, weil dieser 
Tarifverhandlungen führen muss… Bisher 
konnte die Vollfreistellung vom Vor-
standsbereich VBBA teilweise über Perso-
nalräte erfolgen« ist falsch und geeignet, 
die betroffenen Personen, zu denen auch 
ich gehöre, hinsichtlich ihrer Arbeit her-
abzuwürdigen und in ihrer Ehre zu ver-
letzen. Die Behauptung des Verfassers be-
inhaltet den Vorwurf des massiven Ar-
beitszeitbetruges beziehungsweise Dienst-
 vergehens in Bezug auf mich, aber auch 

»Die AG Schwule Lehrer schaut auf eine lange eigene Tradition  
der Solidarisierung mit allen nicht geschlechts rollenkonform erlebten,  

meist männlich gelesenen und pauschal als ›schwul‹  
angefeindeten Personen zurück.«

Ulf Höpfner, AG Schwule Lehrer 
Detlef Mücke, AG Schwule Lehrer 

Alexander Wittenstein, AG LSBTI* in der 
GEW Sachsen

»Die�Ehrenamtsdebatte«
Gegendarstellungen von Ilse Schaad und Udo Mertens zum Artikel  

»Die Ehrenamtsdebatte« aus der bbz 05-06/2023
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AG Medienbildung 
Die Gruppe trifft sich etwa einmal im 
Monat im hybriden Format. Die Termine 
im kommenden Schuljahr sind: 19.9, 17.10, 
28.11, 16.1, 20.2, 16.4, 28.5. und 25.6

Was bewegt euch zurzeit?
Wir besprechen alles, was mit dem The-
ma (digitale) Medien in Bildungspro-
zessen zu tun hat. Konkret geht es um 
den Sinn von Tablets im Unterricht, He-
rausforderungen wie aktuell ChatGPT, 
Datenschutz, Mitbestimmungsmöglich-
keiten der Personalräte, Infrastruktur 
an Schulen und vieles mehr.

Was wünscht ihr euch von der GEW?
Wir nutzen gemeinsam digitale Werk-
zeuge und Strukturen, entwickeln ge-
meinsam digitale Kompetenz sowie 
kritische Positionen zu Themen der 
Digitalisierung und ermöglichen unse-
ren Mitgliedern Teilhabe an gewerk-
schaftlicher Arbeit.

Was gefällt euch in der Gruppe?
Wir diskutieren immer die Chancen und 
Gefahren, fokussieren aber die Möglich-
keiten, die Bildungschancen der Schüler-
*innen und die Potenziale für kreative 
Bildungsprozesse aufseiten der Päda-
gog*innen und außerschulischen Expert * 
innen zu stärken.

Warum sollten andere mitmachen?
Wir sind eine eigenständige, beraten und 
unterstützen aber auch gerne die Ver-
antwortlichen im Vorstand. Alle Profes-
sionen sind herzlich zum Mitdenken 
und Diskutieren eingeladen.

Was sind eure nächsten Ziele?
Aufgrund der rasanten technischen 
Entwicklung wird KI im Bildungsbereich 
weiterhin eines unserer Schwerpunkt-
themen sein.

Welche Schlagzeile würdet ihr in fünf 
Jahren gern in der bbz lesen?
Medienkompetenz von Schüler*innen 
so hoch wie nie zuvor.

GRUPPEN DER GEW

Ilse Schaad, ehemaliges Vorstandsmitglied 
der GEW BERLIN und beim  

GEW-Hauptvorstand 
Udo Mertens, Leiter des Vorstandsbereichs 

Beamten-, Angestellten- und Tarifpolitik 
der GEW BERLIN

für meine Nachfolger in dieser Funktion. 
Ich habe meine Aufgaben als Vorstands-
mitglied im Personalrat Kreuzberg, dann 
als stellvertretende Vorsitzende des GPR 
und HPR-Mitglied von 1980 bis 2005 im-
mer in vollem Umfang erfüllt. Ich war 
von 1988 bis 2005 rein ehrenamtlich, wie 
es der Satzung der GEW BERLIN entspricht, 
Leiterin des Vorstandsbereiches Beamten- 
und Angestelltenpolitik. In dieser Zeit 
habe ich eine sehr große Zahl von Tarif-
verhandlungen geführt. Allein die Zeit, in 
der Berlin nicht Mitglied der TdL war, 
führte zu vielen Verhandlungen mit jeder 
Fachhochschule, Universität, Lette, PFH, 
Land Berlin und vielen mehr. Die Behaup-
tung, die Funktion könne nur in Voll-
freistellung (gemeint ist: hauptamtliche 
Beschäftigung in der GEW) gemacht wer-
den, ist falsch. 

5. Die Behauptung, früher hätten Perso-
nalräte weniger zu tun gehabt, weil sie 
sich um die »Eingruppierung« gerade 
auch von Nichtlaufbahnbewerbern nicht 
hätten kümmern müssen, ist falsch. In 
meinem Artikel steht das Gegenteil, auch 
früher war die Eingruppierung Beteili-
gungstatbestand und die Anzahl der Nicht-
laufbahnbewerber*innen ist seit 40 Jahren 
bundesweit und in Berlin relativ konstant.

6. Die Behauptung, ein Personalratsmit-
glied könne nicht beurteilen, ob es mehr 
oder weniger Konflikte vor den Verwal-
tungsgerichten gebe, ist unzutreffend. 
Die Anzahl der personalvertretungsrecht-
lichen Verfahren bei Verwaltungsgerich-
ten ist ein Faktum, keine Frage der Beur-
teilung.

7. Die Behauptung, heute gäbe »es in 
den Schulen immer mehr Streit zwischen 
Schulleitung und Kollegium (gibt), wo die 
Personalräte aktiv werden müssen«, ist in 
zweierlei Hinsicht falsch. Differenzen 
zwischen Schulleitung und Kollegium gab 
es schon immer. Falsch ist auch, dass der 
örtliche Personalrat in diesem Bereich ei-
ne Zuständigkeit hat. Der örtliche PR 
wird sowohl von Schulleitungsmitglie-
dern als auch von allen anderen Beschäf-
tigten gewählt, er ist nicht Streitschlich-
ter zwischen Beschäftigten. Aus gutem 
Grund sieht das Personalvertretungsge-
setz eine solche Aufgabe nicht vor.

8. Falsch ist auch, dass Vorurteile wie 
»Lehrkräfte haben vormittags recht und 
nachmittags GEW (wobei es im Original 
»frei« heißt) auf die »Lehrkraft von heute 
einfach nicht mehr (zutrifft).« Richtig ist, 
dass dies auch auf Lehrkräfte früherer 
Jahre nicht zugetroffen hat.

Zu vielen weiteren Aussagen kann man 
unterschiedliche Meinungen haben, nicht 
jedoch zu eindeutig belegbaren Fakten.« 
 Ilse Schaad

 

In der bbz vom Mai/Juni 2023 werden in 
dem Artikel von Ryan Plocher »Die Ehren-

amtsdebatte« unwahre und ehrverletzen-
de Behauptungen über mich verbreitet.

Kollege Plocher schreibt in seinem Ar-
tikel: »Bis auf den Vorstandsbereich Be-
amten-, Angestellten- und Tarifpolitik 
(VBBA) sind alle diese Arbeitsverträge 
Teilzeitverträge. Alle anderen GLV-Mitglie-
der arbeiten weiterhin in ihren Hauptbe-
rufen. Die Leitung des Vorstandsbereichs 
Beamten-, Angestellten- und Tarifpolitik 
kann nur in Vollfreistellung gemacht wer-
den, weil dieser Tarifverhandlungen füh-
ren muss... Bisher konnte die Vollfreistel-
lung vom Vorstandsbereich VBBA teilwei-
se über Personalräte erfolgen.«

Ich leite den Vorstandbereich VBBA seit 
dem 1. Juli 2013, davon mehrere Jahre 
alleine. Für die Leserinnen und Leser bin 
ich als Leiter des Vorstandsbereiches be-
kannt und aus der Behauptung eindeutig 
zuordbar. 

Diese Behauptungen sind falsch und 
verletzen mich in meiner Ehre. Sie unter-
stellen mir einen massiven Arbeitszeit-
betrug seit 2013, der in der Konsequenz 
zur fristlosen Kündigung führen könnte. 
Richtig ist, dass ich vom 1. Juli 2013 bis 
zum 1. Februar 2021 ohne jegliche Frei-
stellung den VBBA geleitet habe. Gleich-
zeitig war ich seit April 2010 bis Dezem-
ber 2020 Vorstandsmitglied des Haupt-
personalrats und habe dort meine Aufga-
ben vollumfänglich erfüllt. Seit dem 1. 
Februar 2021 bis heute habe ich einen 
Teilzeitarbeitsvertrag mit der GEW BERLIN 
im Umfang von 18 Stunden und 45 Minu-
ten mit einem Entgelt nach TV-L EG 9b 
Stufe 6. Ebenso bin ich seit Dezember 
2020 weiter Mitglied des Hauptpersonal-
rats und Mitglied des Personalrats der 
zentral verwalteten und berufsbildenden 
Schulen und nehme meine dortigen Auf-
gaben ebenso vollumfänglich wahr.«

 Udo Mertens
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Die internationale Arbeit steht unter 
dem Motto der Solidarität und der 

Zusammenarbeit, so wurde es auf dem 
Gewerkschaftstag im vergangenen Jahr 
beschlossen. Sie beinhaltet die Unterstüt-
zung unserer Kolleg*innen an den Deut-
schen Auslandsschulen, das Eintreten für 
gute öffentliche Bildung weltweit und 
gegen Kinderarbeit, die Zusammenarbeit 
mit NGOs in der Globalen Bildungskampa-
gne sowie mit anderen Bildungsgewerk-
schaften. Einen besonderen Stellenwert 
haben dabei die Seminare für Lehrkräfte 
zum Unterricht über den Holocaust, die 
die GEW zusammen mit der polnischen 
Bildungsgewerkschaft ZNP und der israe-
lischen Histadrut HaMorim regelmäßig 
durchführt. Angesichts der vielen Krisen 
in der Welt bleibt auch die internationale 
Solidaritätsarbeit eine wichtige Aufgabe.

Internationale Solidarität wirkt

Die GEW beteiligt sich regelmäßig an den 
Eilaktionen unseres globalen Dachver-
bands, der Bildungsinternationale. In der 
BI sind mehr als 380 Bildungsgewerk-
schaften weltweit organisiert, die GEW- 
Vorsitzende Maike Finnern ist Mitglied 
des Vorstands. Gemeinsam können Bil-
dungsgewerkschaften so gegen die Ver-
haftung von Gewerkschafter*innen und 
die Einschränkung von Gewerkschafts-
rechten protestieren und wirkungsvoll 
Druck aufbauen. Die BI kann mit ihrem 
Solidaritätsfonds auch auf den Krieg ge-
gen die Ukraine oder andere Notlagen wie 
das Erdbeben in der Türkei und in Syrien 
reagieren und die Bildungsgewerkschaf-
ten vor Ort unterstützen. Der DGB leistet 
mit seinem Fonds »Gewerkschaften hel-

Der DGB und die GEW haben sich mit den 
Protesten für die Demokratie und Frauen-
rechte solidarisiert und die Freilassung 
der inhaftierten politischen Gefangenen 
gefordert. Seit Jahren setzen wir uns beson-
ders für den Lehrer und Gewerkschafter 
Esmail Abdi ein, der wegen seines gewerk-
schaftlichen Engagements inhaftiert ist.

Viel Engagement im Bereich Internatio-
nales wird ehrenamtlich von Kolleg*in-
nen geleistet. Den Austausch ermöglicht 
die GEW auf der Jahrestagung Internatio-
nales. Um mehr Austausch mit den Lan-
desverbänden zu ermöglichen, wurde 
eine neue AG Internationales des Haupt-
vorstands eingerichtet. Auch wenn ange-
sichts der Konflikte und Krisen weltweit 
die Herausforderungen enorm und die 
Möglichkeiten begrenzt sind, so sehen 
wir in der Arbeit, dass praktische Solida-
rität vor Ort ankommt und einen wichti-
gen Unterschied machen kann.  

Interessierte können mit dem Newslet-
ter Internationales auf dem Laufenden 
bleiben: www.gew.de/internationales/
newsletter-international

fen« aktuell eine weitere wichtige Unter-
stützung für die Gewerkschaften und not-
leidenden Menschen im Erdbebengebiet.

Auf einer Delegationsreise der BI in das 
Katastrophengebiet in der Türkei im April 
konnte sich Maike Finnern einen Ein-
druck von der verheerenden Situation 
vor Ort machen: »In der Stadt Hatay ist 
kein Haus mehr bewohnbar. Viele Men-
schen sind traumatisiert.« Die GEW unter-
hält enge Kontakte zur Bildungsgewerk-
schaft Eg ̆itim Sen in der Türkei. Neuere 
Kontakte gibt es auch zur Bildungsge-
werkschaft in der syrischen Autonomie-
region Rojava, deren Ko-Vorsitzende Nesrîn 
Reşik im Februar auf Einladung der GEW 
zu Besuch in Deutschland war. 

Bildung in Zeiten von Krieg  
und Repression

Mehr als 3.000 Bildungseinrichtungen in 
der Ukraine wurden durch den völker-
rechtswidrigen Angriffskrieg der russi-
schen Regierung beschädigt. Dennoch 
versuchen die Lehrkräfte den Unterricht 
aufrechtzuerhalten, teilweise online. Viele 
Kolleg*innen haben sich solidarisch ge-
zeigt und an den Heinrich-Rodenstein- 
Fonds der GEW gespendet. Mit diesen 
Mitteln können nach Deutschland ge-
flüchtete Kolleg*innen unterstützt wer-
den. Die GEW hat sich ebenfalls mit rus-
sischen Lehrkräften solidarisiert, die sich 
mutig gegen den Krieg positioniert haben 
und von der unabhängigen Bildungsge-
werkschaft Uchitel‘ unterstützt werden. 

Gewerkschaften treten in vielen Län-
dern für demokratische Rechte ein und 
geraten deshalb unter Druck. Besonders 
brisant ist die Situation aktuell im Iran. 

Carmen Ludwig,  
Referentin für Internatio-

nales beim GEW  
Hauptvorstand

Gewerkschaftsarbeit global denken
Die Bildungskampagne »Internationale Solidarität und Zusammenarbeit stärken« wird getragen von 

ehrenamtlichem Engagement. Sie unterstützt Gewerkschaften in Kriegs- und Krisensituationen

von Carmen Ludwig

»Angesichts der vielen 
Krisen in der Welt bleibt  

die internationale 
Solidaritätsarbeit eine 

wichtige Aufgabe.«
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Vom Westpol aus gesehen 
von Ali Markgraf

Mehr als dreißig Jahre steht die Mauer 
nicht mehr. Und wir haben diesem Bauwerk 
Ewigkeitswerte zugeschrieben: »Nichts ist 
von Dauer, als die gute alte Mauer!« 

Bekanntlich blickt jemand genau auf 
dem Nordpol stehend immer nach Süden, 
gleich wohin sich das Auge richtet. Auf 
dem Südpol ist es umgekehrt. Somit lebten 
wir West-Berliner*innen auf dem Westpol. 
Denn wohin auch immer wir über die 
Mauer blickten, wir schauten in den Osten. 
Denn Westpol-Bewohnende zu sein, das 
unterschied uns von allen anderen Men-
schen auf der Erde! Anlass, über die Mau-
er zu linsen, gab es nur bei auswärtigem 
Besuch, so alltäglich war uns dieses Bau-
werk. Ich war in den Sommerferien 1961 
wieder mal »verschickt«. Dieses Jahr war 
ich in einem Kinderheim in Natters, Tirol. 
Dort erreichte uns die Nachricht vom 
Mauerbau. Wir wurden dann mit dem Flug-
zeug zurückgebracht. Wir waren sehr ent-
täuscht, als uns die Erzieher*innen darü-
ber aufklärten, dass es, trotz aller Schika-
nen und Sperrungen, Durchlässe für uns 
gäbe. Der Osten sank in unserem Anse-
hen noch weiter. Nicht mal die Grenzen 
richtig dicht machen konnten die!

An ganz wenigen Tagen unmittelbar 
nach dem 13. August, war es für West- 
Berliner*innen noch möglich, den Ostsektor 
der Stadt zu besuchen. Eine Freundin mei-
ner Mutter hatte Verwandtschaft sowohl 
hüben als auch drüben. Zufällig war zu 
der Zeit großer Besuch aus Westdeutsch-
land da, bei denen waren Kinder in den 
Pässen eingetragen. Die West-Berliner*in-
nen brauchten nur ihre »behelfsmäßigen 
Personalausweise« vorzuzeigen, wenn sie 
die Grenze zum »Demokratischen Sektor« 
überschritten. In den Ausweisen waren 

gend zugleich: Keine*r redete ein lautes 
Wort, Flüstern war für mich gar nicht so 
einfach, jede Anweisung wurde umgehend 
befolgt, jedes Auffallen wurde tunlichst 
vermieden, absurd und angstmachend. 
Ein paar Jahre älter habe ich mich dann ge-
fragt, wie kann es sein, dass ein Staat er-
wachsene, »gestandene« Menschen zu 
solch einem unterwürfigen Verhalten brin-
gen kann?

Ende unseres Familienurlaubs
von Ursula Diedrich

Ich war damals neun Jahre alt. Mein Vater 
hatte über seinen Betrieb einen Urlaubs-
platz erhalten. Wir fuhren also mit unse-
rem alten DKW F7 zu viert an die Ostsee. 
Wir, das waren mein Vater, meine Mutter, 
mein kleiner Bruder und ich. Als wir 14 
Tage Urlaub in Ahlbeck verbracht hatten, 
wollten wir noch zwei Tage die Schwester 
meiner Mutter in Berlin-Weißensee be-
suchen. Wir kamen dort am 11. August 
1961 abends an. Am nächsten Morgen 
fuhren meine Mutter, mein Onkel und ich 
mit der S-Bahn nach Gesundbrunnen, be-
suchten Geschwister meines Onkels und 
bummelten über eine Einkaufsstraße. Ich 
erinnere mich noch an viele bunte Petti-
coats, die vor Geschäften auf der Straße 
hingen. Am Abend saßen die Erwachse-
nen gemütlich beisammen und wir Kin-
der mussten ins Bett. Als ich am nächsten 
Morgen, aus dem Bad kam, saß mein On-
kel vor seinem Radio im Wohnzimmer 
und weinte bitterlich. Er hatte sieben Ge-
schwister, vier wohnten in West- und drei 
in Ostberlin. Meine Mutter versuchte zu 
erklären, was passiert war. Die Grenzen 
nach Westberlin waren geschlossen. Eine 
Mauer wurde gebaut. Für mich war das 
alles damals unverständlich. Mein Vater 

keine Kinder vermerkt. Diese Tatsachen 
ausnutzend, fuhren größere und kleinere 
Gruppen mit mehr oder weniger Kindern, 
mal eingetragen, mal nicht, immer wieder 
über die Grenze. In den Taschen oder im 
Jackenfutter mit mehr Ausweisen und 
Pässen versehen, als Personen dabei wa-
ren. Zurück ging es mit der korrekt, in 
die Papiere, eingetragenen Personenzahl. 
Schließlich fehlte nur noch Großvater, 
das Familienoberhaupt, der alles eingefä-
delt und organisiert hatte. Doch der be-
kam im letzten Augenblick einen Nerven-
zusammenbruch, setzte sich in seinen 
Lieblingssessel und weigerte sich, mitzu-
kommen. Den haben sie tatsächlich ent-
führt, indem sie ihn mit hochprozenti-
gem Alkohol abfüllten. Angewidert sollen 
die Grenzer ihn durchgewinkt haben.

Kein Entkommen 
von Ulrike Niehues

Damals war ich neun Jahre alt. Unsere 
Verwandten väterlicherseits waren be-
reits nach Westdeutschland gezogen, nur 
die Eltern meiner Mutter wohnten noch in 
Berlin. So gab es bei uns ernsthafte Über-
legungen ebenfalls Berlin zu verlassen. 
Diese Gedanken waren abrupt zu Ende, 
denn meine Mutter hat am 8. August 1961 
meine Schwester entbunden und lag noch 
im Krankenhaus. Jeder Gedanke, Berlin 
schnell zu verlassen, bevor die Grenzen 
ganz dicht waren, war hinfällig. So war 
der Mauerbau für meine Familie sehr be-
lastend. Und die Sorge, dass wir unsere 
Verwandten nicht mehr sehen können, 
war real und bedrohend.

Wenn wir später durch die Zone nach 
Westdeutschland fuhren, habe ich meinen 
Vater oft zu den Passkontrollen begleitet. 
Es war für mich aufregend und beängsti-

Lebendige�Erinnerungen� 
an�den�Bau�der�Berliner�Mauer

Wir haben beim Stammtisch für Ruheständler*innen nachgefragt,  
wie der Tag des Mauerbaus erlebt wurde

von Monika Rebitzki
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wurde immer unruhiger, drängte uns, die 
Sachen zu packen und schnellstens Berlin 
zu verlassen. Er redete von Unruhen und 
Krieg. Erst als wir den Berliner Ring ver-
lassen hatten und auf der heutigen A9 
Richtung Thüringen fuhren, wurde mein 
Vater ruhiger und sagte, dass wir jetzt 
erstmal sicherer wären.  

Große Aufregung
von Monika Rebitzki

Mit der DDR verband ich nicht viel. Nur 
einen Vater, der mit ostjuristischem Bei-
stand seinen Unterhaltsverpflichtungen 
für drei Kinder im Westen nicht nachkam. 
Ich bin in Hessen geboren und aufge-
wachsen, damals arbeitete ich aber in 
Düsseldorf in einem Krankenhaus. Eine 
der Köch*innen kam aus dem Urlaub mit 
ihrer kleinen Nichte aus Berlin zurück. Die 
sollte ein paar Tage bei ihr bleiben. Plötz-
lich war die Grenze zu! Die Aufregung 
war groß. Das Kind musste nach Berlin 
zurück, in den Ostteil der Stadt und zwar 
schnell. Elli bekam für beide einen Flug 
nach Berlin für den nächsten Tag. Das Ro-
te Kreuz hatte die Aufgabe übernommen, 
die Rückführung der Kinder zu organisie-
ren. Zu dem Vater gab es dann auch noch 
ein Nachspiel. Er kam als »politischer Flücht-
ling« durch einen Tunnel an der Bernauer 
Straße zurück in den Westen unter Hinter-
lassung weiterer Kinder in Ostberlin.

Villengrundstücke, deren Eigentümer*in-
nen sich nach dem Mauerbau nach »Wes-
ten« abgesetzt hatten. 

Kriegsangst 
von Clemens Niehues

Am 13. August 1961 habe ich meinem 
Bruder geholfen, der am Wochenende an 
einem Strandbad als Parkplatzeinweiser 
arbeitete. Es war am Nachmittag, die ers-
ten Gäst*innen verließen bereits das Bad, 
als ein Wagen auf den Parkplatz einbog. 
Bereits beim Aussteigen rief ein Fahrgast 
ganz aufgeregt: »Habt ihr schon gehört, 
die Russen machen Berlin wieder dicht!« 
Schnell bildete sich eine Gruppe von Bade-
gäst*innen, der Mann berichtete von den 
»Typen«, die durch Berlin Stacheldraht-
hindernisse aufbauten. Es gab schnell zwei 
Themen, die heftig diskutiert wurden: 
Gibt es jetzt Krieg? Was kostet uns das 
wieder? Ich konnte nicht begreifen, was 
die Russen da machten.  

Wartezeiten und Panzer 
von Reinhard Selka

Ich war mit meinen Eltern in Österreich 
im Urlaub, als die Mauer gebaut wurde. 
Mein Umzug nach West-Berlin stand un-
mittelbar bevor. In Bayern, wo wir seit 
unserer Flucht aus Ostberlin wohnten, 
war mir aus Altersgründen der weitere 
Schulbesuch verwehrt worden. In den 
ersten Tagen zeigte mir mein Neuköllner 
Großonkel gleich die nahegelegene Mau-
er von westlicher Seite, die andere Seite 
erlebte ich dank meines westdeutschen 
Ausweises danach monatlich anlässlich 
der Besuche bei meinen Großeltern am 
Grenzübergangsbahnhof Friedrichstraße. 
Dort mussten ein bis zwei Stunden War-
tezeit eingeplant werden, egal, wie lang 
die Schlange war. Daran hat dann auch 
der Tränenpalast nichts geändert. Durch 
die Clayallee, in der ich wohnte, fuhren 
demonstrativ fast täglich Panzer zum 
Checkpoint Charly. Irgendwann kam 
auch mal der amerikanische Präsident 
Kennedy jovial winkend in Begleitung 
des stocksteifen Konrad Adenauer im of-
fenen Wagen vorbeigefahren. Einige Stu-
dierende waren als Fluchthelfer*innen 
tätig. Sie kannten sich gut in der Kanali-
sation zwischen Ost und West aus. Sie 
wollten uns jedoch nicht an ihren Aben-
teuern beteiligen und sprachen ungern 
darüber. Einige Mitschüler *innen streun-
ten damals gerne durch die umliegenden 

Monika Rebitzki, 
 Stammtisch für GEW- 

Ruheständler*innen
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Urlaub,�Ferien�und�plötzlich�Braut
Die Gefahr der Heiratsverschleppung steigt in den Sommerferien. Daher ist es sinnvoll,  

vorbereitet zu sein und einen Notfallplan parat zu haben

von Elisabeth Gernhardt

Während Sommerferien für die meis-
ten ein Grund zur Freude sind, 

steigt für einige Schüler*innen aus streng 
patriarchalen Familien die Gefahr der 
Zwangsverheiratung. Oft ahnen Schü-
ler*innen bereits vorher, dass eine »Fei-
er« für sie geplant ist, denken aber, vor 
Ort trotzdem noch »nein« sagen zu kön-
nen oder möchten auch einfach nicht 
wahrhaben, dass die Eltern sie wirklich 
verheiraten wollen.

Sind die Mädchen und Frauen erst ein-
mal im Herkunftsland der Familie, ist es 
oft nur noch äußerst schwierig nach 
Deutschland zurückzukehren. Meist wer-
den ihnen Pässe, Geld und Kommunikati-
onsmöglichkeiten weggenommen. Daher 
ist es wichtig, im Vorfeld zu sensibilisie-
ren und bei drohender Gefahr gemeinsam 
mit den Schüler*innen einen »Notfall-
plan« vorzubereiten. Doch wie viele Be-
troffene gibt es überhaupt? Bezogen auf 
Berlin gab es im Jahr 2017 laut einer Um-
frage 570 Fälle von versuchter oder voll-
zogener Zwangsverheiratung. Die meis-
ten Betroffenen waren zwischen 16 und 
21 Jahre alt. Zwölf Prozent der betroffe-
nen Mädchen und drei Prozent der Jun-
gen waren jedoch jünger als 16 Jahre. 
Zudem ergab eine Studie des Bundesfa-

ner*innenwahl bleibt ihnen verwehrt. 
Auch befinden sie sich in einem starken 
Abhängigkeitsverhältnis zu den Eltern.

Früh- und Zwangsverheiratung hat ver-
schiedene Gründe: Armut, Traditionen, 
patriarchale Strukturen, »Ehr«vorstellun-
gen oder eine vermeintliche Schutzfunk-
tion für die Frau. In streng patriarchalen 
Strukturen gibt es für Mädchen als einzi-
gen Lebensentwurf zumeist nur den der 
Ehefrau und Mutter, auch hat sie jung-
fräulich in die Ehe zu gehen. Durch Früh- 
und Zwangsverheiratungen endet für die 
Betroffenen die Kindheit oder Jugend. 
Mädchen müssen oft die Schule verlassen 
oder dürfen keinen höheren Ausbildungs-
grad absolvieren, damit werden die Mäd-
chen und Frauen in starke finanzielle 
Abhängigkeit zum Ehemann gebracht. 
Auch Jungen und Männer werden 
zwangsverheiratet, mitunter auch im Falle 
von (vermuteter) Homosexualität.

Warnzeichen frühzeitig erkennen

Schulen sind oft der einzige Ort, an de-
nen sich von Früh- oder Zwangsverheira-
tung bedrohte und betroffene Personen 
außerhalb der Familie aufhalten können. 

milienministeriums einen hohen Aus-
landsbezug, mehr als die Hälfte der 
Zwangsverheiratungen fand im Ausland 
statt oder war für dort geplant. 

Frühehen bedeuten ein Ende der 
Kindheit

Seit dem Jahr 2017 beträgt das generelle 
Mindestheiratsalter in Deutschland 18 
Jahre, ohne Ausnahme. Auch religiöse 
oder traditionelle Verlobungen oder Ver-
heiratungen von Minderjährigen sind ver-
boten. Denn auch wenn »informelle« Ehe-
schließungen oder Verlobungen keine 
juristische Verbindlichkeit in den Augen 
des Staates nach sich ziehen, für die Fa-
milien und Communities tun sie dies. 

Von einer Frühehe wird gesprochen, 
wenn mindestens einer der Eheleute zum 
Zeitpunkt der Eheschließung noch nicht 
18 Jahre alt war. TERRE DES FEMMES sieht 
Frühehen als eine Form der Zwangsver-
heiratung an. Auch wenn die Minderjäh-
rigen der Eheschließung scheinbar zu-
stimmen, können Kinder und Jugendliche 
Folgen und Ausmaß einer verfrühten Ehe-
schließung nicht einschätzen. Das Recht 
auf Selbstbestimmung und freie Part-
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Sie stellen damit einen zentralen Schnitt-
punkt der Prävention und Hilfestellung 
dar. Doch wie bemerke ich einen Fall von 
drohender Zwangsverheiratung? Warnzei-
chen sind sehr verschieden und es gilt 
aufmerksam zu sein. Auffällig ist zum 
Beispiel, wenn ein Mädchen stark isoliert 
wird und keine Kontakte oder Aktivitäten 
außerhalb der Schule haben darf oder 
wenn die Schwestern minderjährig ver-
heiratet wurden oder sehr jung Mutter 
geworden sind. Mitunter werden Mädchen 
stark von (männlichen) Familienmitglie-
dern kontrolliert und dürfen keine eige-
nen Entscheidungen treffen, auch hier 
gilt es besonders hinzuschauen, vor allem, 
wenn die Eltern aus Ländern mit streng 
patriarchalen Familienstrukturen kommen. 
Manche Schüler*innen werden besonders 
laut, andere auf einmal sehr still oder be-
drückt. Wenn ein Mädchen berichtet, dass 
es die Schule nach den Ferien verlassen 
muss oder eine Feier für sie (im Her-
kunftsland der Eltern) vorbereitet wird, 
sollten wir hellhörig werden. Wenn ein 
minderjähriges Mädchen berichtet, dass 
sie nicht mehr bei ihren Eltern, sondern 
bei anderen Verwandten wohnt, könnte 
dies ein weiteres Indiz sein, denn in eini-
gen Fällen werden Mädchen innerhalb der 
Familie verheiratet, die »Tante« könnte 
dann auch gleichzeitig die Schwiegermut-
ter sein. Die genannten Anzeichen kön-
nen, müssen aber natürlich nicht immer 
auf eine Zwangsverheiratung hinweisen. 
Wichtig wäre, ein klärendes Gespräch mit 
dem Mädchen zu suchen und Ansprech-
barkeit zu signalisieren.

Früh- und Zwangsehen verhindern

Es ist wichtig, gerade vor den Sommerfe-
rien noch einmal Kontakt zu potentiell 
gefährdeten Schüler*innen zu suchen. So 
könnten diese Schüler*innen zum Beispiel 
zu einem Zeugnisgespräch in die Schule 
gebeten und so Gesprächsbereitschaft ge-
schaffen werden. Breitenwirksam besteht 
auch die Möglichkeit im Rahmen des Un-
terrichts oder von Projekttagen für Sprech-
anlässe zu sorgen, zum Beispiel durch 
die Behandlung von Menschenrechten. 

Wichtig ist bei einem Verdacht auf 
Zwangsverheiratung NICHT die Eltern zu 
kontaktieren. Das könnte das Mädchen in 
erhöhte Gefahr bringen und im schlimms-
ten Fall dafür sorgen, dass sie noch schnel-
ler ins Ausland verschleppt und zwangs-
verheiratet wird. 

werden sollen. Doch auch durch diese 
Vorsichtsmaßnahmen kann eine Rück-
kehr nach Deutschland nicht garantiert 
werden. Insbesondere bei doppelter oder 
nicht-deutscher Staatsbürgerschaft sind 
die Möglichkeiten der deutschen Bot-
schaften vor Ort sehr gering.

Was kann ich tun, wenn das Mädchen 
nach den Sommerferien nicht wieder-
kommt und ich einen Verdacht auf Zwangs-
verheiratung habe? Kontaktieren Sie auch 
in diesem Fall eine spezialisierte Bera-
tungsstelle, wie die Verschleppungsstelle 
von Papatya. Diese können die Betroffe-
nen eventuell wieder nach Deutschland 
zurückholen. Weitere Beratungsstellen fin-
den Sie unter www.zwangsheirat.de 

Weitere Hinweise sowie  
Vordrucke findet ihr unter:  
verschleppung.papatya.org

Broschüren und Unterrichtsmateri-
alien zum Thema im TDF-Shop:  
www.frauenrechte.de/shop- 
startseite/gewalt-im-namen-der- 
ehre-und-zwangsheirat 

Vertraut sich Ihnen ein*e Schüler*in an, 
klären Sie zunächst die Gefährdungsstufe 
und den Wunsch der betroffenen Person. 
Je nach Lage macht es Sinn, einen ge-
schützten Rahmen zum Telefonieren 
oder Zugang zum Internet zu schaffen 
und zu erwähnen, dass sich Betroffene 
auch anonym an Beratungsstellen wen-
den können, denn diese sind auch bei 
Gefahr im Verzug oder am Wochenende 
gut erreichbar. Sie können auch gemein-
sam mit den Betroffenen eine speziali-
sierte Beratungsstelle kontaktieren. Spre-
chen Sie möglichst alle Schritte mit der 
betroffenen Person ab und bewahren Sie 
das Vertrauensverhältnis. Entwickeln Sie 
gemeinsam einen Notfallplan und ma-
chen Sie deutlich, ab welchem Punkt die 
Polizei oder das Jugendamt eingeschaltet 
werden muss. Unternehmen Sie am bes-
ten auch mit Kolleg*innen im Vier-Au-
gen-Prinzip eine Gefahreneinschätzung. 
Schalten Sie bei Minderjährigen in Ab-
sprache mit der betroffenen Person das 
Jugendamt oder den Kindernotdienst ein, 
die gegebenenfalls eine »Inobhutnahme« 
vornehmen können. Viele Schüler*innen 
haben Vorbehalte gegenüber dem Ju-
gendamt. Eine gute Möglichkeit kann es 
daher sein, vorab mit den Jugendlichen 
das Clearing-Gespräch zu »üben«. 

Bei Verdacht auf eine Zwangsverheira-
tung im Ausland sollte die Reise dorthin 
unter allen Umständen vermieden wer-
den. Er*sie könnte beispielsweise eine 
Krankheit vortäuschen. 

Falls eine Ausreise nicht verhindert 
werden kann, sollte der*die Schüler*in 
Kopien des Passes und des Rückflugti-
ckets, Bargeld, Handy sowie Adressen der 
deutschen Botschaft versteckt mit sich 
führen und alle Kopien zusätzlich bei ei-
ner Vertrauensperson hinterlegen.

Vor der Abreise sollten potentiell Be-
troffene bei einer Vertrauensperson die 
genaue Adresse des Zielortes sowie eine 
eidesstattliche Erklärung hinterlegen, 
dass befürchtet wird, im Herkunftsland 
zwangsverheiratet zu werden und der 
Wunsch besteht auf jeden Fall nach 
Deutschland zurückzukommen und, dass 
alle Schritte für eine Rückkehr eingeleitet 

Elisabeth Gernhardt,  
Referentin für »Gewalt  

im Namen der Ehre«  
bei TERRE DES FEMMES

»Es ist wichtig, gerade vor den Sommerferien  
noch einmal Kontakt zu potentiell gefährdeten  

Schüler*innen zu suchen.«



40 TENDENZEN � bbz | JULI/AUGUST�2023

FO
TO

: S
TE

FA
N

 G
RZ

ES
IK

O
W

SK
I

In diesem Jahr verlegten Schüler*innen, 
zusammen mit Wolfgang Behrendt und 

Dagmar Janke, drei Stolpersteine. Mitglie-
der ihrer Familie wurden nach Auschwitz 
deportiert und dort ermordet. Gedacht 
wird mit den Verlegungen Max Behrendt 
sowie Ottilie Reich und deren fünfjähri-
gen Sohn Michael Scharff, die im Vernich-
tungslager Auschwitz ermordet wurden. 

Die Schüler*innen des neunten Jahr-
gangs der Heinz-Brandt-Schule haben 
sich im Unterricht mit den Verbrechen 
des Nationalsozialismus und dem Projekt 
der Stolpersteine beschäftigt. Die einzel-
nen Steine werden vor dem letzten frei 
gewählten Wohnort von Verfolgten des 
Nationalsozialismus eingelassen. Auf ei-
ner Messingplatte an der Oberseite sind 
der Name und das Schicksal des Men-
schen, an den erinnert wird, zu lesen. 

Gedenken an Max, Ottilie und Michael

Am 8. Mai wurde in der Landsberger Allee 
8 Max Behrendt gedacht, der dort bist zu 
seiner Festnahme 1941 lebte. Max hatte 
zu dieser Zeit bereits einige Schicksals-
schläge überstanden: seine Mutter starb 
1914, sein Vater fiel, als er acht Jahre alt 
war, 1918 für Kaiser und Vaterland im 
Ersten Weltkrieg. Nach einer Zeit im Wai-
senhaus konnte Max eine Schuhmacher-
lehre absolvieren und als solcher arbei-
ten. Als junger Witwer, 1939 verstarb 
seine erste Frau, lernte Max 1940 eine 
Nicht-Jüdin kennen, die sich gerade in 
Trennung von ihrem Mann befand. Die 
beiden blieben trotz der damaligen Rechts-
lage zusammen, was zur Denunziation 
und Verhaftung im Mai 1941 führte. Wegen 
»Rassenschande« zu zehn Jahren Zucht-
haus verurteilt, kam Max über das Ge-
fängnis Plötzensee und weitere Zuchthäu-
ser im April 1943 ins Stammlager des KZ 
Auschwitz. Im September 1943 wurde in 

gen unter prekären Bedingungen. In ei-
nem Pflegebericht vom August 1942, 
wurde dem Sohn trotzdem eine normale 
und gute körperliche Entwicklung attes-
tiert. Er ist ein »aufgeweckter, intelligen-
ter Junge«, heißt es im Bericht. 

Ein halbes Jahr später, im Februar 1943, 
wurden Ottilie Reich und ihr Sohn Michael 
Scharff mit dem dreißigsten Transport 
von Berlin nach Auschwitz deportiert, wo 
sie ermordet wurden.

Erinnerungsarbeit mit Schüler*innen

Die Stolpersteinverlegung wurde von Schü-
ler *innen der neunten Klasse der Heinz-
Brandt-Schule Berlin-Weißensee geplant 
und im Mai durchgeführt. Wie bereits bei 
der Verlegung der Stolpersteine für Max 
und Meta Behrendt 2021, wurde die Re-
cherche und Vorbereitung durch die An-
gehörigen Frau Janke und Herr Behrendt 
mit Vorträgen in der Schule begleitet. 
Frau Janke hat dann damit insgesamt 25 
Stolpersteine für Angehörige der Familie 
Behrendt initiiert, die sie jeweils mit Ber-
liner Schulklassen verlegen ließ.  

Unterstützt wurden die Verlegungen von der Berliner 
Stolperstein-Koordinierungsstelle, auf deren Internet-
seiten ausführlichere Biographien zu finden sind: 
www.stolpersteine-berlin.de/de/stolpersteine-finden
 

Wer das Projekt unterstützen möchte, 
kann dies über folgenden Link tun: 
www.betterplace.org/de/projects/ 
122448-drei-weitere-stolpersteine-
fuer-familie-behrendt

Ausschwitz eine Sterbeurkunde für den 
32-jährigen Max Behrendt ausgestellt, die 
Umstände des Todes sind unbekannt.

Im Anschluss wurden in der Barnim-
straße 18 zwei weitere Stolpersteine ver-
legt, um damit Ottilie Reich, geborene 
Scharff, sowie ihres Sohnes Michael zu 

gedenken. Michael kam am 1. April 1938 
als uneheliches Kind von Ottilie Reich 
und ihrem Lebensgefährten Bernhard 
Behrendt zur Welt. Die Familie lebte in 
angespannten finanziellen Verhältnissen, 
auch weil der Kindsvater kurz nach der 
Geburt Michaels im Juni 1938 ins Kon-
zentrationslager Buchenwalt deportiert 
wurde. Staatliche Mietzuschüsse wurden 
zudem Ende 1939 für jüdische Familien 
gestrichen. Bernhard Behrendt wurde 
zwar nach einem halben Jahr aus dem KZ 
Buchenwald entlassen, musste aber 
Deutschland verlassen. Auf sich allein 
gestellt, lebte Ottilie Reich mit ihrem 
Sohn in unterschiedlichen Sozialwohnun-

Erinnern�gibt� 
der�Zukunft�eine�Chance

Die Familie Behrendt wird nicht vergessen. Dafür haben Schüler*innen der Heinz-Brandt-Schule  
in Weißensee drei Stolpersteine in das Gehwegpflaster eingelassen

von Stefan Grzesikowski

Stefan Grzesikowski,  
Lehrer für Deutsch und  

Gesellschaft an der  
Heinz-Brandt-Schule 
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Als ich noch klein war, habe ich nie 
bemerkt, dass ich »anders« bin. Ich 

spielte und malte genauso wie alle ande-
ren Kinder in meinem Kindergarten. Ich 
war Miriam und ich konnte einfach »nur« 
Miriam sein. Ich habe mit 
meinen Freunden Barbie ge-
spielt, und wir haben Sand-
kuchen aus Sand und Wasser 
gemacht. Miriam war ein 
abenteuerlustiger Mensch 
und sie liebte es, mit ihrer 
Mutter zu backen und zu 
kochen. Miriam war sehr 
glücklich. 

Ich war fünf Jahre alt, als ich zum ers-
ten Mal bemerkte, dass ich anders war. 
Eine alte Frau griff mich und meine Mut-
ter rassistisch an. Wir sollen »ihr« Land 
verlassen, weil »wir« hier nichts zu suchen 
hätten – und sie benutzte das N-Wort. 
Dieses Ereignis war traumatisierend und 
hat mich sehr geprägt. Ich fühlte mich 
zum ersten Mal anders. Seitdem habe 
ich immer wieder das Ge-
fühl, als würde ich 
nicht hierher gehö-
ren, und war im-
mer sehr sensibel, 
wenn es um meine 
Hautfarbe ging.

Als ich in die 
Grundschule kam, 
war ich das einzi-
ge Kind in mei-
ner Klasse, das 
Schwarz war. 
Im Kindergar-
ten ist mir so 
etwas zwar 
aufgefallen,  
aber es hat 

habe ich das damals empfunden, war das 
hässliche Schwarze Mädchen mit kurzen 
schwarzen Haaren und langweiligen 
braunen Augen. Ich wollte Barbie sein. 
Nicht weil ich meine Hautfarbe nicht 

mochte, sondern weil ich so 
behandelt werden wollte wie 
eine Person, die aussieht wie 
Barbie.

Heute bin ich vierzehn Jahre 
alt und komme immer noch 
nicht so ganz mit meiner 
Hautfarbe zurecht. Aber ich 
habe gelernt, meine Hautfar-

be zu akzeptieren. Trotzdem ist Rassis-
mus für mich immer noch anstrengend, 
er macht mich – ehrlich gesagt – nicht 
einmal mehr wütend, sondern nur noch 
sehr müde. Immer wieder möchte ich ei-
ne Pause von meinem Äußeren bekom-
men und mich lieber auf mein Inneres 
konzentrieren. Aber das ist schwer, wenn 
man von anderen Menschen vermittelt 
bekommt, dass man nicht dazu gehört, 
weil man eine andere Hautfarbe hat.

Egal, wo Miriam hingeht, nirgendwo passt 
sie hinein. Entweder ich bin zu Schwarz 
für die nichtschwarzen Menschen in mei-
nem Leben. Oder zu weiß für die Schwar-
zen Menschen in meinem Leben. 

mir nichts ausgemacht. Das hier aber war 
die Grundschule, und plötzlich war ich 
nicht mehr Miriam aus dem Kindergar-
ten. Es war hart für mich, Freunde zu fin-
den, und ich glaube, einer der Gründe 

war meine Hautfarbe. Damals passierte 
sehr viel in meinem Kopf. Die Diskrimi-
nierungen, die ich im Laufe meines Le-
bens erlebt habe, haben mich sehr verän-
dert. Meine Hautfarbe nahm sehr viel 
Platz in meinem Leben ein: Ich war das 
Schwarze Mädchen Miriam und nicht ein-
fach nur Miriam.

Ich erinnere mich noch sehr genau da-
ran, wie ich in unser Badezimmer ging, 
als ich ungefähr sieben Jahre alt war, und 
eine Flasche Seife nahm und mich so sau-

ber schrubben wollte, bis ich so weiß 
und schön war wie Barbie. Letztens er-
zählte ich meiner Mutter von diesem 
Vorfall, und sie fragte mich, warum ich 
so wie Barbie sein wollte und nicht wie 
all die anderen weißen Persönlichkei-
ten, die ich kannte. Ganz einfach: Seit 
ich klein war, spiele ich mit Barbies 
und sehe mir Barbie-Filme an. Barbie 
ist das hübsche, weiße, blonde Mäd-
chen mit langen Haaren und schö-
nen blauen Augen. Sie ist alles, 

was wir in der westlichen Welt 
als schön empfinden – aber 
Barbie ist das komplette Ge-
genteil von mir. Miriam, so 

Ich wollte so weiß wie Barbie sein
Wie es ist, als Schwarzes Mädchen in einer weißen Mehrheitsgesellschaft aufzuwachsen:  

von Schönheitsnormen und Rassismuserfahrungen im Kindesalter

Miriam, 14

Miriam, Schülerin

»Ich wollte Barbie sein und zwar nicht,  
weil ich meine Hautfarbe nicht mochte,  

sondern weil ich so behandelt werden wollte 
wie eine Person, die aussieht wie Barbie.«

q.rageq.rage heißt das jährlich erscheinende Magazin von Schule ohne Rassismus – Schule 
mit Courage, gemacht von Schüler*innen des Courage-Netzwerks. Einige der tollen Schüler*in-
nen-Texte werden wir in loser Folge in der bbz abdrucken. Viel Spaß beim Lesen!  
Unter qrage.online findet ihr alle Texte des Magazins und noch mehr.
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Ich absolviere an der Humboldt-Univer-
sität ein Zertifikatsstudium im Grund-

schullehramt mit den Fächern Deutsch, 
Mathematik und Sachunterricht. Durch 
das Zertifikatsstudium können sich Studie-
rende mit einem beliebigen Bachelor- oder 
Master-Abschluss in den Quereinstiegs-
master Grundschullehramt an der Hum-
boldt-Universität einschreiben und den 
Abschluss Master of Education erwerben.

Fünf Klagepunkte

Uns Studierenden wird fast täglich wäh-
rend der Veranstaltungen gesagt, wie 
stressig der Lehrkräftejob sein wird. Das 
ist nicht motivierend!

Leider werden uns oft unrealistische 
didaktische Konzepte vermittelt, die in 
einem regulären Schulbetrieb nicht ein-
setzbar sind. Die Realitätsferne ist den 
meisten Dozierenden bekannt. Die Wahl 
der Inhalte begründen sie damit, dass wir 
unsere Unterrichtsgestaltung vor dem 
Senat, Kolleg*innen und Eltern gut recht-
fertigen können.

Die Anzahl der Veranstaltungen und 
die Uhrzeiten, zu denen einige davon statt-
finden (18 bis 20 Uhr), machen das Arbei-
ten während des Studiums unmöglich. Der 
Senat bietet ein Lehramt-Stipendium für 
die Studierenden im Quereinstiegsmaster 
(500 Euro brutto). Die Zertifikatsstudie-
renden bekommen jedoch gar kein Geld. 

Die meisten Dozierenden sind überfor-
dert und gestresst. Das äußert sich durch 
eine unprofessionelle schriftliche und 

Studierende brauchen Geld, sowohl im 
Zertifikatsstudium als auch im Master. 
Die Zeiten, wo man mit 500 Euro im Mo-
nat auskam, sind generell vorbei. Das 
zeigt sich an der Berliner Wohnungssitu-
ation und den Folgen der Inflation.

Die Universitäten müssen für eine bes-
sere Organisation der Veranstaltungen 
durch neue Formate (asynchron, digital) 
für mehr Familien- und Freizeitfreund-
lichkeit sorgen. Bitte schreibt keine Mails 
nach 20 Uhr. Wir wollen ungestört unsere 
Abende genießen. Ihr bestimmt auch.

Workshops zu antidiskrimierendem Ver-
halten sollten für Studierende und Dozie-
rende verpflichtend sein. In diesen lernen 
die Teilnehmenden die eigenen (Fehl-)
Vorstellungen zu reflektieren und Alter-
nativverhalten kennen. So können sie 
Schüler*innen beim Lernen unabhängig 
von ihrer Herkunft unterstützen. 

Bis das Studium sich nicht verändert, 
werden die Zahlen der Lehramtsabsol-
vent*innen weiterhin sinken und die 
Lehrkräfte im Job niedergeschlagener 
sein. Denn niemand möchte auf Dauer 
unglücklich und frustriert sein. Weder im 
Studium noch im Job.  

mündliche Kommunikation, wie unbeant-
wortete oder verspätete E-Mails, fehlende 
Folien, nicht stattfindende Zoom- Sessions 
und spontane Verschiebungen der Veran-
staltungen.

Als Teil des Vorlesungsmaterials hören 
die Studierenden Reden darüber, wie 
schwierig die Berliner Schüler*innen-
schaft ist. Vor allem die Kinder mit Migra-
tionshintergrund seien besonders her-
ausfordernd. Für mich als Person mit 
Migrationshintergrund ist es beleidigend 
und inakzeptabel.

Das Fazit? Hochschulen gestalten gerade 
keine Zukunft, sie stiften Chaos und Stress. 

Das Ergebnis? Viele brechen das Studi-
um nach dem Zertifikat oder gar mitten-
drin ab. Ich überlege dies auch zu tun. 
Denn der Job als Lehrkraft ist zwar 
sinnstiftend, aber stressig. Und wenn das 
darauf vorbereitende Studium genauso 
stressig wie der zukünftige Beruf ist, 
dann entscheiden sich viele verständli-
cherweise dagegen. 

Fünf Lösungsvorschläge

Studierende brauchen motivierte und 
motivierende Dozierende. Sind diese ge-
stresst und überfordert, sind es viele Stu-
dierende auch.

Studierende brauchen mehr Praxis und 
weniger Vorlesungen mit rein theoreti-
schen, in der Praxis nicht realisierbaren 
Inhalten. Als Formate können hier Ge-
sprächsrunden mit Lehrkräften hilfreich 
sein.

Warum�die�Hochschulen� 
gerade�keine�Zukunft�gestalten

Oft wird darüber geschrieben, was Hochschulen leisten, um mehr Lehramtsstudierende  
in ihrem Studium zu unterstützen und zu motivieren. Die Realität sieht anders aus 

von Polina Yakusheva

Polina Yakusheva, 
Studentin Grundschul-

lehramt
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Eigentlich wollten Sie die ausgelutschte 
Zitrone schon im Kompost entsorgen, 

aber dann kam Ihr Mann, ein ehemaliger 
Ringer, und quetschte aus der alten Zitro-
ne noch drei Esslöffel Saft. Nun sollte 
man Lehrer und Lehrerinnen nicht unbe-
dingt mit Zitronen vergleichen, aber das 
Bild ist schön. Und irgendwie passend. 
Aus all den übrig gebliebenen Vollzeit- 
und Teilzeitkräften, die mal eine reguläre 
Lehrerausbildung absolviert haben, kann 
man immer noch was rausholen. Man ver-
längert und verbreitert einfach ihre Le-
bensarbeitszeit und stopft mehr Kinder 
in die Klassen. Eine Stunde mehr für alle 
Lehrer – was ist das schon? Das sind ja 
nicht mal volle Stunden, sondern nur 45 
Minuten! Wenn all die Methusalems und 
Methusalinnen über 65 zurück im Schul-
dienst sind, schließt das immense Perso-
nallücken und trägt zum Generationen-
verständnis bei. Weiterhin werden diese 
Luxusteilzeitkräfte, die nebenbei schwarz 
im Garten arbeiten, Hunde dressieren 
oder Spanisch lernen, zurück in den 
Dienst gezwungen. Das bringt noch mal 
massenhaft dringend benötigtes und 
hoch motiviertes Fachpersonal! 

Die Kultusministerkonferenz hat kühne 
Ideen! Ich habe aber noch Vorschläge, die 
weit darüber hinausgehen. Durch die er-
höhte Arbeitszeit hätten die Lehrkräfte 
weniger Zeit und Lust für Weiterbildun-
gen und Entspannungskurse. Man könnte 
die Lehrerfortbildungsinstitute schließen 
und damit jede Menge erfahrener Pädago-
gen freisetzen. Viele der Yoga- und Resilienz-
 lehrer, Atem-Stimme-Zwerchfell-Experten 
und Supervisionisten sind ja ausgebildete 

nen nach den Experten zu suchen, die so 
gern über Schule schwadronieren und 
ihre Antipathie gegenüber Lehrern über-
haupt nicht verhehlen. Auch ihnen würde 
praktischer Schuldienst guttun. Arbeits-
lose Journalisten, die derweil ihren Platz 
einnehmen, gibt es genug!  

Große pädagogische Talente lauern 
auch in der Bundeswehr. Die Unteroffizie-
re werden keinerlei Disziplinprobleme 
haben. Schon im alten Preußen hat man 
angeblich gute Erfahrungen mit Soldaten 
im Schuldienst gemacht! 

Die Kultusministerkonferenz hatte 
weiterhin die brillante Idee, dass 

Oberstufenschüler ganz selbstständig ler-
nen. So könnte man weitere Lehrkräfte 
abziehen und in der Mittelstufe einset-
zen. Wie wäre es denn, wenn die Klassen 
eins und zwei daheim unterrichtet wür-
den? Das bisschen Rechnen und Schrei-
ben werden die Eltern ja wohl noch be-
herrschen. Und etliche Familien wün-
schen sich doch ganz dringend Ho-
me-Schooling. Warum sich diesem 
Wunsch verweigern?

Mein Mann meint, man solle die Schul-
pflicht einfach ganz abschaffen. Aber so 
weit würde ich dann doch nicht gehen. 
(Zu Hilfe! Ich muss in den Keller! Der Per-
sonal-Scout vom Schulamt steht vor der 
Tür!) 

 Gabriele Frydrych

Dieser Text ist nicht nach den Richtlinien der Redaktion 
gegendert.

Lehrer. Ab mit ihnen in die Schulen!  
Im Kollegium wird gern über die 

»Schulflüchtlinge« gelästert: Lehrer, die 
sich in Behörden gerettet haben und lie-
ber mit Aktenschränken kommunizieren 
als mit Kindern. Mir kann niemand erzäh-
len, dass all die Schulräte und Schulins-
pektoren so ausgelastet sind, dass sie 
nicht nebenbei ein paar Unterrichtsstun-
den geben könnten. Auch allen Bildungs-
ministern würde es guttun, vier Stunden 
in der Woche Schuldienst zu leisten. Ihre 
Akten könnten derweil ein paar pensio-
nierte Buchhalter sortieren.

Und nun zu den akademischen Taxi- 
Fahrern, prekär arbeitenden Künstlern 
und Berufsmüttern, die alle mal auf Lehr-
amt studiert haben und aus unerfindli-
chen Gründen ihren schönen Beruf nie 
angetreten haben, den Lehrern aber gern 
reinreden. Wie wäre es mit Praxis statt 
Theorie? Ab in die Schulen!

Ständig steht in der Zeitung, dass die 
Universitäten es versäumt haben, genug 
Lehrpersonal auszubilden. Zur Strafe 
sollten die entsprechenden Dozenten 
halbtags in die Schulen geschickt werden. 
Dabei könnten sie auch gleich überprü-
fen, ob die Theorie, die sie ihren Studen-
ten vermitteln, der Realität überhaupt 
standhält.

Bisher ist der Quereinstieg in den 
Schuldienst wohl freiwillig. Das muss ja 
nicht sein. Personal-Scouts könnten in 
Ämtern und Behörden nach Müßiggang 
und Überbesetzung fahnden. Ich persön-
lich biete mich an, in Zeitungsredaktio-
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Zum Leser*innenbrief »Von Mitgliedern 
für Mitglieder« von Barbara Majd Amin 
bbz März/April 2023 

Über den Leserbrief von Barbara Majd 
Amin, für die AG Frieden zum The-

ma Ukraine-Krieg konnte ich mich erst 
einmal nur wundern, dann empören! Die 
Redaktion hat offenbar schon mehrfach 
Artikel der AG Frieden zum Thema abge-
lehnt. Genügt es nicht, dass in unserem 
Land jegliche Stimme, die nicht im Main-
stream liegt, hasserfüllt diskreditiert 
wird? Muss da meine Gewerkschaft mit-
machen? So gibt es durchaus verschiede-
ne Sichtweisen auf den Ukraine-Krieg, 
und die liegen nicht alle im Mainstream. 
Die Sichtweise der AG Frieden hätte mich 
sehr interessiert und ich vermute auch 
viele andere Leser der bbz. Die Redaktion 
schreibt sich die Akzeptanz von Vielfalt 
und Demokratie auf die Fahnen. Gilt das 
nur für Geschlechter oder doch auch für 
Meinungen und Sichtweisen? Die Frie-
dens-AG macht seit Jahren eine wichtige 
Arbeit innerhalb der GEW und als 
GEW-Mitglied seit über 50 Jahren erwarte 
ich, dass diese Stimme für Frieden nicht 
weiter unterdrückt wird. Elke Dunkhase

In Ihrem Leserbrief beklagt Barbara Ma-
jd-Amin, Artikel der AG Frieden der 

GEW Berlin über den russischen Angriffs-
krieg seien von der bbz-Redaktion abge-
lehnt worden. Die Autorin bewertet an 
anderer Stelle (»Unsere Zeit« vom 3.3.23: 
»Überfälliges Signal«) die Verteidigung 
der Ukraine als »Stellvertreterkrieg … 
Konfrontation der NATO gegen Russland 
im alleinigen hegemonialen Interesse der 

begleiten, beobachten und unterstützen. 
Das fehlende Personal könnte mit einem 
Schlag aufgefangen werden. Sie dürften 
anfangs natürlich nicht allein Klassen be-
treuen. Ihr Aufgabenfeld wäre Unter-
richtsvorbereitung und -nachbereitung, 
sowie die Betreuung und Unterstützung 
von Schüler*innen mit Förderbedarf. Viel-
leicht ist diese Idee zu naiv, aber sie wür-
de viele Probleme lösen. Natürlich müss-
te man die Studierenden für ihre geleis-
tete Arbeit auch bezahlen. Den einzigen 
Widerspruch zum Interview möchte ich 
in der Schuldzuweisung äußern. Ich sehe 
tatsächlich nicht die Hauptverantwortung 
bei der Politik, sondern beim Willen der 
Universitäten, den Fokus auf ein Lehr-
amtsstudium zu legen. Wie kann man 
sonst erklären, dass Didaktik nahezu kei-
ne Rolle spielt? Wie kann man sonst er-
klären, dass Didaktiker*innen Menschen 
sind, die maximal wenige Jahre an homo-
genen Schulformen (Gymnasien) unter-
richtet haben? Wie kann man sonst erklä-
ren, dass die Didaktik nahezu ausschließ-
lich Gymnasialschüler*innen in den Fo-
kus nimmt? Wie kann man sonst erklä-
ren, dass die Universität der Meinung ist, 
alles Relevante für den Schulalltag lernt 
man im Referendariat? Zum Schluss 
möchte ich gern noch einmal meine tief 
empfundene Dankbarkeit für diesen Bei-
trag zum Ausdruck bringen. Achja, ich 
bin übrigens auch so ein seit fünf Jahren 
in Schule nebenbei arbeitender Student, 
der nach zehnjährigem Lehramtsstudium 
leider immer noch keine Freude am Stu-
dium, dabei umso mehr Freude am Unter-
richten gefunden hat. Kann das sein?

 Florian Bielagk-John
 

USA«. Majd-Amins Position steht konträr 
zu den Regierungen von neun mittelost-
europäischen Staaten, die eine stärkere 
NATO-Präsenz in ihren Ländern wün-
schen (Bukarest-9-Gruppe: BG, RO, HU, 
SK, CZ, PL, LT, EE, LV, seit dem 22.6.22). 
Dass diese Regierungen sich zu Recht vor 
der russischen Angriffwalze sorgen, stellt 
Barbara Majd-Amin in Abrede, indem sie 
Putins Narrativ wiedergibt. Sie vertritt ei-
ne extreme geopolitische Position, die in 
welcher Umformulierung auch immer in 
der bbz nicht aufgewertet werden sollte. 
Sie könnte Leser*innen enttäuschen und 
Betroffene verärgern. Ich danke der Re-
daktion! Ulrich Scholz

 
Zum Interview »Einen Weg zum Ab-
schluss ebnen« mit Lennart Dürheide 
von Josef Hofman bbz Mai/Juni 2023 

Ich habe mit sehr großer Freude und 
übermäßiger Zustimmung das Inter-

view von Josef Hofman und Lennart Dür-
heide gelesen. Leider bin ich erst seit 
knapp einem Jahr in der GEW und fühlte 
zum ersten Mal, dass es ein Interesse 
gibt, Studierende mit Berufserfahrung zu 
fragen, was man denn tun kann, um den 
Lehrkräftemangel zu bekämpfen. Ich dan-
ke vor allem Lennart Dürheide für seine 
Worte und seine Einschätzungen. Ich tei-
le sie fast vollumfänglich und würde mir 
wünschen, jede Person, die mit der Lehr-
kräfteausbildung zu tun hat, möge dieses 
Interview lesen. Eine Frage war: »Hast du 
Ideen, wie man diese Probleme lösen 
könnte?«. Hierzu würde ich gern ergän-
zen, dass Studierende von Anfang an in 
Schulen gehören! Sie könnten Lehrkräfte 

Auch im Bezirk Charlotten-
burg- Wilmersdorf beteilig-
ten sich Lehrkräfte am  
dreitätigen Streik vom  
6. bis zum 8. Juni. In allen 
Bezirken fanden vielfältige 
Aktionen statt. 
FOTOS: HÜLYA ÇELIK
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T H E AT E R 
Massentierhaltung, Klima­
katastrophe, 1,5 Grad­Ziel – 
kommt uns bekannt vor? 

Doch die Frage ist, setzen wir das 
Wissen auch in ein Handeln um, 
individuell und gesellschaftlich? 
In PIGS treffen in einer digitalen 
Installation 30 Zuschauer*innen 
auf 30 Expert*innen in Sachen 
Schwein: Metzger*innen, Agrar­
politiker*innen, Klimaaktivist *in­
nen, Landwirt*innen, Verbraucher­
*innen und viele mehr. Live ver­
handeln zwei Schauspieler *innen 
in einem Prozess zwischen digi­
talem Infotainment und Demokra­
tiespiel mit dem Publikum ihr am­
bivalentes Verhältnis zum Fleisch­
konsum. Die interaktive Installa­
tion von Miriam Tscholl ist ab dem 
28. Juni bis September im Theater 
an der Parkaue zu sehen und wird 
ab 13 Jahren empfohlen. Reguläre 
Tickets können für 13 Euro, er­
mäßigte für 9 Euro und Sozialti­
ckets für 3 Euro erworben werden. 

Pigs am Theater an der 
Parkaue – Junges Staats-
theater Berlin
www.parkaue.de/
spielplan/a-z/pigs/

B Ü C H E R
High Five für gesunde Kinder

Was ein High Five, also das gra­
tulierende Zusammenschlagen der 
erhobenen Hände zweier Personen, 
mit Kindererziehung zu tun hat? 
Gemäß dem Titel erklären die 
Kinderärzte Florian Babor und 
Nibras Naami in fünf Kapiteln 

hervorragend verständlich und 
einleuchtend dargelegt die Grund­
lagen der Kindergesundheit. Über 
die Vermeidung schwerer Krank­
heiten durch medizinische Vor­
sorge, die Stärkung des Immun­
systems durch Unterstützung der 
körpereigenen Abwehrkräfte und 
die Notwendigkeit von Impfungen, 
die Bedeutung einer ausgewoge­
nen Ernährung und Bewegung im 
Alltag bis hin zu psychischer Ge­
sundheit liefert der Ratgeber einen 
wahren Schatz an aktuellen Infor­
mationen. Zum Schluss gibt es 
noch ein Bonuskapitel, in dem es 
um die Bedeutung einer gesunden 
Erde für gesunde Kinder geht. Die 
Klimaveränderungen bringen näm­
lich neue gesundheitliche Risiken 
für unsere Kinder mit sich: Hitze 
und UV­Strahlung, neue Infektions­
krankheiten oder Extremwetter­
ereignisse. Das Buch sollte in 
jedem Kinderärzt*innen­Warte­
zimmer ausliegen und allen Eltern 

eines ersten Kindes geschenkt 
werden. Auch Erzieher *innen und 
Lehrer *innen profitieren von ihm 
und könnten dann häufiger als 
bisher einen High Five mit Eltern 
zelebrieren. 

Rezension von Detlef 
Träbert  
www.schulberatungs-
service.de

Diversität im Phantasiereich

Ein fleischiger rosa Teppich entrollt 
sich eines Tages durch das Fens­
ter mitten in Kamis und Mikas 
Zimmer und katapultiert die Zwil­
linge hinauf in ein magisches Land 
in den Wolken. Der Teppich ent­
puppt sich als die Zunge des Cha­
mäleons Konrad – dem Wächter 
von Wolkenhain. Hier oben dürfen 
alle so sein, wie sie sind, und nie­
mand muss sich verstellen. Allen 
voran Konrad, der knallpink ist 
und seine Farbe nicht der Umge­
bung anpasst. Doch plötzlich wird 
der Wächter immer blasser und 
schwächer. Können Kami und Mi­
ka das Chamäleon retten? Emp­
fohlen wird das Buch für Kinder 
von fünf bis 10 Jahren und ist 
zum Vorlesen und Selberlesen 
geeignet. 

Für eine Revolution der Liebe

Die Ehe normiert Beziehungen und 
Familie, kontrolliert Sexualität, 
den Besitz und die Arbeitskraft. 
Sie ist eine wichtige Stütze des 
Kapitalismus und lässt uns in bi­
nären Geschlechterrollen verhar­
ren. In ihrem Buch »Das Ende der 
Ehe« ruft Emilia Roig daher das 

Ende einer patriarchalischen In­
stitution aus. Sie hinterfragt die 
Übermacht der Paare und unter­
sucht, ob man Männer lieben und 
zugleich das Patriarchat stürzen 
kann. Letztlich wäre eine Abschaf­
fung der Ehe nicht nur für Frauen 
befreiend, sondern für alle. Denn 
nur dann können wir Liebe in 
Freiheit und auf Augenhöhe mit­
einander neu denken und leben. 
Emilia Roig widmet sich, wie auch 
in ihrem Bestseller »WHY WE MAT­
TER. Das Ende der Unterdrückung« 

In der interaktiven Installation »PIGS« von Miriam Tscholl verhandeln 
Schauspieler*innen gemeinsam mit dem Publikum ihr ambivalentes 
Verhältnis zum Fleischkonsum. FOTO: TA-TRUNG BERLIN

 k Florian Babor, Nibras Naami 
(2023): »High Five. Die fünf Säulen 
einer gesunden und glücklichen 
Kindheit«, dtv. 448 Seiten, 24€ 

 k Regina Feldmann (Autorin) und 
Ayşe Klinge (Illustratorin) (2023): 
»Kami & Mika – die phantastische 
Reise nach Wolkenhain«, FISCHER 
Sauerländer. 160 Seiten, 15€

 k Emilia Roig (2023): »Das Ende der 
Ehe«, Ullstein. 384 Seiten, 22,99€

A N Z E I G E
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die Bedeutung diskriminierungs­
sensibler Sprache, rassistische 
Diskriminierung und die Abwer­
tung Ostdeutschlands, antislawi­
schen Rassismus, Antisemitismus, 
Rassismus gegenüber Muslim *innen, 
antiasiatischen Rassismus – Ge­
schichten, die im Schulunterricht 
kaum präsent sind. Neben ihnen 
gibt es auch Artikel von Schüler­
*innen, weiterführende Literatur­
tipps und ein erklärendes Glossar. 
Die Publikation kann für eine 
Schutzgebühr von 4,95 Euro be­
stellt werden oder hier kostenlos 
heruntergeladen werden: 

 
www.schule-ohne-
rassismus.org/produkt/
themenheft-rassismus

#wirstattDesinformation

Die vierteilige Webvideo­Reihe geht 
russischen Narrativen im Zusam­
menhang mit dem Krieg in der 
Ukraine auf den Grund und ist als 
zwölfmonatiges Projekt mit zwei 
ineinandergreifenden Teilen an­

(2022), der Aufgabe, Menschen zu 
inspirieren, sich von Unterdrückungs­
systemen zu lösen, neue Narrative 
zu schaffen und das kollektive 
Bewusstsein zu verändern.

M AT E R I A L 
Themenheft Rassismus

Gegen welche unterschiedlichen 
Gruppen richtet sich Rassismus 
in Deutschland? Wo fängt rassis­
tisches Denken und Handeln an? 
Welche Rolle spielt struktureller 
Rassismus? Wie erkenne ich Ras­
sismus, was kann ich dagegen tun? 
Im Themenheft »Rassismus« wer­
den zentrale Fragen und verschie­
dene Rassismusformen aufgegrif­
fen. Die Autor*innen gehen auf 
unterschiedliche Ausformungen 
von Rassismus in Deutschland ein 
und schildern persönliche Erfah­
rungen mit Rassismus. Die Bei­
träge beleuchten unter anderem 
die Verfolgung und den Völker­
mord der Sinti*zze und Rom*nja, 

gelegt. Während zunächst Narra­
tive analysiert werden, sollen 
diese danach aufgeklärt und durch 
Gegendarstellungen als Desinfor­
mationen gekennzeichnet werden. 
Im Mittelpunkt der Analyse stehen 
dabei falsche Rechtfertigungen 
und verzerrte Darstellungen des 
Krieges. Der Report zum Projekt­
abschluss wird zudem detaillier­
te Monitoring­Erkenntnisse zum
Einsatz von Narrativen enthalten.
Gleichzeitig werden die Videos im
Entstehungsprozess sowie inhalt­
lich als auch im Hinblick auf ihre
Wirkungsweise dargestellt. Die
Videos des Projekts »Narrative 
über den Krieg Russlands gegen 
die Ukraine (NUK)« sind in deut­
scher, russischer und arabischer 
Sprache mit jeweils entsprechen­
der Untertitelung abrufbar und 
werden veröffentlicht unter: 

www.bpb.de/lernen/
bewegtbild-und- 
politische-bildung/
webvideo/516607/
narrative-ueber-den-
krieg-russlands-gegen-
die-ukraine-nuk

A K T I V I TÄT E N
Führungen und Workshops im 
Schwulen Museum Berlin

Zur aktuellen Ausstellung »Love 
at First Fight« bietet das Schwule 
Museum einen 90­minütigen Work­
shop für Schulklassen ab der 10. 
Klassenstufe, für FSJ­Gruppen und 
junge Erwachsene an. Love at First 
Fight schaut auf mehr als 50 Jah­
re queeres Leben und Aktivismus 
in der BRD, DDR und dem wieder­
vereinigten Deutschland. Im Wech­
sel von Input und Kleingruppen 
werden zentrale Themen der Aus­
stellung erarbeitet und diskutiert. 
Es wird empfohlen im Anschluss 
Zeit für den eigenständigen Aus­
stellungsbesuch einzuplanen. Der 
Workshop kostet 150 Euro für 
Gruppen bis 25 Teil nehmer*innen. 
Der Besuch der Ausstellung ist für 
Schüler*innen frei, Studierende 
zahlen ermäßigten Eintritt von 
drei Euro, Erwachsene neun Euro. 
Private Führungen dauern 60 Mi­
nuten und kosten 70 Euro für 
Gruppen bis 25 Teilnehmer*innen. 
Die Workshops und Führungen 
können per Mail an fuehrungen@
schwulesmuseum.de gebucht wer­
den. Für die Buchung wird gebe­
ten das Wunschdatum und die 
Uhrzeit innerhalb der Öffnungs­
zeiten, Gruppengröße, Ausstellung, 
Sprache (dt./engl./DGS) und eine 

kurze Beschreibung der 
Gruppe an zugeben.
www.schwulesmuseum.
de 

Dong Ban Ja heißt begleiten 

Der interkulturelle Hospizdienst 
ist seit 2009 unter dem Dach des 
Humanistischen Verband Deutsch­
land (HVD). Unter der Leitung von 

Willkommen in Berlins
Beamtenlaufbahn!
Endlich privat krankenversichern.

Per Klick
HUK.de/verbeamtung
Info@HUK-COBURG.de

Informieren Sie sich jetzt bei der HUK-COBURG

Persönlich
Geschäftsstelle Berlin
Marburger Straße 10
10789 Berlin                                                                                     

Supervision, 
Coaching, Beratung

Erfahrung seit über 25 Jahren in den 
Bereichen Schule und Erziehung

Hoferichter Supervision Berlin
Karena Hoferichter

Haydnstraße 4, 12203 Berlin oder 
Marschnerstraße 12, 12203 Berlin

Telefon: +49 (0)171 32 13 804
Telefax: +49 (0)30 84 30 99 92

E-Mail: info@hoferichter-supervision.de
www.hoferichter-supervision.de

A N Z E I G E N
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Dharma Raj Bhusal engagieren 
sich inzwischen 140 ehrenamtliche 
Begleiter*innen bei dem kosten­
losen, ambulanten Hospizdienst. 
Begonnen hat der interkulturelle 
Hospizdienst 2005 als Verein für 
die koreanische Community in 
Berlin. Mittlerweile geben die Ster­
be begleiter*innen Menschen aus 
Asien, arabischsprachigen Ländern 
und zukünftig auch afrikanischen 
Ländern an ihrem Lebensabend 
ein Stück Heimat in ihrer Her­
kunftssprache. Das Projekt bietet 
für Interessierte Ausbildung für 
die ehrenamtliche Tätigkeit als 
Sterbebegleiter* in an, zum Teil 
auch in der Herkunftssprache und 
mit Supervision. Weiterhin kann 
der Hospizdienst durch Spenden 
unterstützt werden. Wer mehr 
erfahren möchte, kann eine Mail 
an Dharma Raj Bhusal schreiben: 

D.Bhusal@hvd-bb.de 
oder auf die Webseite 
des Projekts schauen: 
humanistisch.de/ 
dongbanja  

 

S E N I O R*I N N E N
Die Veranstaltungen der Senior*innen 
sind offen für alle GEW-Mitglieder 
und Gäste! Eintrittsgelder müssen 
selbst getragen werden. Wenn nicht 
anders angegeben, ist eine Anmeldung 
nicht erforderlich. Wenn du über die 
Angebote für GEW-Senior *innen auf 
dem Laufenden sein möchtest, schicke 
eine Mail an seniorinnen-team@gew-
berlin.de oder schau in den Veranstal-
tungskalender unter www.gew-berlin.
de/veranstaltungskalender  
Euer Senior*innen-Team

DAS GEW-HAUS IM JULI UND AUGUST 2023

03. JULI 16.30 UHR GEW­Betriebsgruppe Humboldt­Universität (hybrid) 
   Ort: Gesamtpersonalrat der HU, Monbijoustr. 2b,  

10117 Berlin

04. JULI 18.30 UHR  Abteilung Berufsbildende (und zentralverwaltete)  
Schulen (hybrid)

10. JULI 17.00 UHR LA Migration, Diversity und Antidiskriminierung

13. JULI 18.00 UHR Leitungsteam Abteilung Wissenschaft (hybrid)

19. JULI 18.30 UHR  LGBTQIA* AG queere Pädagog*innen  
in der GEW BERLIN (hybrid)

27. JULI 18.00 UHR Leitungsteam Abteilung Wissenschaft (hybrid)

10. AUG 18.00 UHR Leitungsteam Abteilung Wissenschaft (hybrid)

16. AUG 18.30 UHR  LGBTQIA* AG queere Pädagog*innen  
in der GEW BERLIN (hybrid)

24. AUG 18.00 UHR Leitungsteam Abteilung Wissenschaft (hybrid)

31. AUG 15.30 UHR AG Jugendliteratur und Medien (AJUM)

Eine ausführliche Übersicht aller kommenden Veranstaltungen 
findest du auf unserer Webseite: www.gew-berlin.de/
veranstaltungskalender

Kinderbetreuung
Wir möchten die Vereinbarkeit von Gewerkschaft und Familie 
fördern, deswegen übernehmen wir einen Teil deiner Betreuungs-
kosten in Höhe von 15 Euro pro Stunde.
kinderbetreuung@gew-berlin.de
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Senior*innen/Junge Alte

• Mittwoch, 19. Juli 2023 I 14.30 Uhr
Die Wahlen in der Türkei. Unser 
Kollege Dr. Christian Meyer berich­
tet über die Erkenntnisse, die er 
als Wahlbeobachter in der Türkei 
gewonnen hat.

Senior*innen Pankow

• Dienstag, 22. August | 10.30 Uhr 
Führung: Vom Flugfeld zum Land­
schaftspark Johannisthal; Treff­
punkt: 10.30 Uhr S­Bhf. Adlershof 
unten.; Beitrag: 5 Euro

Chor

12. Juli, 17 Uhr im Lette Verein, 
Raum A 480, Victoria­Luise­Platz 
6, 10777 Berlin; 26. Juli, 9. und 
23. August, 16.45 Uhr im GEW­
Haus; Kontakt: Peter Sperling und 
Christine Naumann, Tel. 030/28 
43 25 01

Singkreis   

5. Juli und 30. August, 16.30 Uhr 
im Lette Verein, Raum A 480; 
19. Juli, 13.45 Uhr, Raum N 009, 
Victoria­Luise­Platz 6, 10777 Ber­
lin; Kontakt: Luis von Simons, Tel. 
0170/544 60 76 und Ulfert Krahé, 
Tel. 030/833 33 63

Stammtisch GEW 
Ruheständler*innen 

26. Juli und 23. August, 14.30 Uhr, 
Café Ulrichs schräg gegenüber dem 
GEW­Haus, Kontakt: Monika Rebitz­
ki, Tel. 030/471 61 74

THE COMMUNICATION ACADEMY BERLIN
Vielfalt als Ressource & Vielfalt als Chance

Fortbildungen 2023
•  Theatermethoden für Sprech- und Stimmtraining
• Umgang mit unfairer Argumentation
• Das Puppenspiel in der pädagogischen und  
 sozialen Arbeit
• Lampenfieber als Herausforderung
Dr. Karin Iqbal Bhatti / Frank Morawski, M. A. 
Kalkreuthstr. 10, 10777 Berlin, Tel. 030-23 63 91 77

www.communication-academy.org

A N Z E I G E N
Was tun bei

ARTHROSE?
Wenn die Gelenke an Arthrose erkran­
ken, leidet der ganze Mensch. Wichtige 
Empfehlungen gibt die Deutsche Ar ­ 
th rose­Hilfe in ihrem Ratgeber „Arth­
ro se­Info“. Eine Sonderausgabe ist 
kosten los erhältlich bei: Deut sche Arth­
rose­Hilfe, Postfach 1105 51, 60040 
Frank furt (bitte gern eine 0,85­€­Brief­
marke für Rückporto beifügen) oder 
per E­Mail an: service@arthrose.de.

45 x 40 

A N Z E I G E
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Die bbz bietet eine spannende Plattform für den Erfahrungsaustausch  
und tiefe Einblicke in die Gewerkschaftsarbeit. Sie ist DAS Diskurs­Forum in  
der GEW BERLIN. Wir suchen engagierte Menschen, die uns dabei helfen,  
die bbz zu gestalten. Lust mitzumachen? Schreib uns an bbz@gew-berlin.de.  
Wir freuen uns auf dich in unserer nächsten Redaktionssitzung!

Redaktions­ 
mitglieder gesucht!

bbz@gew­berlin.de
Schreib uns!




